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Bremer Metaller sagten in 


Zu diesem Schwindel 


der 2.Urahstimmung 


Japans Arbeiterklasse startet ihre 


E {nen Monat rüber as in den ver 

ıngenen Jahren haben die 
Werktätigen Japans und ihre Gewerk- 
schaften am 26. Januar ihre tradi- 
tionelle _‚Frühjährsoffensive' mit 
machtvollen Kundgebungen und De- 
monstrationen begonnen - nach An- 
gaben der Gewerkschaften versammel- 


den 3. März, rund 150 000 Menschen. 
unter der zentralen Losung „Stoppt 
die Infaltion”. („„FAZ", 4.3.74) 

Ihren ersten Höhepunkt erreichte 
die "Frühjahrsoffensive' 74° mit den. 
Massenstreiks vom 26. März fl: „An 
den Arbeitsniederlegungen beteiligten 


ten sich allein im Meiipark von Tokio 
rund 50 000 Kollegen, im gesamten 
Lande sollen sich an diesem Tag 
mehr als 1 Million Arbeiter und An- 
gestellte an parallelen Protestaktio- 


sich nach Gewerkschaftsangaben ins- 
geramt 2,44 Millionen (!) Arbeiter 
und Angestellte. Die versc 
Aktionen reichten von 48 stündigen 
‚Arbeitsniederlegungen bis zu ‚Di 


[Bremer Vulkan: Protestversammlung der Kollegen gegen den Schlichtungs Spruch 


nen beteiligt haben. (SZ, 28.1.74) | nach Vorschrift‘ 


Die zweite Phase des diesährigen. 
Lohnkampfes begann Anfang März 
An Kundgebungen und Demonstra- 


ne tr Te 
GEKÜNDIGTE 


HSW-VERTRAUENSLEUTE 
VORM ARBEITSGERICHT 


Richter haut „Eselsbrücken” 


GEKONDIGTE 
HSW-VERTRAUENSLEUTE 
VORM ARBEITSGERICHT 


Richter baut „Eselsbrücken” 


eitag, 22, März 1974; 

Vor rund 20 000 streikenden Me- 
iallern des Bezirks Unterweser, die in 
mehreren Blöcken zum Bremer Rat- 
haus mafschiert waren, erklärte der 
1G. Metal-Bezirkskitei Otto vom 
Steeg fürjeden hörbar: 

„Heute iat der vorletzte Tag der 
besonderen Schlichtung. Sollten die 
Arbeligeber heute und morgen wie- 
derum kein befriedigendes Angebot 
vorlegen, werden wir beim Vorstand. 
beantragen, weitere Gebiete in den 
Arbeiiskampf zu führen.” 

Darüber. was ein ‚hefriedigendes 
‚Angebot‘ ist, gingen die Meinungerf 

schen den versammelten Metallar- 
ätern und dem wortradikalen vom 


Steeg freilich weit auseinander. Im- 
merhin bezeichnete der Bezirksleiter, 
aber 14 % Lohn- und Gehaltserhö- 
hungen als die „unterste (!) Grenze“ 
dessen, was für die Verhandlungsfüh- 
rerder IGM „akzeptabel sein könnte“ 

‚Am runden Tisch der ‚besonderen 
Schlichtung‘ (in den auschigen Räum- 
lichkeiten des Bremer Esso Motor 
Hotels) sah man es nur einen Tag 
später anders 

Derselbe vom Steeg (und die bei 
den, anderen Verhandlungsstrategen 
der 1G Metall) stimmten — ebenso 
wieihre ‚Partner von Gesamtmetall 
dem Vorschlag des ‚neutralen" 
Schlichters zu, Löhne und Gehälter 
der Metaller im Jahresdurchschnitt 


um 12,25 % zu erhöhen. Im Einzel 
nen. sieh! das. Abkommen. vor, daß 
sich die Lohn- und Gehaltserhöhun- 
gen in dei Stufen vollziehen: ab } 
nuar *74 sind 11,ab April 12 und 
Juli 13 Prozent vorgesehen. Ferner 
sollen der Jahresurlaub für 1974 und 
1975 um je zwei Tage verlängert 
und das Urlaubsgeld von 30 auf 50% 
angehoben werden. 

Für die Lehrlinge wurde ein zu- 
sitzliches Trinkgeld von 70 DM (mo- 
natlich) für ausreichend gehalten. Die 
tarifvertraglich garantierte. ‚Alterssi- 
cherung' (ab $4 Jahre) sieht zukünftig 
vor, daß Metaller, die einem Betrieb 


Forts. nächste Seite 


Der Kampf um die Kinderschule 


m 21) Mirz fand vor dem Ham-} 
burger Arbeitsgericht die zweite 

Verhandlung der drei gefeuerten Kolle- 
gen (Mitglieder des ehemaligen Vertrau- 
ensleute-Vorstandes) gegen USW statt 

Nachdem HSW den ersten Termin 
hatte platzen lassen (der Anwalt war 
„unvorbereitet”” erschienen), waren nun 
Schon volle 2 Monate nach der Kündi- 
[gung ins Land gegangen 

Die Marschroute der HSW-Geschäfts- 
leitung für den Prozeß war klar abse- 
steckt. Heißt es doch übereinstimmend 
in den Kündigungsschreiben (s. AK 39) 

Die Kollegen hätten 

den BR, die IGM und den Unternch- 

mer unsachlich und beleidigend kri- 

siert 

IGMinterne Informationen an den 

KOMMUNISTISCHEN BUND wei- 

tergeleitet 

sich nicht von einem DKP-Flugblatt 

distanziert, wie es der BR von ihnen 

verlangt hatte, 

mit einem offenen Brief —in dem sie 

sich gegen den Abbau der demokza 

üischen Rechte auf Betriebsversamm- 


‚gung. herangezogen wurden, sollte 
allen Kollegen diohend deutlich 
machen, was es bei HSW. heißt 
die Geschäftsleitung und den BR 
zu kritideren 

Sichtbar unangenehm berührt 
waren die HSW - Vertreter und 
ihre Zeugen vom großen Andrang 
vor dem Gerichtssaal. Es waren ca. 
SO Angehörige, Freunde und Kol- 
iegen der Kläger erschienen, um 
beim Prozeß dabei zu sein. ( Der 


Richter verlegte * daraufhin die 
Verhandlung in einen größeren 
Saal) 


Die Geschäftsleitung (GL) der 
HSW war durch den Persofalchef‘ 
Käppeler vertfeten. Er - selbst ein- 
mal Beisitzer am Arbeitsgericht 

ist Mitglied der SPD und poli 
tischer Kopf der SPD -Betriebs- 
gruppe. In dieser Fi 
er auch die beiden. Betriebsrats- 


fürsten Venohr (1. Vors) und Berl- 
bach (”Arbeitnehmervertreter" im 
Aufsichtsrat) an. Beide waren als 
Zeugen der GL (!) erschienen. Sie 
sollten zu dem Antrag des BR aus 
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Am 14. März 1974 wurde die „Kinderschule Finkenstra- 
86‘ (ein kirchlicher Kindergarien) in BremerhavenGrün- 
höfe auf Beschluß des evangelischutherischen Gesamt 
verbander offiziell geschlossen und sämtliche Geldmittel 
gestrichen — „vorläufig‘‘, wie es von städtischer und 
kirchlicher Seite heißt. Eitern, Kinder und Helfer der 
„Kinderschule Finkenstraße‘“ (KSF) besetzten 
ie Räume der Kinder 
soweit wie möglich we 
Schließung der KSF stellt den vorläufigen Höhepunkt 
der Angrilfe dar 

Die „Kinderschule Finkenstriße" existiert seit knapp 
zwei Jahren. In ihr werden ca. 60 Kinder von freiwillig 
Helfern und einer hauptamtlichen Kraft betreut, Die Mi 
arbeiter haben sich ein Ziel gesetzt, das über den Rahmen 
der städtischen und kirchlichen Kindergarten-Arbeit 
hinausgeht, nämlich anstelle der Erziehung zur (wider- 
spruchlosen) Anpassung an die bürgerliche Gesellschaft 
haben sie sich zum Ziel gesetzt, den Kindern ihre Situs- 
tion und die Ursachen dafür bewußt zu machen, d.h. sie 
sie ansatzweise klassenorientiert und bewußt zu_erzichen. 


ie Pläne von Stadt und Kirche 
ießen innerhalb der Bevölkerung | 4 
auf großen Widerstand. Auf einer In 
formationsveransultung, die am 7.2 
von den Neifern und Teikn der Be- 
wohner durchgeführt wurde und zu 
der Vertreter von Kirchenvorstand, 
Gesamtverband (der Kirche), Stadt‘ 
verwaltung und SPD eingeladen wur- 
den, wollte man klare Auskünfte über | Mi en 
die Zukunft der KSF bekomm aigen Zeitpunkt‘ 


Gesamtven 


SPD und Stadt hielten es nicht 
ul für nötig, überhaupt Kenntnis 
von der Sache zu nehmen, während 
der Kirchenvorstand (KV) und der 
und (GV) sich dazu be 
quomten, wenigstens ihr Nichters; 
nen vorher bekannt zu geben und da 
mit zu begründen, dal 
on der Öffentl 


Im Laufe dieser Arbeit konnte ein guter Kontakt zu den 
Bewohnern des Viertels hergestellt werden. Es begannen 
sich Bewohneraktvitäten über den Rahmen der KSF 
hinaus zu entwickeln (eine Mieterakuion erkämpfte für 
die Jetzten Familien im Viertel Mietrerträge). Die sich 
entwickelnden Aktivitäten wurden auch von der Stadt. 
verwaltung, bzw. SPD nicht übersehen, sie „begannen 
sich der Sachen anzunehmen“, d.h. die SPD versuchte 
die selbständigen Aktivitäten in den Griff zu bekommen, 
um sie später abzuwärgen oder wenigstens zu kanalisie- 


Zunächst ging es offiziell nur um eine „Mitträgerschaft“ 
der Stadt. Die wirklichen Ziele kristllisierten sich je- 
doch relativ schnell heraus. Durch Gründung eines Ent- 
‚schekdungsgremiums, eines „Dachverbandes“, in dem 
nur $tadt und Kirche sitzen sollten, sollte der Einfluß 
von Eltern und Helfern ausgeschaltet werden, die Kin- 
derschule praktisch zu einem „städtischen“ Kindergar- 
en umfunktioniert werden. (Wir berichteten darüber 
in AK 37) 


lungen noch im Gange waren - für 
„nicht sinnvoll“ hielten. Ein. „inof- 
fiziell“ anwesendes Mirglied der KV 
warnte die Eltern und Mitarbeiter der 
Veranstaltung davor, „durch. ihre 
Haltung nicht das letzte Porzellan 
zu zerschlagen". Als es offensicht 
lich wurde, daß sich Eltern und Hel 
fer nicht einschöchtern lassen wür 


sie eine Infor 
eit zum „jet 
als die Verband 
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ungen aussprechen — den Betricbs- 
Irieden gestört 
Daß derartige Gründe zur Kündi 


ee | 
IG Chemie Führer blasen 


zur Kommunisten- Jagd 


In den 3 Hamburger Texaco-Werken haben die IG-Chemie-Fihrer (Kodoliisch 
& Co) samt Ihrem Anhang aus rechten Sozialdemokraten, CDU’Iern, sog. 
„‚Unabhängigen” und politisch — noch! — heimatiosen Rechten unter dem 
Schutz der Teaco-Bosse zur Treibjagd auf fortschrittliche und kommunisti- 
sche Gewerkschafter geblasen. In einem geschickten Rollenspiel — die hier 
genannte Garde arbeitet nur ungern allıu offen zusammen - soll eine rechte 
Formierung der Texaco-Kollegen betrieben, der bisherige Einfluß der Ge- 
werkschafulinken gebrochen, die Politik des Öl-Konzerns in der Kollepen- 
schaft durchgesetzt und dieselbe wehrlos gemacht werden. 

Der erste Schlag der Antikommunisten wurde im gewerkschaftlichen Ver- 
trauenskörper Grasbrook gestartet: Rausschmiß von 3 linken Vertrauensleu. 
ten. Kurz darauf wurde einer der geschaßten Vertrauenseute gekändigt. 
(Vergl. AK 38). In einer mehmeitigen „persönlichen Erklärung” dieser drei 
Wurde die Auseinandersetzung im VLK Grasbrook den Kollegen erklirt, 
ebenso die Hintergründe für diesen Schlag der Rechten, - Ein Ahnlichen 
im Wilhelmsburger 


ınsten eines anderen Sekretär der IG-Chemie ge- 
rhumt, nachdem er eine Reihe von Abstimmungs-Niederlagen hatte hin 


nehmen mässen, 
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‚Arbeiterkampf Nr. 42/April 1974 


Forts, Brei 


ununterbrochen fünf Jahre angehört 
haben, volles Gehalt erhalten - und 
‚nur® noch aus „wiehtigem Grund'“ 
(71) gekündigt werden könneı 

Damit unterscheidet sich dieser 
Abschluß nur um einen Prozent- 
punkt von jenen Tarifabkommen, die 
n den sorlaklemokratischen Ge- 
werkschaftsführern bereits für rund 
4 Millionen Metallarbeiter in zehn 
Bezirken abgesegnet wurden, ohne, 
daß auch nur erwogen wurde, die Ar 
beiter dieser Bezirke für die Durch- 
setzung Ihrer Forderungen zu 
mobilisieren. 

Der Metall-Abschluß. im Bezirk 
Unterweser ünterscheidet sich vom 
Abschluß im Öffentlichen Dienst (wo 
durch den Mindestbetrag von 170, 
DM für jeden im Schnitt immerhin 
noch 13 % herauskommen) dadurch, 
daß er noch schlechter ist, 

In Kenntnis dieser unleugbaren 
‚Tatsachen phantasierte der IG-Metall- 
‚Führer Otto vom Steeg unmittelbar 
nach dem Abschluß vor der Presse 

„Wenn das Lohnergebnis auch 
noch Wünsche offenläßt, so können 


„Die Kollegen haben jetzt 
das letzte Wort” 

(DKP-Kommentar zur 

2. Urabstimmung) 


Drei Wochen Streik 
dieses elende Ergebnis! 
Dafür hatten die Arbeiter nicht den 
Kampf (mit allen seinen Entbehrun- 
gen) aufgenommen. Und dasbrachten 
ung zum 


und dann 


Von den 25.699 abgegebenen Stim- 
men lauteten 

NEIN 16.382 = 56,81% 

JA 9.235 = 32,02% 
(rund 3.000 Kollegen waren nicht zur 
Urabstimmung gegangen). 

Besonders groß war die Empörung 
und Ablehnung bei großen und kampf- 
erfahrenen Betrieben, wie 2. B. dem 
Bremer Vulkan. Dort hatten sich noch 
+am Morgen vor der Urabstimmung in 
einer nicht „offiziellen” Versamm- 
lung 2,00 Arbeiter und Angestellte 
vor den Werkstoren versammelt, um 
ihren Protest gegen den Schlichtungs- 
schyingel zum Ausdruck zu bringen. 

'in Kollege brachte auf den Punkt, 


Liebe Mitarbeiterin, lieber Mitarbeiter! 


22. März 1974 


Der nun schon fast drei Wochen dauernde Streik scheint sich dem Ende 


zuzuneigen. Wir haben erfahren, daß bis zum Sonnabend, 23. März, eine 
Entscheidung (allen soll. Das Ergebnis wird mit Sicherheit im Radio 
in den Nachrichtendiensten zu erfahren sei 

Wenn Sie hören, daß bis zum Sonnabend, den 23. März, ein einver- 
nehmlicher Schlichtungsspruch gefallen ist oder sonst eine Einigung er- 
zielt wurde, die von beiden Parteien getragen wird, dann kann mit 
Sicherheit davon ausgegangen werden, daß der Streik nur noch eine 
Juristische Formalität und das Ende abzusehen ist 

In diesem Falle kommen Sie bitte am Montag, den 25, März zur ge- 
wohnten Stunde an Ihren Arbeitsplatz zurück. Sie sollen mithelfen, 
mit zunächst nur wenigen Kollegen die Vorbereitungen für den Anlauf 
des gesamten Betriebes zu treffen. Die örtliche Streikleitung hat von 


diesem Brief Kenntnis. 


Wir hoffen, daß die Folgen dieses Streiks für beide Seiten bald. 


überwunden sein werden 
und begrüßen Sie 
BREMER 


WERKZEUG UND. 


MASCHINENBAU GMuH! 


(Brenger) 


Y 


‚Zur selben Zeit, als in Bremen die Massenkundgebung der Metaller stattfand, 


wurde dieser Brief verfaßt. 


Offenbar haben die Gewerkschaftsführer die Kapitalisten 


im Gegensatz zu 


‚den Arbeitern — nicht darüber im Unklaren gelassen, was sie wirklich vorhaben. 


wir das Ergebnis dennoch als Erfolg 
buchen.“ („Weserkurier", 25.3.) 

1G. Metall-Chef Loderer betonte 
sogar vor Journalisten;/ch bin mit 
dem Ergebnis s e hr zufrieden.“ 
(„Weserkurier‘‘, 25.3.) Man sicht ja, 
Je gehobener die Stellung der Sozial 
demokraten in der Gewerkschaftsbü- 
rokratie ist, um so weniger fühlen sie 


sich durch die Stimmung in der Ar- 
cn auren ae >tummung ın der Ar- 


beiterschaft ‚gehemmt 

ja das Ergebnis der ‚besonderen 
Schlichtung‘ den Metallern wenigstens 
pro forma noch zur Urabstimmung 
vorgelegt werden mußte, wandte die 
1G Metall-Bezirksleitung viel Energie 


was alle Versammelten empfanden: 
„Diese Gewerkschaftsführung handelt 
gewerkschaftsschädigend und begeht 
Arbeiteryerrat, deshalb muß sie aus 
unserer Gewerkschaft ausgeschlossen 
werden.” (nach KVZ’Extra, 28.3.74) 

Es wurde dazu aufgerufen, in der 
Urabstimmung mit NEIN zu stimmen: 


Ablehnung beim VULKAN über 80 %! 
Um gesen Laderer und vom Stan 
Um gegen Löderer und vom Stecg 

Gewerkschafts-Ausschlußverfahren in 

Gang zu setzen, wurden von klassen- 

kämpferischen Kollegen Unterschrif- 

ten-Listen angefertigt. Sie haben fol- 
wenden Text 
„Hiermit beantrage ich den Ge 


INDUSTRIEGEWERKSCHAFT METALL 


‚FÜR DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 


Bezirksleitung Ha 


‚Zentrale Streikleitung 


An alle 
örtlichen Streikleitungen 
(und Streiklokale) 


Wir weisen darauf hin, daß die Streikposten von Euch zu belehren sind, daß eı 


ımburg. 
8374 


rechtlich unzulässig ist, lückenlose, gestaffelte Streikpostenketten zu bilden, 
die den Zugangsberechtigien den Zutritt zum Betrieb nur unter Einsatz von 


‚körperlicher Gewalt möglich machen, 


Die Streikposten müssen aus rechtlichen Gründen die Kollegen, die solche 
Ketten bilden, auffordern, dieses zu unterlassen, 


Man sieht, die IG Metall-Führer waren nicht nur in der ‚Schlichtung‘ aktiv 


Das ist organisierter Streikbauch! 


auf, um den ‚Erfolg‘ glaubhaft darzu 
stellen. „14,88 % — Das ist erreicht!“ 
verkündete O.v. Steeg in den „‚Metall- 
nachrichten" vom 25. Mrz. 


Um zu diese, phantasievoflen Mar 
ke zu gelangen, hat vom Steeg einfach 
die Urlaubsgelderhöhung auf den Mo- 
nat ‚umgerechnet und die v0 ermittel 
ten 2,6.% mit der Lohn- und Gehalts 
erhöhung addiert 


Dieser erbärmliche Schwindel liegt 
nz auf „der Linie. kapitalistischer 
„Kostenrechnungen”': 30 wurde von 
"Gesamtmetall” auch noch die Ver 
lüngerung der Urlaubs 2. 0 41 in 
zente( 1 % mehr!) „umgerechnet 
den übrigen Verbewerungen 
schlagen. 


und 
zuge 


werkschaft-Ausschluß von Otto vom 
Steeg und Loderer wegen Arbelterver- 


räterel und gewerkschaftsschädigen 
‚dem Verhalten. 
NAME ADRESSE BETRIEB" 


Über 600 Kollegen unterstützten 
bisher durch ihre Unterschrift diesen 
Anirag. 

Vor dem Hintergrund dieser Breig- 


sehen, daß der IG Metall „Tarifexper- 
te" Mayr (als Vorstandsmitglied an 
‚der „besonderen Schlichtung” in Bre- 
men beteiligt) einem Reporter von Ra- 
dio Bremen gab. 

Auf die Frage des Reporters, was 
er (Mayr) von der massenhaften Ab- 
Nehnung des Ergebnisses halte. 
tele Mayr: un. es gibt auch 
‚Stimmen, viele Stimmen, die den Ab- 


schluß anders sehen. Auch beginnt bei 
vielen Mitgliedern ein Umdenken, daß 
der Abschluß doch positiv ist 

Der Reporter‘führt an, daß über 
80 % der Vulkan-Arbeiter mit NEIN 
gestimmt hätten. 

Mayr: „Die Kollegen waren nicht 
ausreichend informiert ... technische 
Schwierigkeiten ... Vielleicht waren 
die Metall:Nachrichten nicht rechtzet- 
tig in der Hand der Kollegen ... Dieser 
Abschluß ist nahe an 16 % (!}}) heran 
... Ich bestreite, daß die Führung Ver- 
trauen verloren hat ... Die Führung 


hat in der nächsten Zeit genug Gele- den einen wie den andı 


genheit, um den Abschluß zu erläu- 
tern (t). 
(Das Interview, auszugsw..KVZ). 

Bei diesen sozialdemokratischen 


kräftigen noch einmal ihre Forderungen — einen Tag später sind sie angeschissen. 


Gewerkschaftsführern weiß man 
eigentlich nie so recht, was bei ihnen 
schwerer wiegt — Dummheit oder 
Arroganz? ! 

Ebenso wie die Führer der SPD 
nach den schweren Wahlschlappen der 
letzten Zeit, sehen auch die IG Metall 
Strategen ihren einzigen ‚Fehler‘ in 
dieser Tarifrunde darin, ihfe rundher 
um richtige Politik nicht attraktiv ge- 
nug dargestellt, nicht genug ‚erläu 
tert‘ zu haben... 

Und für die Mißstimmung zwischen 
sich selbst und den Massen werden von 

n sozialde- 
mokratischen Führern die Linken ver 
antwortlich gemacht (Wie „Die Welt“ 
vom 26.3.74 meldet haben Vertreter 
der IG Metall-Führung die Vulkane- 


SET <Z, 


| 


Nachdem Kapitalisten und Ge: 
werkschaftsführer die Metaller 
Bezirk Unterweser eingeseift hat 
ten, übertrugen sie den ‚besonde- 
ren’ Schwindel auch noch auf die 
verbliebenen drei Tarifgebiete 
Hamburg, Nordwestliches Nieder- 
sachsen und Schleswig-Holstein. 

Dabei kam den Berufsdemago- 
gen fraglos zugute, daß sie den 
Arbeitern in diesen Bezirken eh 
nen ‚erstreikten Abschluß" frei 
Haus liefern konnten. 

Da die Kollegen in Hamburg 
usw. bestenfalls an kürzeren 
‚Warnstreiks® teilgenommen hat 
ten, empfanden sie den Gegensatz 
von Ausgangsforderungen und 
Abschluß nicht so stark, wie ihre 
Bremer Kollegen nach dem drei- 
wöchigen Streik. 

Die Gewerkschaftsführer hat- 
ten gerade hier in Hamburg (und 
ingewisser Weise auch im Schles- 
wig-Holstein) auf eine Situation 
hingearbeitet, wo der von 
ausgemauschelte Tarifal 
ohne breiteren Widerspruch von 
den Metallern akzeptiert würde 

Zu diesem Zweck wurden den 
Arbeitern ‚Wechselbäder‘ verab 
reicht: Zum einen radikales Sprü- 
cheklopfen {in den zahlreichen 
Fiugschriften, auf den verschie 
‚densten Versammlungen von be 
trieblichen Funktionären etc.) 
jer Aktionismus (der 
Iehreren von oben’ ins 
rten Warnstreiks anigie) 
der anderen Seite Abwiegelei, 
Verzögerung bei den Verhandlun 
gen und schließlich halt die Ver 
hinderung der gemeinsamen 
Kampffront mit den streikenden 
Kollegen in Dromen/Unterweser 


EU 


Hamburger Metaller wurden demobilisiert 


„Die Tarifkommission hat für 
den 28./29. und 30. März die 
Streik-Urabstimmung beantragt“, 
sagte der Hamburger Gewerk. 
schaftsführer Lilienthal unter dem 
brausenden Beifall von 2.000 Kol- 
legen, die am 22. März zu einer 
Kundgebung der IGM vors Ham: 
burger Gewerkschaftıhaus ge 
kommen waren. Und er fügte 
hinzu: „„.. Urabstimmung — für 
den Fall, daß die besondere 
Schlichtung in Bremen kein Er- 
gebnis bringt." 


Vom Steog hat später ver 
sucht, diese (insgesamt recht ma- 
were) Kundgebung als ‚Beleg‘ für 
‚die angeblich einheitliche Kampf. 
front der Metallarbeiter Nord. 
deutschlands herauszuputzen 
„Diese spontane und beachtli- 
che Demonstration war die letzte 
Warnung an die Hamburger Ar 
beiigeber, aber auch an die Ver 


ger g 


7.000 Metaller marschieren durch Bremerhaven — nur wenige Tage vor dem miesen Abschluß, Bei der Urabstimmung 
erteilten die Kollegen den IGM-Führern die richtige Antwort: Hier stimmten über 70% mit NEIN! 


sen, die sich an der Prolentversamm- 
lung beteiligt und den Ausschluß von 
Loderer und Co gefordert haben, be- 
reits als ‚radikale Außenseiter‘ diffa- 
miert!), 

In jedem Fall wären kommunisti- 
sche und andere klassenbewußte Ar- 


beiter gut beraten, ganz besonders in 
den nächsten Monaten vor den ‚Kon- 


terschlägen' der Gewerkschaftsführer 
auf der Hut zu sein. Denn für die Ge- 
werkschaftsspitze sind — egal ob sie 
‚das zugibt oder nicht — das Urabstim- 
mungsergebnis und die Ausschlußan- 
träge objektiv eine Herausforde- 
rung. Sie wird auf ihre Weise darauf 
antworten! . 
all-Komitee 

KB/Gruppe Hamburg 
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a 


treter von Gesamtmerall in der 
Bremer Schlichtungsstelle. Sie ha- 
ben diese Sprache sehr gut ver- 
standen. “ („Metall Nachrichten 
25.3) 

Soviel Worte, soviel. Lügen! 
Was die Kapitalisten in Wahrheit 
‚sehr gut verstanden‘ haben, war, 
a8 die IG Metall-$pitze unter 
keinen Umständen die Bremer 


Kampffront um die anderen 
500.000 Metaller Norddeutsch- 
lands erweitern wollten, um für 
die Arbeiter ein optimales Ergeb- 


in zu erzielen, 
"Nach den Worten der Hambur- 


er Bezirksleitung der IGM selbst 
wäre diese ‚ultima ratio‘ nur 
dann gegeben gewesen, wenn der 
jetzt vereinbarte Schlichtungs- 
schwindel — wider Erwarten 
nicht zustande gekommen wäre. 
Metall-Komitee, 


vertröstet und an der Nam herumgsführt werden. ( Mier 
von Biohm & Voss auf der Kundgebung am 22.3.) 


KB/Gruppe Hamburg 


sie mucl 


ori 
Kollogen 
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enstag, 26, März 1974 | 


Di 


Hann»-Martin Schleyer, Präsident 
der Bundesvereinigung der Deutschen | 
Arbeitgeberverbände, BDA, hatte sel 


nesgleichen zur Großkundgebung in 
die Kölner Messehalle gerufen. 3.000 
Unternehmer und „Führungskräfte 
der Wirtschaft" waren gekommen 
Motto: „Marktwirtschaft oder Gewerk. 
schaftsstaat.“ 

Die Veranstaltung sollte zun? A: 
klagetribunal gegen die „Machtergrei 
fung der Gewerkschaften” und zur 
Demonstration „freier Unternehmer- 
wirtschaft“ werden. 

Fast eintausend Metallarbeiter und 
fortschrittliche Menschen sorgten da- 
für, daß diese Veranstaltung nicht 
ganz so einseitig ablief, wie es die Her- 
ven Kapitalisten wollten. Die Kölner 
1G Metall-Führung und mehrere kom- 
munistische Gruppen hatten zum Pro- 
test gegen diese Vormittagsveranstal- 
tung aufgerufen. Mit Rufen wie 
„Schleyer - wir kommen, du hast 
dich schlecht benommen!“, „Haut 
‚dem Schleyer auf die Eier!‘" und 
„Schleyer — Faschist!“ wurde die Un- 
ternehmerbande begrüßt. Von der 
Kölner Metallfirma Felten & Guilk 
Icaume kam ein Zug von mehreren 
hundert Arbeitern. Sie hatten die Ar- 
beit niedergelegt und marschierten 
zur Messehalle 

Trotz massiver Kontrollen am Hal 
Ieneingang und Polizeischutz drangen 
etwa 150 Arbeiter in.den Saal ein und 
protestierten gegen den Aufmarsch 
‚der Unternehmer. Mit roten Fahnen 

ind dem Gesang von „Bandiera Ros- 
sa“, mit Tomaten- und Eierwürfen 
wurde dieser Versammlung ansatzwei- 
se die ihr gebührende Ehre erwiesen. 
Erst nach einer Stunde gelang es den 
Unternehmern und ihren Hilfstrup- 
pen, nach einigen Prügeleien (vier 


IGM-Mitglieder wurden verletzt) ihre 
Veranstaltung durchzuziehen. 

Für die bürgerliche Presse war dann 
diese Gegendemonstration der Metal 
ler „Terror“, „Gewaltanwendung“, 
die Demonstranten wurden zu „klar: 
‚schenden und gröhlenden Opposl 
Honsgruppen“ und es triefte nur so 
„Störmanövern un 
‚gen gegen die Unternehmer" (,„K. 
sche Rundschau"). Der „Kölner 
Stadt Anzeiger“ gar ließ einen dieser 
Unternehmer in „berechtigter Erre 
gung“ zu Wort kommen 
ihr gehört nach Rußland. Die da 
draußen stehen, sind die Unterwande: 
rer der deutschen Wirtschaft.“ 


sin 


Wollen wir's hoffen! Allerdings 
war die pollische Stoßrichtung der | 
Demonstranten nicht s0 eindeutig, 


Schleyar in Bedrängnis: ein Mataller drang an das Rednerpult vor 


Haßgesän- | 


0, tun mir die Augen weh, 
wenn ich Martin Schleyer seh, 


Sa 


PN 


AR 


STEUERREVORM srrae 


Karrikatur aus dem „Handelsblatt” 


wie es dieser Unternehmer behaupte- 
te, denn schließlich mischten die Ge- 
werkschaftsführer bei der Demonstra- 
tion mit, 


Die Bourgeoisie verstärkt ihre 
arbeiter- und gewerk- 
schaftsfeindliche Kampagne 


Mitbestimmung“, „Vermögensbil- 
dung“ und „Berufsausbildung“ sind 
die Zielscheibe der Kapitalisten. Für 

iese Bereiche hat die SPD-Regierung 
Gesetzentwürfe vorgelegt, die groß- 
spurig als „Reformwerke“ angekün- 
digt wurden. Und das sind zusam- 
mengefaßt die Ergebnisse 

Der. Mitbestimmungsentwurf von 
SPD/FDP fällt noch weit hinter die 
seit 20 Jahren geltende Mitbestim- 
mung in der Montanindustrie zurück, 
die schon in der Vergangenheit wi 
derholt bewies, daß sie durchaus g 
eignet ist, einen Betrieb nach kapitali- 
stischem Profitinteresse zu führen und 
gleichzeitig gewerkschaftliche, Aktivi- 


| täten hieran zu binden (vor allem | 

ideologisch'). 

Die Pläne zur Vermögensbildung | 

(200 Mark im Jahr) eignen sich zwar | 
| Aerronagend, zur Verchieierung be’ | 

stehender Besitzverhältnisse, anson- 
sten aber birgt das festgelegte „Ar 
beitnehmervermögen“ neue Kredit 
und Investitionsquellen für die kapi 
talistische Indust. 

Die geplante Änderung des Berufs 
bildungsgesetzes schließlich bedeutet 
einen weiteren Abbau beruflicher 
Ausbildung bis hin zum Stufenplan 
system der Kapitalisten 

Dennoch werden gerade diese Ge 
setzentwürfe der SPD verstärkt An 


griffen der Kapitalisten ausgesetzt 
und standen auch im Mittelpunkt 
der Kölner Kundgebung, 


EN 
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In einer großangelegten Kampagne, 
die besonders über die offen reaktio- 
näre Presse getragen wird, bemühen 
sich die Kapitalisten, die Gefährdung 
der Freiheit (der Unternehmer) und 
des Staates (der Kapitalisten) in 
Schreckensbildern zu malen. Auf der 
Kölner Kundgebung klang das so: 
„Die Gesetientwürfe der Bundes- 


| friedenheit der Massen auf ihre Müh- 


regierung zur Mitbestimmung und 


'n der Unternehmer im Kampf um 
sellschaftliche Reformen (!) ein 
setzen‘, so Franz Josef Strauß. 

Welche Rolle die Arbeiter hierbei 
spielen. sollen, gab Strauß ebenfalls 
an; „Eine starke Unterstützung für die 

Inion aus den Reihen der Arbeitneh- 
‚mer ist ebenso wichtig für die Rückge- 
winnung der Micht.( „Handelsblatt“, 
293.74) 

Klar drückt Strauß hier die Ziel- 
setzung aus: die Interessen der Kapi- 
talistenklasse vertreten. Auf der ande- 
ron Seite weißer, daß er auf dem lega- 
len Weg über Wahlen hierzu auch 
Stimmen der Teile des Volkes 
braucht, die gerade von dieser Ziel- 
setzung betroffen werden. 

Mit der zunehmenden Schwierig- 
keit der SPD-Regierung, ihre arbei- 
terfeindliche Politik in der Bevölke- 
rung als „Reformpolitik“ durchzu- 
setzen, verschärft die CDU/CSU ihre 
soziale Demagogie (Steuern senken, 
Inflation bekämpfen), um die Unzu- 


len zu lenken, Die letzten Ergebnisse 
von Landtags- und Kommunalwahlen 
haben gezeigt, daß die Kampagne der 


‚Arbeiter waren unerwünscht auf der Kölner Unternehmerkundgebuna 
"Arbeiter waren unerwünscht guT ger Aoıner Uniermenmerrumapeuung 


Vermögensbildung gefährden die fret 
heitliche Ordnung sefahr, die 
unserer Ordnung droht, it die ge 
werkschaftliche Machtergreifung (!) 
in Wirtschaft, Gesellschaft und letzt‘ 
lich im Staat." So Schleyer ( 
Welt“ vom 27.3.74). 

So wird aus der angeblichen Ge- 
führdung des Wohls der Unterneh- 
mer die Gefahr für alle konstruiert 
Hauptangriffspunkt sind hierbei die 
| Gewerkschaften. Begriffe wie „Ge 
werkschaftsstaat'“ und „gewerkschaft 
liche Machtergreifung” sind an der 
Tagesordnung. Das „Handelsblatt“ 
weiß sogar zu berichten 

„Für die IG Metall wird die Ge 
waltanwendung im Kampf um die 
Durchsetzung ihrer [!) Interessen zu 
inehmend zum ganz selbstverständli 
‚chen Mittel." (28.3.74) 

Ziel dieser Kampagne der Kapita- 
listen ist vor allem die politisch-ideo- 
logische Verhetzung der Bevölkerung, 
das Schüren gewerkschaftsfeindlicher 
Stimmung, um auf dieser Grundlage 
ihre verschärften Angriffe auf die Ar 
beiterklasse durchzuführen und die 
Gewerkschaften immer mehr als eine 
| mögliche Interemenvertretung der Ar 
beiter und Angestellten zu entwerten. 


Voll dabei 
Wirtschaftstag der CDU/CSU 


Nur einen Tag nach der Unterneh 


merkundgebung begann der Wirt 
schaftstag der CDU/CSU. Die gesamte | 
versammelte Parteiprominenz stImm- 


te voll in die Klagen und Angriffe 
Schleyers ein und bot sich den Kapı 
talisten als die Partei zur Durchset 

zung Ihrer Ziele an 
CDU/CSU will sich auch 
Forderun 


| der Unternehmer und die Dem: 


ie 


der CDU/CSU nicht spurlos vorüber- 


gingen. 
Diese Entwicklung muß entschie- 
den bekämpft werden - die Hinter: 
‚gründe müssen aufgedeckt werden. 
Nicht immer äußern sich die 
„christlichen Demokraten“ so offen 
| wie der CSU-Abgeordnete Dollinger, 
|.der die Unternehmer aufforderte, in 
ihrer „Kompromißbereitschaft nicht 
zu welt zu gehen" („Die Welt“, 29 
3.74) 


Die Alternative der Gewerk- 
schaftsführer : 
Parität, Parität 


16 Metall-Chef Eugen Loderer sap 
te zu den Unternehmerangriffen; Da 
mit stellt Schleyer sich In eine Reihe 


mit jenen Unternehmern, die in di 


Vergangenheit nicht Immer dazu Bel- 
‚getragen hatten, Freihelt und Demo- 
kratie zu verteidigen.” („Die Welt“, 
273.74) 

Seine Alternative: mehr. Mitbe- 
stimmung (Parität nach dem Mon- 
tan-Modell), mehr Reformen, aber 
auf dem Boden der bestehenden ka- 

talistischen Gesellschaftsordnung, 

Ganz in diesem Sinne rief die 
IGM-Führung in Köln zum Protest 
gegen die Unternehmerkundgebung 
auf. So waren denn neben den vorher 
geschilderten kämpferischen Parolen 
auch immer wieder Mitbestimmungs- 
parolen vertreten:,, War für den Kran- 
ken die Diät, ist für uns die Parität", 

rkämpft Parttät durch Solidarität“, 
Mitbestimmung im Betrieb ist den 

‚sen gar nicht lieb“ 

So ähnlich versuchten die Gewerk- 
schaftsführer, unterstützt von der 
DKP, ihrerseits Proteste gegen die 


| Unternehmer auf die sozialdemokra 
| tischen Mühlen zu lenken. Dabei of- 
| fenbarte die Kölner Veranstaltung 
| und die Protestdemonstration, daß 
| sich hier Klassen mit gegensätzlichen 
Interessen gegenüberstehen — was sich 
teilweise auch in der Schärfe der Aus- 
einandersetzungen widerspiegelte 

Die Durchsetzung der Interemen 
kann nur im Kampf erfolgen — dem 
Klassenkampf, den gerade die sonlal- 
demokratischen Gewerkschaftsführer 


‚tnführer tun), aber mar 
| nicht verhindern! . 
| ‚pe Homburg 
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Forts. Texaco 


Derzeit konzentrieren sich die antikommunistischen Angriffe auf 
Betriebaräte und Vertrauensieute der Hauptverwaltung (HV), die gewisser. 
maßen als das Hauptquartier der Hamburger Texaco-Linken gelten. Wegen 
einer relativ soliden linken Mehrheit in diesen Gremien und vor allem: 
wegen der deutlichen Vertrauensbasis bei der Mehrheit der Kollegenschaft 
können die rechten Bürokraten noch nicht unmittelbar mit administrativen 
Maßnahmen vorgehen, Bevor die Linken „erledigt werden, soll der Boden 
unter den Kollegen hierfür psychologisch vorbereitet werden 
Von Kodolitsch inszeniert, verteilten die Grasbrooker Rechten vor allen 
Werken eine Flugschrift, die der persönlichen Verünglimpfung profilierter 
lt werden darin Gewerkschafts-Ausschlüse un- 
gekündigt, dem linken, Betriebsrats-Vorsitzenden (HV) wird Verfolgungs- 
wahn und Geisteskrankheit als eigentliche Triebfedern seiner Politik und 


Linker dienen soll. Un 


Praxis unterstellt. 


Zur selben Zeit und wenige Tage später kursierten in allen Texaco-Werken 
2 anonyme Flugblätter, die ausschließlich der politischen Provokation dien- 
ten, linke Gewerkschafter namentlich nannten (ein deutlicher Wink für den 
ihnen Zusammenarbeit mit dem KR und dem ARBEITER- 
KAMPF unterstellten und die Gewerkschaftalinke verichtlich machen soll- 


Kapitalisten 


ten, tere Nachforschungen 
16-Chemie Sehr 


halten der beiden anonymen 
Inzwischen hat der 


geladen. Diese Sitzung hatte dasselbe 


Unverfroren wurde seitens der Gewerkschaftsführer mit Auflösung dieses un- 
bequemen VK gedroht. (Auch darüber werden wir im AK 43 berichten) 
Während der Arbeitsrechts-Prozeß des gekändigten (ehemaligen) Vertrauens- 
mannes von Grasbrook mutwillig durch den „Rechtsbeistand”" der IG-Chemie. 
verzögert wurde, hat inzwischen der Vorsitzende des Betriebsrates (HV) 
ve gegen Kodolitsch und den Grasbrooker BR Obes (dem 
Verantwortlichen für die Provokations-Schrift) eingeleitet. 


Texaco-Konzern besteht in 
Hamburg aus 3 örtlich getrenn- 
ten Betriebsteilen: Die Hauptverwal- 
tung (für die BRD), sowie Produk- 
tionsstätten in Grasbrook und Wil- 
hemsburg (2 Hamburger Stadtteile). 
Die Hauptverwaltung selbst ist in 
verschiedenen Bürohäusern in unter- 
lichen Hamburger Stadtteilen 
untergebracht, Die sich daraus .er- 
ebende Zersplitterung der Kollegen- 
schaft wirkt sich nachteilig für eine 
wirksame Interessensvertretung durch 
Gewerkschaft und Betriebsräte aus. 
Das kam nicht nur beim Arbeits- 
kampf 1971 zutage, sondern wird 
auch deutlich im täglichen Klein- 


krieg gegen die Unternehmensleitung 
TE Tre 
kampf 1971 zutage, sondern wi 
auch deutlich im täglichen Klein- 
krieg gegen die Unternehmensleitung 
und deren ständige Übergriffe. 


Kampf der Spaltung 


Seit lange ist es daher erklärtes, 
Ziel der Linken. aller Werke, dieser 
Zersplitterung durch verstärkten Dia- 
log und Zusammenarbeit. aller Be- 
triebsräte und gewerkschaftlichen 
Vertrauensleute entgegenzuwirken. 
Es gelang den Linken, für alle Be- 
reiche der Hauptverwaltung einen 
emeinsamen VLK aufıu- 
bauen. Ebenfalls gelang es — trotz 
einiger Störmanöver durch die Ge- 
werkschaftsführer — einen g € - 
meinsamen Betriebsrat für 
HV und das Wilheimsburger Werk 
au schaffen. Darüber hinaus konnte 
ein einheitlicher Beschluß in allen 
3 VLK’s durchgesetzt werden, der 
den gegenseitigen Besuch auf Sitzun- 
gen und — bei entsprechenden The- 
men - gemeinsame Sitzungen aller 
VLK's vorsah. 

Die bisherige Spaltung hat sich 
vor allem der Kapitalist — durch 
terschiedliche Löhne bei geicher Ar- 
beit usw. — zunutze gemacht. Ein 
weiterer Nutznießer der bestehenden 
Spaltung ist die sozlaldemokratische 
1G-Chemie-Führung, die ihre Politik 
und Vorstellungen stets durchsetzen 

indem sie die Kollegen ver- 
jer Werke gegeneinander aus- 
spielte, Behauptungen über Beschlüs- 
se det anderen VLK's oder BR's auf- 
m Kritiker zum Nachgeben 
turgemäß torpe- 
dierten die Gewerkschaftaführer in 
der Vergangenheit alle Vermiche 
einer Einigung, 


Die Rechten auf Spalter-Kurs 


In dieser Haltung der Gewerk 
schaftsführer legt auch ihr Angriff 
auf die Grasbrooker Linken beprün 
det, deren „Hauptsünde” es war 
sich für eine gemeinsame Arbeil aller 
VLK% eingesetzt zu haben, Folge- 


Kodolitsch — vorsichtig formuliert — zumindest seine 
Pfoten im Spiel hatte. - Auf einer, wenige Tage später stattfindenden Be- 
ttiebsversammlung in Grasbrook hielt Kodolitsch eine halbstündige antikom- 
munistische Hetzrede gegen die „Chaoten”, die sich großenteils mit den In- 
Flugblätter deckte. 

Iamburger Verwaltungsstellen-Vorstand sog. „Schieds- 
verfahren” in 2 Fällen eingeleitet; erstens im Fall der 3 geschaßien Gras- 
brooker Vertrauenaleute und zweitens im Fall der rechten Grasbrooker Flug- 
schrift. Solche „Schiedsverfahren” haben eigentlich die Aufgabe, persönliche 
Streitereien zwischen IG-ChemieMitgliedern „gütlich beizulegen”“. 
Nicht-Einigung in beiden Verfahren aber von den Gewerkschaftsführern an- 
gepeilt wird, ist offensichtlich, daß ein Teil der Texaco-Link 
Weg aus der Gewerkschaft geschmissen werden soll. (Über den Verlauf dieser 
Verfahren werden wir in AK 43 berichten) 

Gieichfalls wurde der gesamte HV-Vertrauenskörper zu einer Sondersitzung 
mit der Verwaltungsstelle, Mitgliedern des Bezirks- und des Hauptvorstandes 


linken 


‚eindeutig, daß in beiden Fällen der 


uf diesem 


Ziel wie die 0. 8. „Schiedsverfahren 


aus dem VLK auch ein Besucher- 
Verbot ausgesprochen, d.h, es wurde 
den Vertrauensleuten der anderen 
Werke untersagt, weiter wie bisher, 
als Besucher an den Grasbrooker 
VLK-Sitzungen teilzunehmen. Eben- 
falls wurde der VLK gegenüber den 
„einfachen” Gewerkschaftsmitglie- 

dern aus Grasbrook dichtgemacht. 
‚Zuhörer waren nicht mehr erwünscht. 
Die rechte Mauschelclique wollte un- 
gestört unter sich bleiben. Kodolitsch 
hatte in Grasbrook sein erstes Ziel 
erreicht. Um dies durchzusetzen, 
machte er hemmungslos vom Anti- 


‚oten wollen uns unterwandern”, 


schiebung zu Ihren Gunsten durch- 
awsetzen, Trotz. olfriger Pr 

der Rechten aelang dies 
nicht: alle profilerten Linken wurden 
erneut gewählt, der alte (linke) VLK- 
Vorsitzende wurde in seinem Amt 
bestätigt. 

Die Wahl der Linken läßt auf 
ein relativ hohes Bewußtsein der 
Wilhelmsburger Arbeiter schließen. 
(Die linken Vertrauensleute rekrutie- 
ren sich fast auschließlich aus dem 
Arbeiterbereich, während die Rech- 
ten von den Angestellten gewählt 
wurden). Im Gegensatz zu den Gras- 
brooker Arbeitern, die mehrheitlich 
Ungelernte sind, oft früher eigenstän- 
ige Bauern waren und z.T. jetzt 
noch ein Stückchen Land seibstän- 
dig bearbeiten, handelt es sich bei den 
Wilhelmsburger Arbeitern hauptsich- 
lich um technisch hochqualifizierte 
Facharbeiter, Das mag ein Grund für 
das unterschiedliche politische Be- 
wußtsein zwischen den Arbeitern die- 
ser beiden Werke sein. 

Dennoch gelang es den Wilhelms- 
burger Rechten, durch die VLK- 
Neuwahl die politischen Auseinander- 
setzungen mit der IG-Chemie-Verwal- 
tungstelle stärker in den Hinter. 
grund zu drängen, Dies ist ganz im 
Sinne des Taktik-Wechsels der Ge- 
werkschaftsführer, die in diesen Aus- 
einandersetzungen eine ziemlich 
schlechte Figur machten. Mehr noch: 
es gelang den Rechten, die ehrli- 
chen Gewerkschafter in einem wich- 
tigen Punkt zu übertölpeln: Mit 
‚der demagogischen Parole von einer 

’onsolidierungsphase des neuge- 
ählten VLK” konnte ein Beschluß 
durchgesetzt werden, der für das 
nächste Halbjahr allen  „Gästen” 
(d.h. den Vertrauensleuten anderer 
Werke, sowie den „einfachen” Ge- 
werkschaftsmitgliedern des eigenen 
Werkes) den Zutritt zu VLK-Sitzun- 
gen versperren sollte. 

Inzwischen haben die Wilhelms- 
burger Linken aber den politischen 
‚Charakter dieses Beschlusses erkannt 
und es gelang ihnen, ihn zumindest 
teilweise wieder rückgängig zu ma- 
‚chen: den Betriebsräte der HV wird 
s auch zukünftig möglich sein, die 
VLKSitzungen in Wilhelmsburg zu 
besuchen, um dort die gemeinsamen 
Probleme auch gemeinsam zu bera- 
ten. 


VLK-H' 
Kampf für die Einheit 


er nemmungsos vom Ant“ 
kommunismus Gebrauch: „Die Che- 
‚Oten wollen uns unterwandern”, „„Da- 
gegen müssen wir uns schützen”, 
„Die machen uns alle fix und fer- 
ig”, „Die gehen über Leichen“ usw. 
af. 


Soweit gekommen, versuchte Ko- 
dolitsch dann, den rechtsformierten 
‚Grasbrooker VLK als Operationsba- 
sis für seinen Kampf gegen die Lin- 
ken aus Wilhelmsburg und der HV 
;$brauchen. In diesem Zusam- 
ing entstand die Flugschrift 
des Grasbrooker VLK, als deren Ver- 
antwortlicher BR Obes seinen Namen 
hergab. (Siehe dazu weiter hinten). 


Taktik der Rechten in 
Wilhelmsburg vorläufi 
gescheitert 


Nach dem Coup in Grasbrook 
wollte Kodolitsch einen ebensolchen 
im Wilhelmsburger VLK starten, Dies 
mißlang allerdings und die bekannten 
antikommunistischen  Tiraden des 
Gewerkschafts-Sekretärs‘ wurden 
mehrheitlich zurückgewiesen und in 
ihrer eigentlichen (arbeiterfeindli = 
‚chen) Funktion entlarvt. Mehr noch 
auf der entscheidenden Sitzung ge- 
lang es den Linken, eine Solidar- 
täts-Erklärung mit den geschaßten 
Grasbrooker Vertrauensleuten mehr 
heitlich zu verabschieden. Nach die- 
ser Sitzung legte Kodolitsch seine 
„Betreuungs"-Funktion für diesen 
Betrieb nieder und überließ sie ei 
‚nem anderen Sekretär, 

Dies ist Ausdruck für einen Tak- 
ik-Wechsel der Verwaltungsstell 
‚gegenüber diesem VL.K: Der „se 
fe” Antikommunist Kodolitsch 
gegen den „versöhnelnden” Sekretär 
Schmoldt ausgetauscht, Die vorläufs 
g© Niederlage der ‚mie-Führer 
veranlaßt diese auf keinen Fall zum 
Nachgeben, sondern man versucht 
bloß, auf einem anderen Weg zum 
Ziel (Ausschaltung der Linken) zu 
kommen, 

im Zusammenhang mit 
Taktik-Wechsel der Gewerkschafts- 
führer steht auch die kurz danach 
erfolgte VLK-Neuwahl, mit der die 


richtig wurden nach deren Ausschluß 


Rechten versichten, eine Machiver 


dem | 


VLK-HV: 
Kampf für die Einheit 


Während also der Grasbrooker 
VLK unter Dirigentenschaft des IG- 
as 
ET 
schämte, den VLK-Vorsitzenden der 
Sitzung einfach rauszuschmeißen, 
BEE ums 

Um diese Haltung zu betonen, 
Bramsene 
ser Resolution bemühten die 
‚schen Hetze des Sekretärs Kodolitsch 
entgegenzutreten, die dieser anläßlich 
einer Soldaritäts-Erklärung des HV- 
ker Linken vom Stapel ließ (vergl 
dazu Abdruck der Erklärung AK 38/ 
$. 3). Dazu heißt es in der HV- 
min 
„Mit dieser Resolution (gemeint war 
die Erklärung „Solidarität mit den ge- 
maßregelten Linken” — die Red.) 
wollten wir klarmachen, daß den 
Interessen der Arbeiter und Angestell- 
ten nur Schaden zugefügt wird, wenn 
man aktive Kollegen von der gewerk 
schaftlichen Arbeit ausschließt. 
rade diese Koll ‚hatten den Än 
legten einige Mitglieder des Gras 
brooker VLKs und Philipp v. Kodo- 
lüsch diese Erklirung als einen An- 
riff auf den VLK-Grasbrook gene- 
rell aus und beriefen zu Freitag. 
Sirzung Grasbrook unter Ausschluß 
‚aller Gäste ein, um „Gegenmaßnah- 
men” gegen die HV und die Ver 
| ‚raten... 
I Der Rausschmiß der VLK»Vor 
sitzenden HV und Wilhelmsburg 
im dieser Flugschrift richti 


‚schen einiger Vertrauensleute in Gras- 


‚Arbeiterkampf Nr. 42/April 1974 


Brook kann zur Spaltung der Ar- 
beiter und Angestellten in diesem Be- 
trieb führen, zum Schaden des ge- 
werkschaftlichen Gedankens und zum 
Nutzen der Unternehmer.” - Diese 
Warnung vor einer bestimmten Ent- 
wicklung, die von den rechten Ge- 
werkschaftern und der IG-Chemie- 
Verwaltungsstelle im Windschatten 
einer breiten antikommunistischen 
Kampagne betrieben wird, ist nur 
allzu berechtigt, 

Zum Schluß fordert die HV-Flug- 
schrift: „Wir schlagen deshalb erneut 
eine Sitzung der drei VLKs vor, in 
der wir uns um eine Klärung der 
Standpunkte bemühen sollten, mit 
dem Ziel, eine gemeinsame Interessen- 
vertretung der Texaco-Kollegen auf- 
zubauen.” 

Die Flugschrift des HV-VLK geht 
won der Notwendigkeit eines ge- 
meinsamen Kampfes aller Arbeiter 
und Angestellten gegen die Unt 
nehmer aus, untersucht die Machen- 
schaften einiger Grasbrooker Vertrau- 
ensleute vor diesem Hintergrund und 
schließt mit der Forderung nach er-.. 
neuter gemeinsamer Diskussion auch 
unterschiedlicher Standpunkte, um 
das eigentliche Ziel - Aufbau einer 
einheitlichen und gemeinsamen In- 
teressenvertretung für alle Texaco- 
Kollegen — nicht zu gefährden. Das 
ist eine faire und saubere gewerk- 
schaftliche Haltung. 


Das Schmierblatt 
der Grasbrooker VLK-Rechten 


‚Am selben Tag verteilte der mehr- 
heitlich rechte Grasbrooker VLK ein 
mehrseitiges Hetzblatt vor allen Texa- 
‚©o-Betrieben. Diese Flugschrift ist ein 
erstes Ergebnis der berüchtigten „ge- 
schlossenen” VLK-Sitzung, auf der man 
angeblich „endlich mal wieder Proble- 
me der Grasbrooker Kollegen diskutic- 
ren" wollte. Das Grasbrooker Hetz- 
blatt nimmt den VLK der HV, insbe- 
sondere den Betriebsratsvorsitzenden. 
Kynast - aufs Korn. 

Verantwortlich zeichnet Karl Obes, 
ein alter BR-Häuptling in Grasbrook, 
der vorübergehend wegen Pöstchen- 
streitereien und seiner Bewerbung 
um einen Meisterposten im Betrieb 
mit den anderen Sozialdemokraten 
‚Ärger hatte, aber wegen seiner Fähig- 
keiten im Kampf gegen Links mit of- 
fenen Armen wieder in den alten 

is augenommen wurde. 


is augenommen wurde. 

Nun zum Flugblatt selbst, aus dem 
wir aus Platzgründen nur exemplarisch 
einige Stellen beleuchten können, um 
Stil und Inhalt der Rechten in der Aus- 
einandersetzung zu charakterisieren: 

„Nachdem nun etliche geist- und ge- 
‚genstandslose, sogenannte Resolutio- 
nen oder Betriebsausgaben des „Che 
miearbeiter" (Branchenzeitung des KB) 
über den Betriebsrat sowie den VLK des 
Werkes Grasbrook verbreitet wurden, 
melden wir uns nun einmal selbst. Wir 
wollen, so wie ihr es gewohnt seid, 
ehrlich (!} und sachlich (!} berichten. 
‚Herr {!} Helmut Kynası, BR-Vorsitzen- 
der der HV in Hamburg, verteilte in 
Wilhelmsburg ein Fäugblatt, welches 
bedauern Ußı, daß dieser Mann Ge: 
werkschaftsmitglied und BR-Vorsitzen- 
der ist, Herr Helmut Kynast identifi- 
‚ziert sich sicherlich mit diesem Flug 
blatt, welches er verteilte. Bin sonstiger 
Herausgeber ist nicht genannt. Einige 
andere Drahtzieher möchten aber u 
‚cherlich im Dunkel bleiben.” 

Richtig ist dagegen: H. Kynast hat 
kein anonymes Flugblatt in Wilhelms- 
burg verteilt, sondern die ao auch über- 
schriebene Resolution des VLK der HV, 
(sche Abdruck im AK 38) 

Demzufolge gibt es natürlich auch 

keine „Drahtzieher im Dunkel”, ist 
doch die Resolution einstimmig (bei 
einer Enthallung) von den anwesenden. 
Vertrauensleuten welaßt worden! Ge- 
schickt wll der Eindruck erweckt wer 
‚den, Kynast habe ein kommunistischen 
Flugblatt verteilt ‚das er selbst geschrie- 
ben hat. Jedermann weiß, daß das ein 
& ‚rund werden kann, Die 
VLK-Resolution also „At bedauern, 
daß dieser Mann Gewerkschafrimit 
alied und BR-Vorsitzender in”. 
Mn noch deulicher sie Cena 
haft Tocdsın? Da dieses 
„Flugblatt” aber In Wahrheit die Reso- 
iution aller MV-Vertrauensteute ist, 
wird offenbar „bedauert”, dab. ale 
diese Kollegen nosh (we später auch 
geschrieben wird) in der Gewerkschaft 
sind! 

kn anderer Teil der Grasbrooker 
Flugshrift zeigt nach deutlicher, wie 
weit quchte Suslaldemokraten heut 
schon gehen, um politische Gegner 


in den alten 


zu diffamieren 
Jh (gemeint Ist DR-Vors. Kynast) 
Ietiter Sat „erklären una mil den 
verfolgten Kollegen solkdarich” er- 
klärt Ihr Verhalten vielleicht genauer, 
Erinnern Sie sich? Sie fühlten sich 
schon einmal vom Verfasungschutz 
verfolgt, Ka war auf einer GBR-Sitzung 
(GBR = Gesamt-Dotriebarat). Oder sol- 
Tem wir noch. werden? I 
rem Intereme lassen wir das laber. 
SIE SOLLTEN SICH ZURÜCK. 
ZIEHEN, HERR KYNAST! Sie sind 
nämlich ‚. Aber lamen wir diese Fent- 
Einen aber mümen wir, 
ind Sie krank, Her 


„Geisteskrank" 
das sind die Attribute, die hier einem 
fortschrittlichen Kollegen aufgedrückt 
werden sollen... So wird ein Gewerk- 
schafter beleidigt, der täglich im Klein- 
krieg mit den Kapitalisten steht, Jeder 
kämpferische Betriebsrat ist ständig 
bedroht von BetrVG und Arbeitsord- 
nung; sein Schutz vor Entlassung ist 
wesentlich begründet in gewerkschaf 

licher Solidarität und Anerkennung 
durch alle Kollegen. Hier rufen rechte 
Sozialdemokraten: Schmeißt ihn raus - 
den Wahnsinnigen - wir klatschen dazu 
Beifall. Neu ist diese Masche nicht, 
hatten doch die Hitler-Faschisten ihre 
politischen Feinde ähnlich beschimpft, 
als geschlechtskrank, geisteskrank und 
homosexuell (Dimitroff wurde im 
Reichtagsbrand-Prozeß „Vielweiberei” 
unterstellt), sozialistische Frauen waren 


Rechten Karl Obes sondern Teil einer 
zentral gelenkten Kamy ie. Das sollte 
sich schon bald herausstellen, (H. 
Kynast hat Klage gegen den Verfasser 
erhoben und eine einstweilige Verfü- 
gung gegen Obes erwirkt, die es Obes 
verbietet, weiterhin seine Behauptun- 
gen gegen Kynast zu verbreiten - dazu 
‚im nächsten ARBEITERKAMPF). 

Am Schluß des. Obes-Flugblattes 
‚steht bezeichnenderweise: 

„Noch, darauf liegt die Betonung. 
agch üben wir Zurückhalsung (1) = 
Wer solch faschistische Hetze als selbst- 
‚auferlegte „Zurückhaltung” empfindet, 
dessen Vorstellungen von Form und 
Inhalt. zukünftiger Auseinandersetzun- 
‚gen sind leicht zu erraten. 

‚Aber nicht einmal mit dieser „Zu- 
rückhaltung” war es weit her, denn 
noch am selben Tag tauchte in der 
HV und in Wilhelmsburg folgende 
Provokation ohne Verantwortlichen 


| noch ar seiben ing iauwine a wer 
HV und im Wi folgende 
Provokation ohne Verantwortlichen 
und über anonyme Verteiler auf. 


Und noch eine rechte 
Provokation! , 


„Antrag von H. $. 
Zur BeiriebıratrSitzung, am 25.1.74, 
Hauptverwaltung 

Der Tagesordnungspunkt 2a Punkt 3 

ist wie folgt zu ergänzen. e» 
‚Schaffung einer abhörsicheren Direkt- 
leitung (roter Draht) von den Telefo- 

‚nen der fortschrittlichen Betriebsräte 

zur Redaktion de „Arbeiierkampf 
‚Schaffung neuer Planstellen al 

1975 für die nicht gewählten freige- 
stellten fortschritlichen Betriebsräte 

des jetzigen Beiriebsrates in der Ab" 
höranlage im Keller der HY hinter 

Du Topwordeungepunkt 

zu (punk 

In de naue Ausgabe der DR-Mielun- 

‚gen werden similiche Artikel über, 
1500 Zeilen des „Arbeiterkamp/” 

Nr. 38 2.B. „Gegen den Aussch 

terror der " Gewerkschaftaführer 
„Texaco-Grasbrook: Drei linke Ver 
trauensleute fertiggemacht”, „be: 
triebsnahe Tarifpolitik und Innerge: 
werkschaftliche Demokratie oder Wie 
das „sozialistüsche Büro” die I Che 
mie zur Kampforganisation der Werk- 
Aätigen machen möchte”, wörtlich 
übernommen. 

Kollege T. wird beaufiragt einen Ar- 
tikel, jedoch nicht unter 2000 Zeilen, 
zu schreiben unter dem Thema: „Wel- 
che Bücher in unserer Bächerel sind 
arbeiterfeindlieh und mässen öffent“ 
ich verbrannt werden? 

Kollegin B. wird in sollderischer Ein: 
mütigkeit gebeten, einen Bericht zu 
verfassen über das Thema: „Sofortige 
Freilassung aller inhaftierien Mitglie- 
der der Haader- Meinhof Gruppe vom 
DR Hamburg der TEXACO gefor- 
dere” 

Kollege H. möge in einem Grundsanı- 
artikel von 3300 Zeilen erkiuiern: 
„Die politische Macht kommt aus den 
Gewehrläufen”, Analyse des Nach“ 
druckes von Texten zuden politischen 
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‚Arbeiterkampf Nr. 42/Aoril 1974 


Yandıne Sarke4SW Terror der Kapitalisten und IGM-Führer 


Im Januar wurden bei den Hambur. 
ger Stahlwerken (HSW) drei Mitglie- 
der der Vertrauenskörperleitung des 


IGM-VK durch einen Putsch rechter 
Gewerkschafter in Zusammenarbeit 


mit der Ortsverwaltung der Hambur- 
‚ger IG Metall „abgewählt” und in Zu- 
‚sammenarbeit mit dem Betriebarı 
der Unternehmensleitung zur Entlas- 
sung überreicht. 

Die Kapitalisten nahmen die Gelegen- 


heit wahr, die linken Gewerkschafter 


aus dem Betrieb zu kegeln, 
Ganze acht Tage dauerte diesen Zu 
summenspiel von Kapitalisten und 


rechten soalaldemokratischen Gewerk- 


schaftsführern, dann war ein neuer 
Schlag gegen die HSW-Be- 


iet‘ 


HSW ist Teil der seit einigen Jah- 
ten rasch wachsenden Industrieansied- 


Hung ım Süderelbegebiet. Dieses Indu 
strieansiedlunggebiet reicht von Ham- 
burg bis Cuxhaven und teilweise sog 
auf das andere Elbufer (Bayer-Werk 
und Kernkraftwerk in Brunsbüttel) 
heröner 

Nach den Plänen der westdeutschen 
Kapitalistenklasse entsteht. hier ein 

+ „neues Ruhrgebiet” — das größte in- 
äustrielle Ballungsgebiet Westeuropas, 
Sowohl verkehrsmäßig (Elbe-Nordsee, 
Zugang über den Kanal zur Ostsee), 
als auch von den Ausdehnungsmög- 


lichkeiten her, ist dieses Gebiet her- 


vorragend hierzu geeignet. Hinzu 
kommt, daß mit Hamburg als Zen 
rum für dieses Gebiet ein Welthafen 
existiert 

Der Aufbau so eines Industriegebie- 
tes erfordert die Durchsetzung eines 
zum Teil extrem volks- und arbeiter- 
feindlichen Vorgehens, das sich immer 
weniger verhällen läßt. Die Aufgabe, 
dieses Vorgehen in der Bevölkerung 


& 


durchzusetzen, haben hierbei die so- | 


ziaklemokratische Regierung Nieder- 
sachsens und insbesondere der Ham- 
burger SPD-Senat übernommen. 
‚Große Hamburger Vororte, sowie 
miltiere und kleinere Städte und Ort. 
schaften in diesem Gebiet müssen 
praktisch ausradiert („saniert”) wer- 


19m: 
1. Peter €, (Mitglied der VK- 

ca Aalen war 
sch einem ten Warn- 
streik im WW und Transport; 
2. Wolfgang B. (Mitglied der 


'VK- 


19m: 
3. Karl-Heinz H. Mortschrittli- 
cher BR), {ristios gekündigt 
unter dem Vorwand, einen Ofen 
falsch. gefahren zu haben; als 
„KB-Sympathisant” von rechten 
ÜR denunziert; 
4. Michael 8. (BR-Vorsitzender), 
‚gekündigt wegen „St0- 
rung des Betriebsfriedens” —hat- 
sich gegen die Einführung der 
arbeiterfeindlichen Kontischicht- 
tegelung gewandt -; vor Gericht 
‚auch seiner angeblichen KB-Mit- 
siedschaft angeklagt, die mit 
‚einer Anstellung bei den HSW 
„nicht zu vereinbaren” sei; mehr- 
fach, u. », auch auf Betriebsver- 
sammlungen und in Flugschriften 
von SPD-Leuten als „KBler” 
unziert; 
1073 
$. Alk E. (Vertreter der türkk 
schen Kollegen im BR). we- 
gen seines konsequenten Einsat- 
ven für die Belange seiner Lande 
heute zunächst unter fadenscher 
igen Vorwänden für sechs Wo- 
‚chen „beurlaubt”; dann {ristios 
wegen „Störung des Beiiedsfrie 
jene“ gekündigt, weil sich ein 
türkischer Faschist von A. „.be- 
dekdin” fühlte — der Faschist 
ückte alsbald in den BR auf; 
6, Hans R. (linker Vertrauens 
mann), (ristlos gekündigt we- 


Von den HSW-Bossen in den letzten zwei Jahren gefeuerte 
‚Gewerkschaftsfunktionäre 


den. In menschenfeindlichen Beton- 
ailo-Städten entstehen die neuen Ar 
beiter-,.Kasernen” (beispielsweise di 
Projekt Billwerder Allermöhe des 
SPD-Senats oder die schon fertigen 
und im Ausbau befindlichen Beton- 
| Siedlungen Mümmelmannsberg, Os- 
dorf und Steilshoop in Hamburg). 

Zur Energiesicherung der kapitali- 
| stischen Betriebe werden reihenweise 


Atomresktoren und Kemnkraftwerke 
errichtet, die Mensch und Umwelt ge- 
fährden. Die ersten schon in Betrieb 
genommenen Industriebetriebe - wie 
etwa der Napalm-Konzern Dow Che 
mical bei Stade und die Aluminium- 
hütte Reynolds (beides US-Konzerne) 
in Hamburg ebenso wie HSW  verpe- 
sten mit giftigen Abgasen die Men- 
schen der Umgebung. 

Die SPD-Führer haben die Au 
be, die spontanen Protestaktionen 
dagegen abzuwürgen oder sie in ge- 
ordnete Bahnen zu lenken. Eine wich- 
tige Aufgabe übernehmen hier „Jinke 
Sozialdemokraten, vor allem Jusos, 
deren Betätigungsfeld u. a. auch Bür- 
| serinitistiven gegen die großen Indu- 
| Striebetriebe sind. 

In scharfem Tempo werden die 
Hafenanlagen in Hamburg und ande- 
ten Elbe-Städten ausgebaut und das 
Arbeitspensum enorm erhöht. Schritt- 
macher dieser gegen die Hafenarbeiter 
gerichteten Politik ist — durchaus 
nicht zufällig - die stadteigene HHLA, 
der größte Umschlagsbetrich im Ham: 
burger Hafen. (Die ÖTV-Führer assi- 
stieren ihren SPD-Kumpanen im Se- 
nat, indem jede gewerkschafliche 
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projekten, großzügigen Krediten an 
die Kapitalisten. In „geheimen Exklu 
siv-Verträgen für enorm. verbilligte 
Energie” besorgen die SPD-Führer 
über die stadteigenen Hamburger Gas“ 
und Elcktrizitätswerke (unter Aus- 
schluß jeder öffentlichen Kontrolle) 
‚erheblich verbilligte Energiepreise für 
die Kapitalisten. 

Alle bei der Ansiedlung neuer In- 
dustrie auftretenden Strukturprojek- 
ie werden vom Hamburger Staat zu 
großzügigen Preisen und ohne Rück- 
sicht auf die Bevölkerung übernom- 
men: die Aufschüttung von Industrie- 
gelände in Elbe-Nähe, den Ausbau fa- 
brikgünstiger Verkehrsverbindungen 
(Straße, Schiene und Wasser) wie 
Autobahnzubringer oder gar den Bau 
‚ganzer Hafenbecken für neue Betrie- 
be, den Bau von Atomreaktoren, die 
Arbeitersiedlungen usw. 

Politisch locken die SPD-Führer 
das Kapital an mit Versprechungen 
auf eine „total ruhige und befriedete 
Arbeiterschaft” sowie mit der „mo- 
ernsten Polizei Europas”. Dabei 
scheuen die SPD-Führer auch keine 


Anzeige 
Ernst Thälmann 


ÜBER 


BEITRÄGE AUF DEM 10. PLEN! 


Rechts-Soziallemokraten und ande- 
ren Pöstchenjägern zu einer rechten 
„Betriebskampfgruppe" gegen die 
„linke Gefahr”, die — unterstät 
durch die Örtliche IG-Metall-Führung 

die Interessen des Kapitalisten 
Korf im Betrieb durchsetzen will, 

Obgleich HSW mit zur Zeit ca. 
950 Arbeitern und Angestellten nur 
ein Mittelbetrieb ist, ist die Abschuß- 
rate fortschrittlicher Kollegen dort 
unvergleichlich hoch. Es begann Ende 
1971 

Die Geschäftsleitung der HSW eni 
ließ zwei aktive Vertrauensleute, die 
wesentlich zur Diskussion um die Ta- 
fifrunde 1971 im Betrieb beigetragen 
hatten und großen Anteil an der Ab- 
setzung des reaktionären Betriebsrats- 
vorsitzenden Peribach und den an- 
schließenden Neuwahlen gehabt hat. 
ten. Diese Neuwahlen brachten einen 
Sieg der Linken im Betriebsrat und 
einen neuen Betriebsratsvorsitzenden, 
der nicht auf vertrauensvoller Zusam- 
menarbeit mit der Geschäftsleitung 
baute. 

Im September 1972 entließ die 
Geschäftsleitung den Betriebsratsvor- 


GEWERKSCHAFTEN 


UM DES EKKI, Juli 1929 


Vorspiel zum VK-Putsch: 
Revers-Erpressung 


Dem VKPutsch vom Januar 74 
tingen zwei Versuche voran, die lin- 
ken. Vertrauensleute zu „Distanzie- 
rungen“ zu zwingen. 

Im Fall forderte der Be- 
trieberat auf einer VK-Sitzung im Juli 
73 die Vertrauensleute auf, sch von 
einem Flugblatt der DKP zu „Aistas 
zieren“, in dem die mangeinde Ar- 
beitssicherheit bei HSW kritinsert wur. 
de, da hierdurch die HSW-Kapitalisten 
„unsachlich angegriffen” würden. Die 
Mehrheit des VK lehnte dieses An- 
sinnen ab. 

im zweiten Fall wurde auf der 
folgenden VK-Sitzung, im August 73, 
von Mitgliedern der Ortsverwaltung 
der IGM ein Schrieb vorgelegt, mit 
dem sich die Vertrauensleute vom 
METALLARBEITER des KB „dis 

zieren” sollten, Sie sollten” unter- 
schreiben, daß „alle” (!) Artikel des 
METALLARBEITER „eindeutig ge- 
‚gen die IG Metall gerichtet” seien und 
daß IGM-Mitglieder, „die derartige 
Veröffentlichungen hinnehmen (!} 
‚oder unterstützen”, sich damit „ge 
werkschaftsschädigend” verhalten. 

Die DKP-,.Kollegen”, begeistert, 
daß es diesmal nicht gegen sie, son- 


dern gegen die „Chaoten” ging, 


| Basis Organisation — wie Vertrauens- 
leute — zerchlagen wurde und ein 
Neuaufbau systematisch verhinder! 
wird). 


‚Ernst Thälmann hielt auf dem 10. Plenum des Exekutirkommitees 


der Kommunistischen Internationale 
schaftskämpfe, 
schen Parteien”. 


Weiterhin fällt den SPD-Senatoren 


unsere Taktik und die Aufgaben der Kommunistr- 


ein Referat über „Die Wirt- 


Thälmann zeigte in diesem Referat, welche Aufgaben die Zuspitzung. 


die Aufgabe zu. in- und ausländisches 


der Klassenkämpfe stellte; den Kampf 


um die revolutionäre Klassen- 


Kapital in dieses Gebiet anzulocken. 


inie und die revolutionäre Einheit in 


den reformistischen Gewerk- 


Hierbei winken solchen Kapitalisten 


schaften. Den Plänen zur Gründung neuer „revolutionärer” Gewerk- 


großartige Subventionen (die zuvor 


schaften in Deutschland erteilte Ernst Thälmann eine Absage; 


den Arbeitern und Angestellten als 
Steuern aus der Tasche gezogen wur- 
den). Neben Subventionen aller Art, 
Steuervorteilen usw. winken die SPD. 


gerade der Kurs der Reformisten auf 
erfordere im gegenwärtigen Moment 


Spaltung der Gewerkschaften 
die Aufbietung der größten 


Zähigkeit und Ausdauer durch die Kommunisten, um für die Ein- 


heit der Gewerkschaftsbewegung zu kär 


impfen. 


Führer auf ökonomischem Gebiet vor 


IF 100 Seiten 


allem mit dem „billigen Seetransport- 
weg”, dem „schnellen Hamburger Ha- 
fen”, finanziellen Minderheiten-Betei- 
ligungen desSPD-Senats an Industrie- 


gen „Störung des Betriehsfrie- 
dens”, nachdem er sich von einem 
Faschisten provozieren ließ und 
von diesem in eine Schlägerei 
verwickelt wurde; 
7. Robert E. (linker Vertrauens- 
mann). {ristlos gekündigt un- 
ter dem Vorwand, der Arbeit un- 
entschuldigt ferngeblieben zu 
sein; 
8. Hartmut K. (linker Vertrau- 
ensmann), fristlos entlassen 
wegen „Störung des Betriebsfrie- 
‚dens”; H. hatte in seiner Abtel- 
hung Unterschriften für mehr 
Geld gesammelt« mehrfach als 
„KB’ler” denunziert von rech- 
{en BR. 
197. 
10., 11. und 12. die Kollegen(in) 


mehrfach „beschuldigt", mit dem 
ha- 


KB. zusammengearbeite‘ 
ben; ein Kollege wurde sogar 
SPD-BR denunziert, „Kopf“ der 
KB.Beiriebszellen bei den HSW 
zu sein. 

Im dieser Aufstellung sind 
nicht jene klassenbewußten Ge- 
werkschafter bericksichtigt. di 
von den HSW-Kaptalisten zur 
Kandiyung gezwungen wurden - 
oder die, durch den Unterneh: 
merteror entmutigt, „selbst die 
| Segel gestrichen” hi 

Die Zahl der fortschritlichen 
Gewerkschaftsfunktionäre, die in 
den letzten zwei Jahren direkt 


‚oder indirekt der Unternehmer. 
wülkür zum Opfer gefallen sind, 


erhältlich im 
2. 


| 


Lüge: bei Kerns (Hamburger Wirt- 
schaftssenator) letztem USA-Besuch 
prahlte dieser Kerl vor US-Kapit 
sten mit der Lüge, es hätte im Ham- 
burger Hafen seit Kriegsende keinen 
Streik mehr gegeben. Die Hamburger 
SPD-Führer malen gegenüber den in- 
und ausländischen Kapitalisten das 
Bild von „griechischen Zuständen”, 
auf die die Kapitalisten seelenruhig 
vertrauen könnten. 

| In der betrieblichen und gewerk- 
schaftlichen Praxis legt es dann bei 
den sozialdemokratischen Gewerk- 
| schaftsführern, die Raalitäten mit dem 
von ihren Parteiführern entworfenen 
Bild zu harmonisieren, d. h. „griechk- 
sche” Friedhofsruhe in der Arbeiter- 
schaft durchzusetzen. Das ist zwar 
im allgemeinen Politik und Bemühen 
det SPD-Gewerkschaftsführer, im 
Rahmen des neuen Industrieanniod- 
Nungs-Projekts ist dabei allerdings ein 
deutlich schärferer Kurs als üblich zu 
bemerken, wie wir im nachstehenden 
Bericht über die betrieblichen und ge- 
werkschaftlichen Auseinandersetzun- 
gen bei den Hamburger Stahlwerken 
aeigen werden. 


HSW: Die Vorgeschichte 


HSW ist der erste Betrieb, der im 
| Rahmen der Industrialisierungspläne 
| für den Süderelbe-Raum im Hambur- 

ger Gebiet aufgebaut wurde. 1971 
| wurde in diesem zum Korf-Konzern 
gehörenden Stahlwerk die Produktion 


Senat ist mit 20% beteiligt 

Bereits vor Produktionsaufnahme 
den Betriebes haben Genowen unserer 
Organkation dort gearbeitet. Sie wa 
ren von Anfang an bemüht, bei HSW 
fortschrittliche Arbeitervertretungen 
aufzubauen, die gewerkschaftliche Or 
ganisierung voranzubringen und die 
Interessen der Kollegen gegenüber der 
Geschäftsleitung durchzusetzen, Rala- 
div früh bildete sich die „tote Gruppe" 
(wie sie Im Hetrieb genannt wurde) 
um die Genossen herum, Dies gelang 
} im wesentlichen noch vor einer. als 

bald einsetzenden Formierung voner 
| Kitten Faschisten,  CDU-Leuten, 


aufgenommen. Der Hamburger SPD- | 


ARBEITERBUCH 


sitzenden und erteilte ihm Werksver- 
bot, Zwar verloren die HSW-Kapitali- 
sten einen nachfolgenden Arbeitsge- 
richtsprozeß, aber der BR-Vorsitzen. 
de war draußen. Schon vorher wurde 
ein weiteres — linkes — Mitglied des 
Betriebsrats beurlaubt und gekündigt 

ch diesen Prozeß verloren die 
Kapitalisten, aber Geld spielt dabei 
für sie keine Rolle 

Auf dieser Grundlage und der er- 
folgreichen Anfechtung der alten Be- 
triebsratswahlen im Auftrag der Ge- 
schäftsleitung, war es den HSW-Kapi- 

‚isten gelungen, eine rechte Mehr- 
"heit bei den Neuwahlen des Betriebs- 
rats Ende ‘72 durchzusetzen. Den Ton 
saben jetzt die Rechten Venohr, 
Hübsch, Moede und Perlbach im Na 
men der Geschäftsleitung an. Viele 
fortschrittliche Kollopen hatien zu 
dem Zeitpunkt aufgrund der dauern- 
den Angriffe und Bedrohung resis- 
niert und waren nicht zu einer Kandi- 
datur bereit, 

Und der neue Betriebsrat machte 
von seiner Macht reichlich Gebrauch 
und stimmte nahezu allen Maßnah- 
men der HSW-Kapitallsten zu. 

Seit 1971 wurden bei den Ham- 
burger Stahlwerken‘ 

2 Betriebsräte entlamen 

Ein Dutzend Vertrauersleofe 

gefevert 

allen wurde Mitgliedschaft 
‚oder Zusammenarbeit mit unserer 
Organisation oder „Zwarbeit” zur 
Branchenzeitung des KB, METALL- 
ARBEITER, vorgeworfen. 

Wesentlich größer als die Zahl der 
rausgeschmissenen Kollegen und ge 
werkschaftlichen Funktionäre ist die 
derjenigen, die pernönlich soweit un 

gesetzt wurden, daß sie 

ihren Hut nahmen. 
Zweifellos bilder das Vorgehen ge 
wen die Mehrheit der Vertrauenakör 
| Perleitung den bisherigen Höhepunkt 

im Vorgehen gegen die Link 
ensichtlicher Weise ist das 
‚enspiel von Kapitalisten, re- 
Aktionären Betriebsräten und sozial 


Lüge: bei Kerns (Hamburger Wirt- | sitzenden und erteilte ihm Werksver- | stimmten zu. Bei diesen Verhältnis- 


stimmten zu. Bei diesen Verhältnis- 
sen auf der VK-Sitzung gelang es den 
IGM-Funktionären, von allen Ver- 
trauensleuten eine Unterschrift unter 
diesen Schrieb zu bekommen. 


Der Putsch gegen den VK 


Mit Schreiben vom 14. Januar 74 
bekam die VK-Leitung dann von der 
Ortsverwaltung eine Liste, auf der die 
Namen von 23 „Vertrauensleuten” 
standen, die von der Ortsverwaltung 
nachträglich ernannt worden 
waren. Über diese Ernennung war die 
VK-Leitung vorher nicht informiert 
worden. Die IGM-Führer forderten 
von der VK-Leitung nun die Bestäti- 
gung der von oben eingesetzten „Ver- 
trauensleute”, 

Die Mehrheit der VK-Leitung ichn- 
te das ab. Sie war der Meinung, daß 
@ in der Tat nötig sei, die Zahl der 
Vertrauensleute zu erhöhen; dies müs- 
se jedoch durch Wa h 1 in den Ab- 
teilungen geschehen, nicht aber durch 
Ernennung von oben, 

Dies einfache demokratische Prin- 
zip erschien den Gewerkschaftsfüh- 
ren offenbar „gewerkschaftsschädk 
gend" zu sein, 


Auf der VK-Sitzung vom IR. Tan, 
nahmen außer dem IGM-Sakre 
Prehm auch 14 der ernannten „V 
trauensleute”" teil, von denen acht 
schon ihren Funktionärusweis in 


demokratischer CGewerkschaftsfüh. | der Tasche hatten (normalerweise 
rung deutlich geworden. Bei HSW | dauert os wochen-oder gar monate« 
hat man sich kaum bemüht, diese 


Zusammenarbei 


» 


Forts. HSW-Törrot der Kaplt. 


lang, bis solche Ausweise ausgestellt 
werden), 

‚Auf dieser Sitzung stellte das bis. 
dahin {naktive Mitglied der VK-Lei- 
tung Schuhknecht (CDU) den An- 
trag, die VK-Leitung möge zurücktre- 
an oder andern gewählt wer 

in. 

Bei den gerade geschaffenen neuen. 
Mehrheitsverhältnissen im VK ging 
dieser Antrag mit 2/3-Mehrheit glatt 
und rasch über die Bühne. 

IGM Sekretär Prehm_ inszenierte 
nun eine „Neuwahl” der VK-Leitung. 
VK-Vorsitzender wurde der CDU- 
Schuhknecht (der noch vor einigen 
Monaten verlauten ließ, er wolle bei 


‚n den heftigen Widerstand 
See anwerenden. IOM-Sekretäns 
Prehm  beschloß der Vertrauens“ 
körper von Reynolds die hier 


dem sie sich von „linksoxtramen In- 
ormationen und Aufrufen“ distan- 
zieren sollen. 

Wir protestieren gegen die Vorgänge 
bei HSW. Hier wurden Vertrauens. 
auto der 16 Metall orst ala Mitglieder 
der VK-Leitung abgewählt und an- 
schlißend auf Antrag eines Vortraus 
eramannen der 1G Metall der Ge- 
schäftsleitung nach % 104 BVG zur 
Kündigung vorgeschlagen. Dieser Vor- 
schlag wurde mit Mehrheit angenom- 
men und von der Geschäftsleitung 


angeführt, 
Diesen Kollogen wird Zuarbeit, Mit- 


solche völlig undemokratischen Ma- 
chenschaften nicht mitmachen. 

‚Aber die Sitzung war noch nicht 
zu Ende. Nunmehr sah Perlbach — 
eben jener, der vor zwei Jahren unter 

Druck einer Unterschriften- 


dem 
HSW einen „Christlichen Metallarbei- | sammlung der Kollegen zum Rücktritt 


terverband” gründen); zweiter Mann 
im VK wurde ein Stellvertretender 
Abteilungsleiter. 


als Betriebsratsvorsitzender gezwun- 
‚gen worden war — die Stunde der Ra- 
(che gekommen, Er beantragte, gegen 


‚So funktioniert Demokratie nach | drei Mitglieder der bisherigen VK- 
‚dem Geschmack der Gewerkschafts- | Leitung möge der Betriebsrat bei der 


führer: mit manipulierten „Mehrhei- 
ten” CDU-Leute und Leitende Ange- 
stellte an die Spitze der gewerkschaft- 
lichen Organisation im Betrieb hieven, 


Geschäftsleitung den Rausschmiß be- 
antragen, wegen „Störung des Be- 
triebstriedens”. 

Der Betriebsrat ließ sich nicht Jan- 


und dabei nicht vergessen, demago- | ge bitten, sondern faßte auf einer Son- 


gisch gegen das „gewerkschaftsschä- 


dersitzung vier Tage später den ent- 


digende Verhalten” von kämpferi- | sprechenden Beschluß. Es dauerte 


‚schen Gewerkschaftern zu zetern, die 


dann noch gerade zwei Stunden, bis 


Die sich ergänzenden Inhalte der 
Teile der zwei Flugblätter und das 


Problemen des bewaffneten Kampfes | saubere „timing" lassen eine „anti- 


der Arbeiterklasse.” 


‚kommunistische Schaltzentrale“, die 


(Dies ist eine Abschrift. Die drei | das Vorgehen aller Rechten koordi- 


unteren von uns unkenntlich gemach- 
ten Namen von Betriebsräten und Ver- 
trauensleuten waren auf dem Flug- 
blatt extra gesperrt gedruckt — ein 
mehr als deutlicher Hinweis für Ge- 
schäftsleitung und rechte Gewerk- 
schaftsführer!) 

Inzwischen ist aufgeklärt worden, 
daß diese Provokation auf der Schreib. 
maschine getippt wurde, die sich im 
Zimmer des BR-Mitgliedes Preishofen 
(NV) befindet, nebenbei CDU-Mit- 
lied in Pinneberg und dort schon im 
Stadtparlament gewesen. Preishofen 
hatte bereits des Öfteren ähnliche Büät- 
ter im-BR kreisen lasen. Preishofen 
leugnet, der Verfasser dieser Provoka- 


tion zu sein ... „da muß sich jemand 
nach Feierabend in mein Zimmer ge- 
schlichen haben 


Drei Grasbrooker Kollegen, die ge- 
rade vor dem Verwaltungsgebäude am 
Mittelweg ihre Obes-Provokation ver- 
teilten. wurde das Blatt von „irgend 
jemanden aus der Verwaltung” dann 
angeblich in die Hand gedrückt. Sie 
konnten sich später nicht einmal mehr 
‚daran erinnern, ob.es eine Frau oder 
‚ein Mann war. Jedenfalls hielten sie 
das Blatt „für so gelungen", daß sie 
damit zur Verwaltungsstelle eilten, 
wo Kodolitsch auf Kosten der orga- 
nisierten Kollegen die Saugpostkurbel 
zur Vervielfältigung in Gang setzen 
lob, 


So tauchte dieses Provokations- 
Blatt wenig später auch Im Grasbroo- 
ker Werk auf, 

Das Spiel mit verteilten Rollen zwi 
schen den verschiedenen Gefolgsleu- 
teh des Kapitals tritt hier sehr deu 
ich zutage: Hatten die Grasbrooker 
‚Rechten noch scheinheilig und „.groß- 
zügig” posaunt, daß sie keine Namen 
nennen wollen (außer einem freilich), 
so reicht am gleichen Tag ein „anony- 
der Schreibmaschine 


schafishaus von SPD-Kodolitsch ver: 


vierfätigt 

Angesichts dieser Tatsachen ist 
unwichtig — und kanıı hier auch nicht 
bewiesen werden — ob diese Provoka- 
tion unter direkter Anleitung Kodo- 
ltsch’ geschrieben wurde, oder zufl 
lig am selben Tag erschien. 


niert, nicht unwahrscheinlich erschei- 
‚nen. (Man beachte z.B. die Parallelen 
zwischen „Verfolgungswahn vor dem 
Verfassungsschutz“ und „Schaffung 
‚einer abhörsicheren Dircktleitung““ in 
beiden Flugschriften.) 

‚Ebenfalls möglich ist, daß die offen 
faschistische, öffentliche Kommuni- 
stenjagd der Sozialdemokraten Kodo- 
litsch und Co. allerlei faschistisches 
Gesindel aus den Löchern lockt und 
zu Provokationen aller Art ermutigt, 
die dann wieder von den Soziaklemo- 
kraten verwendet werden .. 


Die dritte Provokation: 
Vom „Meister” persönlich I 


Die dritte Provokation schrieb 
dann von Kodolitsch selbst, Das in 
hoher Auflage gedruckte Flugblatt er- 
schien zunächst anonym, später gab 
Kodolitsch zu, der Verfasser zu sein, 
nachdem ihm dies nachgewiesen wer- 
‚den konnte. Stil und Inbält sind der 
zweiten schr ähnlich, nur daß diesmal 
versucht wird, eine Wilhelmsburger 
VLK-Sitzung als chaotisch darzustel- 
en und die Träger oppositioneller Po- 
litik in Wilhelmsburg namentlich ge- 
nannt werden. Sie trägt den Titel 
„Neujahrssitzung des Karnevalvereins 
VLK-Texaco-Wilhelmaburg”. 

2. Der wirklich achr fortschrittli- 
che Vorsitzende $. (alle Namen sind 
im Flugblatt ausgeschrieben!) eröff- 
net die Sitzung und begrüßt sehr. schr 
herzlich die Führer des Fortschritts 
aus der Hauptverwaltung. Dann gab 
es einen durch und durch sachlichen 
Bericht über die faschistischen Metho- 
den, den Ausschlußterror und andere 
Sauereien des VLK Grasbrook. Da 
hatıen sich einige schon fust toige 
hacht.” 

„Nachdem diesen Schweinen alıo 
wur und andere 
Herren begriffen 
‚hatten, daß hier nur fortschrirtliche 
Kollegen was zu sagen haben, setzte 
der superknorke fortschrittliche Kol- 
lege H. zur weiteren Entlarvung dieser 
Herrschaften an. Das fünden alle un- 
wahrscheinlich gut. Sie kıchten sich 
kaputt...” 

„Dann meldete sich der auf dem 
Wege zum Fortschritt voranschreiten 
de Kollege R, zu Worte. Ungeduldig 


abgedruckte Erklärung, mit der 
sogen das Vorgehen der Ortsver- 

Itung der IGM „bei HDW und 
HSW protestiert wird, 


schaft nicht teilen. Deshalb traten wir 
für das offene und ehrliche Austragen. 
der unterschiedlichen politischen Auf- 
fassungen ein. Das Ziel muß die Stärkung 
(der Solidarität sin Im Kampf gegen die. 
Unternehmer, gerade In einer Situation, 
wo die Unternehmer zur Sankung des. 
Lohnes und zum Abbau demokratl- 
scher Rechte blasen. 
Gowerkschaftsfoindlich kann nicht pau- 
schal eine inko Meinung sein, sondern. 
muß konkret bewiesen werden. Ohne, 
Beweise gegen «ie Interensan der Arbei- 
ter gehandelt zu haben, muß das Vor- 
halten der IG Metall Vortrauensoute, 
‚die die Kündigung beantragt und zuge- 
stimmt haben, mit Empörung verurteilt 
und kann nicht anders als gewerk« 
chaftsfeindlich bezeichnet werden. 
Dieser St schwächt die gewerkschaft- 


Wir unterstützen Ihren Kampf für Wie- 
‚Sereinstellung bzw. gogen Ausschluß. 


die Geschäftsleitung die drei Kollegen 
zu sich rief, um ihnen den Raus- 
schmiß mitzuteilen und sie vom 
„‚Werkschutz” aus dem Betrieb eskor- 
tieren zu lassen, 

Um das Maß voll zu machen, bean- 
tragte CDU-Schuhknecht, die drei ge- 
feuerten Kollegen nun auch noch aus 
‚der Gewerkschaft auszuschließen, Die 
IGM hat den drei Kollegen dann auch 
sogleich den Rechtsschutz gegen die 
Entlassung verweigert, 

In einer Stellungnahme zu den 
Vorgängen schreiben die drei entlas- 
senen und mit Gewerkschaftsaus- 
schluß bedrohten Kollegen u. a.: 

„Gewerkschaften sind zu allen Zei- 
ten als Interessenvertretung der Ar- 
beiter und Angestellten gegründet 
worden und gewerkschaftliche Rechte 


fragte er, wann denn nun endlich alles 
wie verabredet abgestimmt werden 
könne. 

Dieser Meinung war der fortschritt- 
liche Vorsitzende S. aber verdammt- 
‚nochmal auch. Programmgemäß wur- 
den die Grasbrooker Faschisten verur- 
teilt. 7 (mit R., der schließlich auch 
‚mal aus Wilhelmsburg kam!) waren 
dafür, 2 dagegen (rechte Schweine) 
und 5 trauten sich nicht mehr, eine 
Meinung zu haben «. 

Ein Kommentar zu dieser Provoka- 
tion erübrigt sich wohl; so sieht ein 
Gewerkschaftssckretäir den Verlauf 
einer Sitzung, auf der er keine Mehr- 
beit bekommen hat! Von der anfangs 
inten „Zurückhaltung” (Namen 
zu nennen) war nun nichts mehr 
Bere eblihen, Der peychelgische 
Terror, der durch sold 
nen gegen unliebsame Kollegen ent- 
facht wird, erstreckte sich jetzt ax 
die wichtigsten Exponenten Oppos- 
tioneller Politik bei allen Werken der 
Texaco-Hamburg. Durch diesen Ter- 
ror sollen unliebsame Kollegen fertig- 
‚gemacht und zur Aufgabe (ihrer bishe- 
rigen Politik, oder ihrer aktiven Pra- 
xis überhaupt) gezwungen werden. 
Die Rechten aber werden nicht müde, 
ständig vom „Terror der Linken“ zu 
Phantasieren. 

‚Nur um die ganze Breite der rech- 
ten Propagandaoffensive klarzuma- 
chen, sei noch erwähnt, daß Kodo- 
Ntsch auf der Betriebsversammlung in. 
Grasbrook am 25.1. eine 30-Minuten- 
Rede über die „allgemeine Politik", 
die „Ziele",die „Strategie und Taktik 
der Chaoten im revolutionären 
Kampf” halten durfte. Sie war ähn- 
ich gegliedert wie die neue Broschüre 
der Gewerkschaftsführung „Was wol 
en die Chaoten” (Abdruck in UNSER 
WEG Nr. 22), die selbstverständlich 
auch bei Texaco in Umlauf gebracht 
wurde, und bekanntlich aus der Feder 


Vorerst kein durchschlagender 
Erfolg für die Rechten 


Alle drei hier geschilderten Flug: 
sind — soweit wir das beurt 
len und erkennen können — bei den 
Kollegen schlecht angekommen. Das 
gilt auch für solche Kollegen, die sich 
bisher nicht oder kaum um innerbe 
triebliche und gewerkschaftliche Fra- 
gen und Auseinandersetzungen ge: 
‚kümmert haben. 

Dies — vorläufige! 


Ergebnis kann 


Die 3 Entlässenen Vertrauensleute bei HSW 
haben erklärt, da0 sie nicht bereit sind, 
"kampflos das Feld zu räumen", 

Sie sind bisher in zwei mehrseitigen Er- 
klärungen an die Kollegen im Betrieb und 
darüberhinaus an eine Reihe weiterer Be. 


triebe getreten, 


Es hat schon eine Reihe von Spenden 


ben, Der Reynolds- Vertrauenskörper hat 
sich mit den Kollegen solidarisiert, 


Durch die Verweigerung von Rechtsschutz 


itens der Hamburger IGM-Führung treten 


Zusätzliche Kosten für die Kollegen auf, 


Solidarisiert euch mit den Entl 
kämpft gegen die "Extremistenerla 


nen = 
e" in 


den Gewerkschaften und die politischen 
Entlassungen in den Betrieben, 


Unterstützt die Kollegen auch finanziell! 
So könnt ihr sie erreichen: 


Spendenkonto: 


Jutta Goldbeck 
Haspa 1268/586 706 
Kennwort: 


mußten gegen schärfsten Widerstand 
‚der Unternehmer erkämpft werden. 
— An dieser Stelle erinnern wir be- 
‚sonders an die Errichtung des Hitler- 
Faschismus, der bei der Machtergrei- 
fung mit als erstes die Gewerkschaf- 
ten verbieten und Gewerkschaftshäu- 
ser stürmen ließ. In den Betrieben de 
Unternehmer wurden dann die Na: 
„Vertrauensräte” der „Deutschen Ar- 
beitsfront” errichtet. Ganz offensieht- 
lich entspricht das am ehesten den 
Vorstellungen der HSW-Geschäftslei- 
tung, die sich einen Betriebsrat und 
‚einen Vertrauenskörper wünscht, der 


nicht weiter verwundern. Haben die 
Rechten mit ihren Schmierereien 
doch alle Regeln von Kollegialität 
usw. durchbrochen und in Inhalt und 
Stil eine Form der Auseinanderset- 
zung angeschnitten, die bisher einfach 
„nicht üblich” war. 

Aus der schlechten Aufnahme die- 
ser Schmierblätter durch die Kollegen 
darf allerdings nicht (vorschnell) er- 
wartet werden, daß so etwas nicht 
wieder vorkommen wird. Im Gegen- 
teil. Die rechten Sozialdemokraten 
und Antikommunisten können im we- 
sentlichen gar nicht anders. Sie kön- 
nen (und das wissen sie sehr gut!!!) 
den Kommunismus nicht in einer 
ehrlichen politischen Diskussion und 
‚Auseinandersetzung vor den Kollegen 
widerlegen und bekämpfen. Sie müs 
acn zu Demagogie, Terror, administra- 
tiven Mitteln usw. greifen, um nicht 
unterzugehen, um ihren Binfluß über 
die Arbeiterbewegung nicht zu verlie- 
ren und damit auch gleichzeitig ihre 
fetten Pfründe und Posten. 

Die Rechten erwarten nicht, di 
bereits nach ihren ersten Schmutzblä 
tern ihnen die Herzen zufliegen. Sie 
wissen aus Erfahrung schr gut, daß cs 
2. T. sehr ‚lange dauert, bevor ihre 
Schauermärchen über die Linken, die 
Kommunisten geglaubt werden, bevor 
sich eine rechte Formierung durch- 
setzt usw. Das 1956 erwirkte KPD- 
Verbot mit seinen vorbereitenden Ge- 
werkschafts-Massenausschlüssen be- 
weist diese Taktik ebensogut, wie die 
„Baader-Meinhof-Kampagne” 1971/ 
72 und die derzeit Inufende Verbot 
Kampagne gegen kommunistische Or- 
onkationen. 

Deswegen ließ die Gewerkschafte- 
führung ihre Propaganda-Flut seit ge- 
aumer Zeit erst einmal „wirken” und 

eine neue taktische Variante 
an: Der Verwaltungsstellenvorstand 
schaltete sich als „neutraler Schlich- 
ter” (1) ein und leitete zwei Verlah- 
ren nach 4 9 „Beilegung von Streitig- 
keiten unter Mitgliedern" (!!) ein. 
Klines mit den Parteien VLK Gras 
brook und den drei aus dem VLK ge 
feuerten Kollegen, ein anderes zwi- 
schen Kynast und Obes, Außerdem 
wurde der gesamte VLK der HIV zum 
Verwaltungsstellenvorstand zu einer 
„Aussprache” zitiert (vom IG-Chemie- 

‚uptvorstand kam extra Plumeler 
aus Hannover angereist), um zu ‚kl 
ron”, ob eine weitere Zusammenarbeit 
mit dem VLK der Verwaltungsstelle 
möglich Ist und um Bedingungen die- 
ser Zusammenarbeit festzulegen. Über 


Solidarität 


Jutta Goldbek 
2 Hamburg 50 
Schillerstr. 28 


Teil. 380 90 60 


sich in ‚Partnerschaft'ihrer Geschäfts“ 
politik unterordnet, der nicht Inter- 
essenvertretung der Kollegen im Be- 
trieb, sondern verlängerter Arm der 
Geschäftsleitung ist. 

Insofern betrachten wir unsere 
Kündigungen als einen Generalangriff 
auf die Interessenvertretung aller Kol- 
legen im Betrieb, als den Versuch, 
massiv alle Ansätze für eine gewerk- 
schaftliche Interessenvertretung bei 
HSW zu zerschlagen.” . 
Metalikomitee/ 

Betriebszelle HSW f 
KB/Gruppe Hamburg 


konkretes Vorgehen und Bedeutung 
dieser Maßnahmen der Gewerkschaft“ 
führer berichten wir. im nächsten 
ARBEITERKAMPF.. 1 


BR N! 
Zwischenbilanz 


Die Gewerkschaftsführer sind in 
der zweiten Hälfte des letzten Jahres 
auf breiter Front von einer vorberei- 
tenden Antikommunismus-Hetze zum 
Ausschluß-Terror übergegangen. Die 
Ausschluß-Kampagne wird von einer 
Hetze begleitet, die gegenüber der aus 
‚den Jahren 1971/72 eine völlig neue 
Qualität hat, d. h, offen (aschistoide 
Züge trägt, 2. T, direkt aus Hitlers 
„Mein Kampf" abgeschrieben ist (vl. 
2. B. den „roten Otto” der Hambur- | 
ger 1G-Chemie-Führung, der inzwi- 
schen auch im Hafen und vor West- 
berliner Chemie-Betrieben Im selben 
Wortlaut verteilt wurde). 

Die gesamte Entwicklung in den 
DGB-Gewerkschaften zeigt, daß die 
sozialdemokratischen Gewerkschafts- 
führer jetzt die „Machtfrage” ge- 
gen die Linken siellen, zu einem Zeit- 
punkt also, wo die Linke keinen schon 
unmittelbar wirksamen Widerstand 
dagegen leisten kann und die rechten 
Gewerkschaftsführer noch. relativ 
leichtes Spiel haben. 

Für die GewerkschaftsLinke. ist 
dies kein Grund zum Verzagen oder 
‚tar opportunistischem Zurückwei- 
chen. Im Gegenteil: Einen längerfri- 
stigen Sieg kann die Gewerkschafts- 
führung für die Kapitalisten durch 
bioßen Auschluß und ähnliche 

rat 


und die historischen Erfahrungen be 
weisen eu x-ach. 6 
Die Politik der bürgerlichen Macht- 
‚haber in der Gewerkschaft zielt auf 
‚das politische Zurück weichen, das ver- 
söhnlerische Nachgeben der Gewerk- 
schaftLinken. Diesem Ziel ordnet 
sich auch die Politik. der Gewerk- 
schaft®-Ausschlüsse unter. Den Aus 
schluß- Terror werden die Linken hew- 
‚te nicht verhindern können, opportur 
nistisches Zurück weichen dagegen be- 
deutet den politischen Selbstmord, 
den Verzicht auf revolutionäre Pol 
tik, den Verrat an den Interemen der 
Arbeiterklame. 
(Wird fortgenetat in AKA), 


Betriebszelle Texnco 
KB/Gruppe Hamburg 
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‚chon knapp drei Monate vor Be- 
Sein der Metstantrunde ‚mut. 

ten“ bürgerliche Wirtschaftsspe- 
zialisten und. ihre journalistischen 
Sprachrohre: „Ein Produktionsknick 
‚scheint den Ministerialien allerdings 


ten der Automobilindustrie eine Sät- 
tigung des Marktes nicht vor 1985 er- 
wartet werde. Allerdings werde, be- 

inders von Opel, wine verstärkte 
Verlagerung von Produktionskapazi- 
‚äten in Länder der sogenannten Drit- 


"August 72: Voigtländer-Kollegen de- 
monstrieren in Braunschweig gegen 
die Stillegung ihres Werkes. 


dringend geboten. Nur ein deutlich 
erkennbarer Konjunkturabschwung — 
und die drohende Gefahr des Arbeits- 
platzverlunter — erkube den von der 
Basis bedrängien Gewerkschaften. 
‚sich bei den Tarifrunden mit maßvol 
Iem Abrchlen zufrieden u geben. 
"Spiegel® vom 1.10.73) Zur gleichen 
Ga mtl Im September 1973 
web es mund 220.000 Arbeitslose in 
Westdeutschland und schon damals 
hieß die Prognose der bürgerlichen 
Wissenschaftler: eventuell 500.000 
Arbeitslose im Winter. Wohlgemerkt 
diese Voraussagen wurden getroffen, 
zum einen die sogenannte Öl- 
'ffieiel „bekanntgegeben“ wur- 
de, sowie num anderen die verschiede 
nen Tarifrunden offiziell eingeleitet 
waren. 

Und wie es „das Schicksal wollte", 
kamen such Anfang November die 
"itiobsbotschaften" en gros in die 
bürgerlichen _Redaktionsstuben ge 
Aatte 
ALL 
der toppen" 
nicht die ie 
blatı“) 

Und richtig 

PRIK) 
wi Inder Rezension" („We - 
Ya 1LZE: „Vorsonglich meldet Opel 
Kecabeiı "an" „Fit - Abe 
von Ölkrise hart betroffen n 
Stadt-Anzeigge"). (.Seltsamerweie‘ 
kündigte Opel noch im August die 

höhung der Produktionseinheiten 
von 0,9 Mio. auf 1,1 Mio. an, um die 

brikate am Markt niederhalten 

Diese Information fand 

der Leser In der „Spiegel"-Ausgabe 
vom 20, August 1973. An gleicher 
Stelle wurde vermerkt, daß von seh 


‚Ford will in Köln die Bän- 
‚Wir werden bestimmt 
(„Handels- 


ten Welt in Betracht gezogen. Dies aus 
keinem anderen Grund, alsdie extrem 
niedrigen Lohnverhältnisse in diesen 
Ländern auszunutzen.) 

29,11,73; „Immer mehr Unterneh- 
men melden Kurzarbeit an“ („Welt“). 
Endlich greift die Hamburger „Mor 

genpost“ (SPD) ein: 

12,73; „Arbeitslosigkeit um 40% 
gestiegen“ 


1973 

nn. Die Gewerkschaften fordern 
für”ä durchweg 15 Prozent, die Re- 
iglerung — insbesondere der Kanzler, 
Finanzminister Schmidt und Wirt- 
schaftminister Friderichs — hält elf 
Prozent für die oberste Grenze.“ 

(Man vergleiche diesmit den bishe- 
tigen Abschlüssen bei ÖTV, Post, E 
senbahn und Metall!) Allerdings zeigt 
sich bei der Untersuchung im Detail, 
daß es weitere bemerkenswerte „Hin- 
tergründe" der Süllegungs-bzw, Kurz- 
arbeitsankündigungen gibt. Es kommt 
nicht von ungefähr, daß der Bundes- 
kanzler Brandt niemandem mehr se 
n en, sondern jedem nur noch e 
men Arbeitsplatz garantieren will, 

An dieser Stelle soll nun an ver 
schiedenen wesentlichen Stillegungen 
(bzw. Plänen dazu) aufgezeigt wer- 
den, wie die Kapitalisten gegen di 
Werktätigen vorgehen und welchen 
Charakter diese Maßnahmen haben. 

Am 21.12.73 meldete das Kapiia- 
listen-Organ „Handolsblatt" 

„Das DEW (Deut 
werke) «Schiff ist bal 
Es wurde mitgeteilt, daß es dem-Vor- 
stand gelungen sei, die „Verluste" des 
Vorjahres zu halbieren. Der Weg zu 
diesem „stolzen“ Ergebnis für die 
Kapitalisten führte über den Ruin von 
sieben Betriebsteilen der DEW, unter 
Zerschlagung tausender von Arbeits- 
plätzen, Die letzten Schläge teilte der 
Konzern aus, als er die geplante Weg 
Fationalisierung von Weiteren 450 Ar- 
beitsplätzen in Krefeld und 800 in 
Bochum bekannigab. 

Betroffen davon ist die Hartmetall- 
und Werkzeugfertigung in Krefeld und 
die Form- und Schleudergußferti- 
gung in der Edelstahlgießerei in Bo- 
chum (650 Arbeitsplätze). In Bo- 
hum waren schon zuvor 150 Entlas- 
sungen angekündigt worden. Das 
„Handelsblatt“ schrieb, daß man „all- 
‚gemein den Eindruck (hatte), daß 
man bei diesem großen Edelstahlpro- 
‚duzenten endlich ‚Nägel mit Köpfen“ 
gemacht hat.“ Das für Finanzen zu- 
ständige Vorstandsmitglied Dr. Alfons 
Gödde gab zu: „Erwar ein Jahr, das 
umsatz- und produktionsmäßig selbst 
das Spitzenjahr 1969/70 übertrifft”“ 
‚Kein Wunder“, darf ergänzt werden. 
bwohl eine Umsatzsteigerung von 
21% im Inland und von 75% im Aus- 
land erfolgte, ging die Belegschafts- 
stärke um 274 Mann (von 14.847 auf 
14.573) zurück. (Allesnach „Handels- 
blatt“ vom 21.12.73) 

Blatt“ vom 21.12.73) 

AU dies ist für den Thyssen-Kon- 
zern (zu diesem gehören die DEW), 
nicht aber für die Belegschaft, ein 
‚Grund zum Feiern. Nicht nur gestei 
gerte Arbeitshetze und Arbeitsplatz 
unsicherheit, sondern direkte Arbeits- 
losigkeit sind zumindest für Teile der 
Belegschaft die „Früchte“ dieses 
Schaffens geworden. 

Vor einem knappen Jahr noch ei 
regte die „Elefantenhochzeit“, die 
Fusion von Thyssen und Rheinstahl, 
die Öffentlichkeit. Zynisch wurde aus 


Manneımann-Kollegen auf dem Protestmarsch: Ihre Bude 
sollte diehtgemacht werden, obwohl noch reichlich Aufträge vorlagen. 


In trauter (oder anders:) „.Konzer 
tierter Aktion“ von Großkonzernen, 
„sorialliberaler“ Koalition und bür 
Werlicher Preme soll den westdeut 
schen Werktätigen ein weiteres Mal 
„Maßhalten" (4,h, Reallchnabbau) 
nd Enistenzunsicherheit als notwen. 
dig bzw. eigenes Verschulden unter 
nelubelt werden, 

Nur einen Hintergrund dazu schil 
derte die  kapitalistenfreundliche 
„Wirtschaftswoche“ vom 7. Oktober 


diesem Anlaß vom damaligen Thyssen- 
Generaklirektor Sch] „aus verständli 
chen Gründen“ auf eine Arbeitsplatz 
arantie füt alle Thyssen- und Rhein 
stahlbeschäftigten „verzichtet“, (Nach 
„Berliner Extra-Dienst"' vom 21.9,73) 
versuchte der „Arbeitnehmer 
wertreter" des Konzerns Vetter (eb 
mes Zeichens DGB-Chef) seine Zu 
stimmung zur Fusion w.a, mit der 

" zu rechtfertigen, daß die 
‚nun sicherer würden. 


Kapitalistische Rationalisierung in der BRD 


Klassenkampf von oben 


Im ARBEITERKAMPF 
vom Juli 1973 schrieben wir 

„Daß die ATH (August-Thyssen- 
Hütte) keineswegs ungeübter im Ratl 
onalisieren ist, sollte klar sein: inner- 


Ne. 30 


ten für die Arbeiter welter gesie 
ierı. ‚Endlich kann auch die Schlie 
ung der Warmblechwatzstraße in 
Krefeld (ATH) durchgeführt werden‘, 
kindigte Speihmann (Nachfolger von 
hl) gleich bei Fusionsbekanntgabe 
an“ 

Diese „Prognose“ missen. jetzt 
zahlreiche Thysen-Arbeiter um eige- 
non Leibe verspüren und so machte 
sich folgerichtig die Empörung der 
Belegschaft durch Warnstreiks und 
Protestdemonstrationen vor dem Ver- 
waltungsgebäude des Bochumer Wer 


halb eines Jahres (1971/72) wurde 
die Belegschaft um 4.000 Kollegen 
reduziert und gleichzeitig der Umaai 
‚pro Beschäftigten auf 108,000 DM 
gesteigert, 

‚Durch die Fusion werden die La 


kes Luft. 

‚Auf einer darauf folgenden außer- 
‚ordentlichen _ Betriebsversammlung 
wurden die Konzernvertreter mit mas- 
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des geplanten politischen Mordes und Einsatzes faschisti- 
scher Kommandos“ im Kampf gegen die kommunistische 
und Arbeiterbewegung am Beispiel Italien enthüllt 

44 Seiten 
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Nachdruck ausgewählter Artikel aus dem ARBEITER- 
KAMPF seit März 72 

Eine 4. erweiterte Auflage 
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D 


DM 1,50 
Die Emanzipation der Frau in Palästina 
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24 Seiten 
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40 Seiten 
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DM 1,50 
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Teil 58 Seiten 
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16/17 Zur Auseinandersetzung mit den 
AGB-München 
40 Seiten 
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Die Leitungstätigkeit und den Arbeits. 
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28 Saiten DM, 
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32 Seiten DM, 
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62 Seiten 
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der Homburger IG Chemie 
Lohnrahmenverhandlungen 73 

Zum Betrugsversuch des NRF (KBW) 
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Forts. Kap. Rationalisierung 


siven Buh-Rufen und einem Pfeifkon- 
zert empfangen. Trotzdem scheute 
sich der Versammlungsleiter — im 
‚Auftrag der Konzernherren — nicht, 
den Belegschaftsmitgliedern „Mittei- 
lungen an Dritte“ über diese Versamm- 
lung zu verbieten. Und dies, nachdem 
noch nicht einmal der Betriebsrat 
‚zuvor rechtzeitig über die Entlassungs- 
und Stilegungspläne des Konzems 


\„Verfall der Exporterlöse“ 


- sind 
geplante Kündigungen von rund 1,000 
Beschäftigten verbunden. 

Außerdem sollen die Zweigworke 
Neheim und Ösede völlig, und das 
Werk Lippstadt teilweise stillgelegt 
werden, Auch Angestellte sind in 
srößerem Maß betroffen, da umfang- 
reiche Rationalisierungen im Verwal- 
tungssektor folgen sollen. 

Zwei weitere Stahlgiganten, näm- 
lich Krupp und Klöckner, sind ange- 


informiert worden war. 
Ebenfalls zum Thyssen-Konzern 


treten, den Lebensstandard auch ihrer 
Belegschaft zu senken. Ganz offen- 


die geschaßten Kollegen sind dort (!) 
angeblich 400 Arbeitsplätze frei. (Man 
darf den Kollegen wohl schon „Gute 
Reise“ wünschen.) Die VDI-Werke 
sind der viertgrößte Drahtverarbeiter 
Westeuropas, Krupp und Klöckner 
hatten ihre Drahtverarbeitung von 


to gehört 
Bis Mitte 1975 sollen die Werke in 
Düsseldorf mit 959.und Göppingen 
mit 68 Beschäftigten stillgelegt wer- 
den. Das Produktionsprogramm soll 
auf die Werke Hamm/Westf, und 
Kehl/Baden konzentriert werden, Für 
gehört die /estfälische Union- | sichtlich geschieht dies bei ihrer ge- vornherein nur deshalb zusammenge- 
Hamm“, Mit den üblichen Hinweisen | meinsamen Tochter VDI (Vereinig! legt, um daraus Rationalisierung 
auf „ungenügende Erträge" hier: | Drahtindustrie), die ihnen je zur Hälf- und damit Wettbewerbsvorteile auf 
Kosten der Arbeiter und Angestellten 
zu erzielen. 
IEa= Tu nn ann nn nn — | Hiergegen setzte sich die Belep- 
ı «| schaft zur Wehr 
1 Im Dezember 73 traten mehrere 
ı ei hundert Arbeiter der VDi-Werke in 
N Bücher und Broschüren "N einen mehrstündigen Warnstreik. Am 
* | darauffolgenden Tage demonstrierte 
N 1 | die VDI-Belegschaft unter den Losun- 
H Interviews und Gespräche mit Kämpfern der PLO, Fatah, 1| gen: 
? PFLP und PFLP-Allgemeine Führung 1 | ® „Klöckner und Krupp profitieren, 
120 Seiten DM 6 wir die Existenz verlieren“ 
N j „Kontrolle durch die Arbeitnch- 
'0 Die chinesische Kulturrevolution. t mer über die Investitionen der 
in Dokumenten Konzerne‘ 
2 Nachdrucke von ausgewählten Artikeln der „Peking V |» „Die Kiöckner-Belegschaft hat 
' Rundschau“ aus den Jahren 1966 und 1967 i Der 4 pe 2 er ER 
134 Seiten . itern und Angestellten wird je‘ 
f DM8- || der Arbeitsplatz geklaut“ und 
1 | » „Der Interessengegensatz von Ar- 
I [7] UNSER WEG Revisionismuskritik 1 | beit und Kapital zwingt zum 
h 160 Seiten DM 4,50 | — Es bleibt keine andere 
H D Die politische Macht kommt aus den Gewehrläufen! | Dar’ 205 Vera dee an 
ı Nachdrucke von Texten der Kommunisten aus den Zwan- Düsseldorfer Innenstadt. 
1 ziger und Dreißiger Jahren zum Thema Faschismus. ı Ebenso wie bei Thyssen gab auch 
350 Seiten DM 6,501 | der Mannesmann-Konzern mehrere 
ı 1 | Stillegungsabsichten bekannt. 
DO ‚Gegen die schrittweise Faschisierung von Staat und Ge- ı Schon 1971 waren bei steigendem 
H sellschaft 1 | Umsatz 3.700 Arbeiter und Angestell- 
\ Nachdrucke von Artikeln unserer Zeitung ARBEITER- { | 1a von Rationalisierungemahashmmen 
ı KAMPF zur Frage der schrittweisen Faschisierung von 1 | und Produktionsverlagerungen ins. 
H Staat und Gesellschaft 1 | Ausland betroffen. Bei einer weiteren 
\ 160 Sgiten DM 4,501 | Umsatzsteigerung von 8% im Jahre 
I x 1| 72 „durften“ 1.405 Beschäftigte 
' Kampf aschismus 1 | nach anderen Arbeitsmöglichkeiten 
l m] er 1 | Ausschau halten. 
Nachdrucke von Texten der Kommunisten a R 
f ‚ in 1 | In diesem Jahre sollten die Kolle- 
aus den Zwanziger und Dreißiger Jahren zum a 
\ Thema Faschismus Lg resp 
f 1 | heim, des Presswerkes und der Ferti- 
‚350 Seiten gungsstraße für Rohreinzelschüsse 
{ om6,s0 | 
50 | | durch Rationalisierungsmaßnahmen 
{ 1 | betroffen werden. Für 1974 war vor- 
gesehen 192 Schweißwerker, eben- 
ı dem ARBEITERKAMPF 1 | Yale in Mühlheim, wegzurationalie- 
\ Zeitung des Kommunistischen Bundes 1 | ren. Weiterhin wurde bekannt, daß 
\ 1 | das größte Flansch- und Fittingwerk 
ı ‚Europas in Immigrath stillgelegt wer- 
\ re 1 | den sollte. Dieses Werk hatte der 
für 12 Ausgaben DM 9,60 1 r 
' Förderabo für 6 Ausgaben ab DM n Menpeanuna-Eonzern kürzlich, im 
’ 'örderabo \usgaben Januar 1973, übernommen. Von den 
' a en BEDETE, 1 | Stillegungsplänen erfuhr der Betriebs- 
' - rat erst aus der bürgerlichen Presse. 
Es wurde sehr schnell deutlich, 
1 DIE INTERNATIONALE 1 | daß das Werk nur zum Zweck der 
2 netlächen Dil dan Droßstarlichen 1. | Stillegung (Ausschaltung der Konkur- 
ı een re 1 | renz) überhaupt übernommen worden 
' 1 | war. Dagegen protestierte am 6. No- 
x EI — 
DI Sogn, ge «eitweise Faschiierung von Staat und Ge- = Schon 1971’ waren bei steigendem 
ı Nachdrucke von Artikeln unserer Zeitung ARBEITER- a 
x y U | te von Rationalisierungsmaßnahmen 
' KAMPF zur Frage der schrittweisen Faschisierung von U | und Produktionsrerlsgerungen ins 
1 Staat und Gesellschaft ee 
1 160 Seit 1 | Ausland betroffen. Bei einer weiteren 
es DM 4,501 | Umsatzsteigerung von 8% im Jahre 
H 1 | 72 „durften“ 1.405 Beschäftigte 
\ [ÜD Xamot dem Faschismus 1 | nach anderen Arbeitsmöglichkeiten 
Nachdrucke von Texten der Kommunisten 1 | Ausschau halten, 
' Dreißiger Jahreı 1 In diesem Jahre sollten die Kolle- 
ı Eee Zr 1 | gen der Rohrbogenabteilung in Mühl- 
1 1 | heim, des Presswerkes und der Ferti- 
h 350 Seiten DMe;so | | Sungsstraße für Rohreinzelschüsse 
1 | durch Rationalisierungsmaßnahmen 
I 
h ı | betroffen werden. Für 1974 war vor- 
1 | geschen 192 Schweißwerker, eben- 
\ den ARBEITERKAMPF 1 | falls in Mühlheim, wegzurationalisie- 
' Zeitung des Kommunistischen Bundes 1 | ren. Weiterhin wurde bekannt, daß 
' ı | das größte Flansch- und Fittingwerk 
für 6 Ausgaben DM 4,80. 1 | Europas in Immigrath stillgelegt wer- 
für 12 Ausgaben DM 9,60 1 | den sole. Dieses Werk, hatte der 
Förderabo für 6 Ausgaben ab lannesmann-Konzern kürzlich, im 
' Fürderabe für 13 Ausgaben sb DM 150 1 | Januar 1973, übernommen. Von den 
' Stillegungsplänen erfuhr der Betriebs- 
' I rt) der bürgerlichen Presse, 
‘ de schi ‚hell deutli 
ı DIE INTERNATIONALE 1 | daß das Werk’ nur zum Zweck der 
Zeitung des Kommunistischen Bundes für den proletarischen f BqmalArschitung der Konkur- 
Internationslismus ı ir 


Thyssen: 
MONOPOL GEGEN DIE ARBEITER 


Streik auf der Henrichshütte 


Etwa 3.000 (von 8.000) Ar- 
beitern des Stahlwerks Henrichs- 
hütte in Hattingen protestierten 
am 29. März in einem eineinhalb- 
stündigen Warnstreik gegen die 
Entlassungspläne des Thyssen- 
Rheinstahl-Konzerns und zogen 
in einem Demonstrationszug vor 
das Verwaltungsgebäude. 

Nach den Entlassungen von 
mehreren hundert Arbeitern der 
Deutschen Edelstahlwerkeim De- 
zember letzten Jahres (Thyssen), 
von tausend Arbeitern bei Rhein- 
stahl-Hanomag in Hannover und 
etwa 250 Arbeitern der Stahlwer- 
ke Bochum (Thyssen) sollen nun 
mehrere hundert Arbeiter der 
Hattinger Henrichshütte (Rhein- 
stahl) dran glauben, 

Das Entlassungs- und Stille- 
‚gungskarussell des Mammut-Kon- 
zerns Thyssen-Rheinstahl dreht 
sich. Mit der Fusion der beiden 
Konzerne (wir berichteten hier- 
über ausführlich in AK 30/73) im 
letzten Jahr wurden gleichzeitig. 
mehrere „Rationalisierungskom- 
missionen“ unter Leitung der 
Entlassungsexperten der August 
Thyssen-Hütte gebildet. 

65% der Rheinstahl-Aktien 
sind mittlerweile im Besitz der 
Thyssen-Hütte, und -J 


mann ist gerade auf dem arg 
in den Aufsichtsratsvorsitz von 
‚Rheinstahl. Wurden bei der Fusi- 
on im März letzten Jahres noch 
offiziell Bedenken hiergegen aus- 
gesprochen (Bundeskartellamt: 
„Gefahr der marktbeherrschen- 
den Stellung“), so sind mittler- 
weile. in aller Stille vollendete 
Tatsachen geschaffen worden: 
das  Bundeswirtschaftsministeri« 
um gab grünes Licht und noch 
1973 genehmigte die Kommissi- 


nn Aar Eumafichen Oemein- 


schaft die Fusion. Im Februar 
1974 z0g das Bundeskartellamt 
nach (,‚keine Bedenken mehr"). 

Die oben erwähnten Entlas- 
sungen sind Teil der Pläne, die 
unter dem Namen „Neugliede- 
rungsgespräche zwischen der 
Thyssen-Gruppe und der Rhein- 
stahl AG“ Ende März offiziell 
bekannt wurden (die folgenden 
Angaben nach „Handelsblatt“ 
vom 28.3.74). Danach wurden 
folgende wesentliche Maßnah- 
men beschlossen, die deutlich 
machen, daß noch eine Reihe 
rer Entlassungen zum Woh- 
le der Thyssen-Rheinstahl-Profite 
bevorstehen 
© Grundsätzlich sollen die „Ver- 

beitungsbereiche unter der 

Obhut der Rheinstahl AG“ 
weitergeführt werden, 
während der „Stahlbereich un- 
ter der Regie der Thyssen- 
Gruppe“ geführt wird. 
Danach wird unter anderem: 
zwischen der Thyssen-Werft 
Blohm & Voss in Hamburg 
und der Emdener Rheinstahl- 
Werft eine ‚Kooperation‘ ver- 
einbart, deren Ziel die Spezia- 
lisierung auf Teilbereiche ist. 
die Rheinstahlgießereien in 
Duisburg und Gelsenkirchen 
werden den Thyssen-Gießerei- 
en zugeordnet. 
© die Henrichshütte in Hattin- 

gen wird direkt in die Thyssen- 

Gruppe eingegliedert. 

Dies sind die bisher bekannt 
gewordenen Pläne. Für die Arbei- 
ter der betroffenen Betriebe be- 
deuten sie: weitere Rationalisie- 
rungen und Massenentlassungen. 

Für die über 150.000 Arbeiter 
und Angestellten des Thyssen- 
‚Rheinstahl-Konzerns wird ein 
harter Kampf um die Existenz 
beginnen. 
Metall-Komitee 
vr lemmne Hark 


ke Bochum (Thyssen) sollen nun 
mehrere hundert Arbeiter der 
Hattinger Henrichshütte (Rhein- 


stahl) dran glauben. weitergeführt werden, 

Das Entlassungs- und Stille- © während der „Stahlbereich un- 
gungskarussell des Mammut-Kon- ter der Regie der Thyssen- 
zerns Thyssen-Rheinstahl dreht Gruppe“ geführt wird. 
sich. Mit der Fusion der beiden Danach wird unter anderem 
Konzerne (wir berichteten hier- © zwischen der Thyssen-Werft 


über ausführlich in AK 30/73) im 
letzten Jahr wurden gleichzeitig 


mehrere „Rationalisierungskom- Werft eine ‚K. ‘ ver- 
missionen“ unter Leitung der einbart, deren Ziel die Spezia- 
Entlassungsexperten der August sierung auf Teilbereiche ist. 
Thyssen-Hötte gebildet. © die n in 
65% der Rheinstahl-Aktien Duisburg und Gelsenkirchen 
sind_mittlerweile im Besitz der werden den Thyssen-Gießerei- 
Thyisen-Hütte, und Ten en zugeordnet. 
Vorstandsvorsitzender © die Henrichshütte in Hattin- 
anna It panda anf denn Breng gen wird direkt in die Thyssen- 


in den Aufsichtsratsvorsitz von 
‚Rheinstahl. Wurden bei der Fusi- 
on im März letzten Jahres noch 
offiziell Bedenken hiergegen aus- 
gesprochen (Bundeskartellamt 
„Gefahr der marktbeherrschen- 
den Stellung“), so sind mittler- 
weile in aller Stille vollendete 


ter der betroffenen Betriebe be- 
deuten sie: weitere Rationalisie- 
rungen und Massenent! ; 

Für die über 150.000 Arbeiter 
und Angestellten des Thyssen- 


Tatsachen geschaffen worden: Rheinstahl-Konzerns wird ein 
das Bundeswirtschaftsministeri- harter Kampf um die Existenz 
um gab grünes Licht und noch besianen. 
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HDW-HAMBURG: 
2 JUGENDVERTRETER 
FRISTLOS GEKONDIGT 


Die Auseinandersetzung zwischen den 


A N; Pewründung“ für die Entlas- 
sungen führt die Geschäftslei- 
tung ihren angeblichen Aufruf zur 
Weiterführung einer vom Betriebsrat 


“Einige schlagen — alle treffen!" 


trotz. heftiger Proteste. seitens der 
Kollegen und der JV über fünf Mona- 
te (!) vom BR hinausgezögert und 
verschleppt wurde, wurde schon nach. 
r fünften Rede eines Kollegen 
(einem der jetzt gekündigten Jugend- 
vertreter) vom BR (!) für aufgelöst er- 
klärt. Grund: Der Kollege wollte zu 
den anstehenden Gewerkschaftsaus- 
schlüssen sprechen. Verständlich, daß. 
die Empörung der Lehrlinge über die- 
ses Vorgehen des Betriebsrates gegen 
ihre Versammlung groß war, so daß 
bis zum Schluß 100 Kollegen die Ver- 
sammlung in eigener Regie weiter 
führten und ihre Lage und Forderun- 
sen diskutierten. 

Trotz Bemühens der JV, den tat- 
sächlichen Verlauf der Ereignisse dar- 
zustellen, schien der Antrag der Ge- 
schäftsleitung auf fristlose Entlassung 
dem BR genügend „Beweismaterial“ 
zu enthalten, um den Entlassungen 
bedenkenlos zuzustimmen. Einigen 
Betriebsräten konnte es mal wieder 


fi 


erslarkt / 


nicht schnell genug gehen: „Wir wol 
len hier nicht. ins Detail gehen {IH}, 
sondern abstimmen“. Nachdem der 
Urteilsspruch gefällt war, gab man 
den Kollegen noch einige sinnige Em- 

'hlungen mit auf den Weg: „Ihr 
könnt ja den Gang nach Cunossa an: 
treten und die Geschäftsleitung bit- 
ten (!}, euch nicht zu kündigen“. — 
Dummheit oder Zynismus? ! 

‚Auch ein Antrag auf der noch am 
selben Tag stattfindenden VK-Sit- 
zung, die Kündigungen zu diskutie- 
sen, konnte von den Betriebsräten 
per Abstimmung verhindert werden, 
nachdem ein Mitglied der SPD-Be- 
triebsgruppe „klargestellt“ hatte, 
wem nur Solidarität vor den Angrif- 
fen der Kapitalisten nach sozialdemo- 
kratischer Auffassung gebührt: „Wer 

mit Gewerkschaftsfunktionären 
überwirft (also andere Ansichten ver- 
tritt! — die Red.) kann von uns keine 
Unterstützung erwarten.“ Solidani- 
Wit? — Bedaure, leider nicht das rich- 
tige Parteibuch io der Tasche ... 

‚Aufschlußreich ist noch, daß das 
Kündigungsschreiben, das die Kolle- 
‚gen am 28.3. zusammen mit der Auf- 
forderung sofort die Werft zu verlas- 
sen, erhielten, mit dem 26.3. datiert 
ist, also bereits einen Tag vor der Be- 
triebsratssitzung fix und fertig ausge- 
stellt wurde 


Einschüchterung 


und Disziplinierung 


Ein Beispiel unter anderen ist der 
Konkurs der „Fahrzeugfabrik Eylert 
KG", Wuppertal. Dieses Unternchmen 


P)ı mit rund 350 Beschäftigten mußte 


Konkurs anmelden, da ihm die Abneh- 
mer fehlten. Es stellte „Nutzfahrzeug- 
Spezialaufbauten und entsprechende 
‚Anhänger'\.ber. (FAZ, 22.12.73) 

Mit dem Ziel einer Ausstoßsteige- 

rung leiteten die Kapitalisten Ratio- 

- nalisierungsmaßnahmen ein, die sich 
‚später als „unrentable Investitionen” 
‚erwiesen, eben aus Mangel an Abneh- 
mem. ©; 

Nun müssen die Arbeiter um ihre 
ausstehenden Löhne bangen, da sofort 
Gläubiger versuchten, auch die letzte 
Schraube beiseite zu schaffen. Ein 
‚schnell eingerichteter Wachdienst, von 
den Arbeitern aufgestellt, verhinderte 
das Schlimmst‘ 

‚Gerade die Ruinierung von Mittel 
und Kleinbetrieben zugunsten der 
großen Konzerne war cin Ergebnis, 
‚dat durch die sogenannte restriktive 
Finanzpolitik der Bundesregierung 


#4.) mit gefördert wurde. In seiner Ausga- 


be vom 30. Juli 1973 kennzeichnete 
sogar der bürgerliche „Spiegel” die 
tatsdchliche Wirkung dieser Politik 
„Die Kassenebbe bei Banken und 
Sparkassen trifft die Unternehmen un- 
terschledlich — je nach Macht und 
Größe, Noch immer gut gepolstert 
Mind die multinationalen Industrie- 
Imperien: Durch spekulative Mill 
nen-Transaktionen schafften sie sich 
‚terade während der Dollar-Krisen im 
‚Februar und März dicke Finanzreser- 
ren. Und auch heute noch wissen die 
Multinationalen, wie sie an Geld kom- 
men: indem sie etwa bei Lieferungen 
an Auslundstöchter höhere Verrech- 
nungspreise ansetzen oder mit Aus 
hundsfilialen schnellere Bezahlung der 
Rechnungen vereinbaren. 

‚Klein: und Mittelbetriebe, ohnehin 
ron der Konzentration bedroht, Bleibt 
dieser Ausweg verschlossen .. 

Tatsächlich. ist die Politik, „zur 
Wiedererlangung von Stabilität” eine 
kaum verschleierte Politik zur Förde- 
fung der weiteren Konzentration und 
Zentraliation des großen Kapitals 
Dies wind besonders durch die (erst 
kürzlich aufgehobene) elfprozentige 
‚er bewirkt. Sie fördert 

ie Bestrebungen der Konzerne, gi 
Bere Umsätze mit dem gleichen finan- 
nellen Aufwand aus den Arbeitern 
herauszuholen (durch int 
tionaliserung der bereits beniehenden 
Produktionsanlagen und St 
der Arbeitshetze nämlich), 
wird dadurch die Verlagerung von 
lohnintensiven Fertigungen in die so 
'n Niedriglohnländer geför- 
rt (aber auch Investitionen In 'ent- 
wickellen' Gebieten wie dem übrigen 
EG-Raum), Dabei steht vor allem die 
Bildung gesamteuropäischer Konzer 


ne im Vordergrund. 

Die bisher aufgeführten Beispiele 
zeigen deutlich (obwohl sie unvoll- 
ständig sind), daß hinter der aktuellen 
Stillegungs- und Kurzarbeitswelle vor 

jem die großen Konzerne stehen. 
„Stabilitätspolitik”, Energickrisenge- 
fede und anstehende Tarifverhandhun- 
gen in den wichtigsten Branchen wur- 
den von ihnen als willkommener Vor- 
Wand benutzt, schon lange gehegte 
Pläne in die Praxis umzusetzen. Die 
augenblicklichen spekulativen Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen gegen die Ar- 
beiter und Angestellten sind daher 
ich nur eine (quasi) Momentaufnah- 
des ständig stattfindenden 
Rationalisierungsprozesses. Hierbei 
benutzen die Kapitalisten ein breites 
Instrumentarium: 

Zusammenkgung von Betriebstei- 
len, Straffung der Führungsstruktur, 
Aussonderung angeblich unprodukti- 
ver Kräfte und ganzer Abteilungen, 
Kooperation mit anderen Konzernen 
Abstimmung der _ Produktionspro- 
gramme und schließlich die Ausdeh- 
nung sogenannter wissenschaftlicher 
Methoden der Lohnfindung. Die 
anschreitende Atomisierung der 
menschlichen Arbeit und die dadurch 
bedingte Minderqualifizierung der Ar- 
beitskraft lassen es den Kapitalisten 
geraten erscheinen, nicht mehr die Be- 
fähigung des Arbeiters zu berechnen, 
sondern vielmehr die Anforderungen 
des Arbeitsplatzes, wie sie von ihnen 
selbst geschen werden, zum Maßstab 
der Lohnbemessung zu machen, Ha 
ben sie diesen System erst einmal 
durchgesetzt, gibt es ihnen, bei jeder 
„Verbemerung” der Maschinerie (Ver- 
infachung der menschlichen Bedie- 
nung) einen scheinbar unanfechtbaren 
Grund, auch den Lohn nach unten zu 
verbessern‘ 

Die Werktätigen und ihre Gewerk- 
schaften können sich nicht darauf be- 
schränken, den Kampf gegen die Fol- 
gewirkungen der kapitalistischen Ra- 
tionalisierung. wie sie sich in jüngster 
Zeit bei der Sullegungswelle gezeigt 
haben, zu führen. Kapitalistische Ra- 
tionalisierungsmaßnahmen müssen 
ständig bekämpft werden. 

‚Wie die Auseinandersetzungen um 
die Rohstoffquellen, hier: vor allem 
Erdöl, in der letzten Zeit beweisen, 
ist der Kampf um die Neuaufteilung 
der politischen „‚Einflußsphären”, der 
eesicherten Absatzmärkte in ein aku- 
tes Stadium geraten, Die Werktätigen. 
müssen in Zukunft mit im. 
reicheren Maßnahmen „ihr 
tabsten rechnen, die ihre politischen 
Rechte, Lebens: und Arbeitsbedin“ 
gungen verschlechtern sollen. Die Zei- 
ten, in denen die Arbeiterklasse rela- 
iv kampflos einzelne Zugeständnisse, 
der Kapitalisten erreichen konnte, 
sind vorbei. Gerade aber für die Ver“ 
besserung der Arbeitsbedingungen 
sind kämpferische Auseinandersei- 


zungen von den Arbeitern und Ange- 
steDten nur sehr selten geführt wor- 
den. Die Kapitalisten konnten daher 
in den letzten Jahrzehnten besondere 
„Erfolge” erzielen. 

‚Auch die Gewerkschaftsführer hi 
ben hier an den arbeiterfeindlich 
Maßnahmen mitgedreht, (So verzich- 
ten sie fast überall auf einen Kampf 
gegen die Einführung der neuen Ar- 
beitsplatzbewertungsmethoden, ver- 
teidigen sie teilweise sogar als „wis- 
senschaftlich” und beschränken sich 
darauf, höchstens in einzelnen unter- 
geordneten Punkten „Kritik" zu 
üben.) Für die Zukunft kann man 
nicht erwarten, daß sie auf diese Poli- 
tik verzichten werden. Auch in Zu- 
kunft werden sie Lohnrahmen- und 
Manteltarife — Tarife, die vorwiegend 
die Arbeitsbedingungen regeln - über 
Jahre oder gar Jahrzehnte hinaus f 
legen. Werden sie versuchen, die Mit- 
gliedschaft möglichst weitgehend aus 
diesen Fragen herauszuhalten, auch 
weiterhin jahrelange „kämpferische” 
Verhandlungen praktizieren. 

Im Rahmen des Kampfes gegen 
die kapitalistischen Rationalisierungs- 
maßnahmen, gegen die Verschlechte- 
rung der Arbeitsbedingungen, ist es 
‚Aufgabe aller Kollegen, auf diesem 
Gebiet den Kampf um klassenmäßige 
Politik, um die Verteidigung und Er- 
weiterung der innergewerkschaftli- 
chen Demokratie aufzunehmen. Vor 
allem darf der Kampf gegen die Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen nicht auf Ak- 
tionen gegen einzelne Stillegungen 
beschränkt bleiben, dieser Kampf 
muß vielmehr zu jeder Zeit um die 
Erhaltung und Verbennung der Ar. 
beitsbedingungen überhaupt geführt 
werden. Es wäre aber ilusionär, 
grundlegende und langfristige Verbes- 
serungen innerhalb. des Kapitalismus 
erzielen zu wollen, Dies wird ebenso 
unmöglich sein wie die Verhinderung 
von Massenentlassungen und Stille- 
gungen innerhalb dieses Systems, Dar- 
um kann es nicht gehen, vielm 
kommt es darauf an, die besumögl 
chen Bedingungen für die Erhaltung] 
der Arbei des Lebens der Ar- 
beiterklasse und der anderen Werktä- 
tigen zu erzielen und sie zur Abschaf- 
fung des Kapitalismus überhaupt vor- 
zubereiten. 


GEGEN DIE ANGRIFFE DER KA-) 
PITAL'STENKLASSE — DIE EIN- 
HEITLICHE KAMPFFRONT DER 
ARBEITERKLASSE 

FÜR EINE KONSEQUENTE 
KLASSENPOLITIK DER 
GEWERKSCHAFTEN 

DIE KRISE DARF NICHT WIEDER. 
AUF DIE WERKTÄTIGEN ABGE- 
WÄLZT WERDEN 


ikomitee 
KD/Gruppe Hamburg 


Nach den nun schon seit Monaten 
laufenden Gewerkschaftsausschluß- 
verfahren gegen die JV, sind die bei- 
den Entlassungen die schwersten 
Schläge, die den Lehrlingen und den 
Linken unter ihnen bisher versetzt 
wurden. 

Die Absicht der HDW-Kapitalisten 
und ihrer Handlanger in der Ausbil- 
dungsleitung, einige Jugendvertreter 
über die Klinge springen zu lassen, 
wurde in einer monatelangen Ka 
pagne vorbereitet und in der letzten 
Zeit fast völlig unverhohlen und offen 
verfolgt, 

Besonders in den letzten Wochen 
nahmen die Maßnahmen der Ge- 
schäfts- und Ausbildungsleitung den 
Charakter einer wahren Hetz- und 
Treibjagd gegen die Kollegen und ihre 
IV an, immer mit dem Ziel vor Au- 
sen, die Lehrlinge und ihre Vertreter 
zum opportunistischen Zurückwei- 
chen vor diesen Schlägen zu bewegen 
und den Rausschmiß vorzubereiten. 
> Gezielt werden einzelne n 

von Ausbildungsleiter unter Druck 
gesetzt und aufgefordert, für die Aus- 
bildungsleitung Spitzeldienste zu le 
sten. 
® Ständig werden die Kollegen, be- 

sonders die neu eingestellten, auf- 
gefordert, nicht zur JV zu gehen, son- 
dern zum Ausbildungsleiter selbst 
oder zum BR (!). Besonders seit die 
neuen Lehrlinge, die noch in der Pro- 
bezeit sind, angefangen haben, er- 
scheint die Ausbildungsleitung des 
öfteren in den Räumen der JV, um 
zu kontrollieren, welche Kollegen 
sich dort aufhalten. 
P Drohungen mit Verweisen, Raus- 

schmiß und Nachricht an die Er 
tern sind quasi an der Tagesordnung, 
Mitte März erhielten rund 20 Kolle: 
gen eine Ermahnung ausgesprochen, 
weil sie an einer gewerkschaflichen 
Mittagspausenversammlung _ teilnah- 
men. 
> Die Bewegungstreiheit der IV wur- 

de schon sehr frühzeitig über das 
ohnehin schon durch das reaktionäre 
Betriebsverfassungsgesetz einge: 
schränkte Maß hinaus noch weiter 
eingeengt, In den letzten Wochen 
setate ein wahres Bombardement von 
Ermahnungen und Verweigen gegen 
die einzelnen Jugendvertreter ein, die 
unter den absurdesten Vorwänden 
herbeigesucht wurden. 

Das Ziel der HDW-Geschäftsicr- 
tung dei diesen Maßnahmen und bi 
sonders bei den Entlassungen ist dı 

gerichtet 
W die guten Ansätze einer konse- 

quenten Interessenvertretung. zu 
zerschlagen, die von diesen Ju- 
gendvertretern im letzten halben 

Jahr geschaffen wurden 
@ und damit zugleich die $olidariukt 

und Einheitlichkeit Im Handeln 
kaputt zu machen, die unfer den 


Lehrlingen der Werft in den zu- 
rückliegenden Monaten unter maß- 
‚geblicher Beteiligung der JV her 
gestellt werden konnte. 

ing geht beim 
Verfolgen ihrer politischen Ziele da- 
bei nach dem alten Kapitalisten-Mot- 


Wie die Erfahrung zeigt, werden 
die Kapitalisten dabei ak {iv von 
reaktionären Betriebsräten und Ge- 
werkschaftsführern unterstützt. 

Nicht genug damit, seit Bestehen 
dieser IV deren Tätigkeit zu sabo- 
tieren, sich offen gegen die Forde- 
nungen der Lehrlinge zu stellen und 
diese zu boykottieren, stimmten sie 
jetzt auch noch bedenkenlos den po- 
litischen Entlassungen zu. 

Diese offene Zustimmung ist die 
folgerichtige Fortsetzung sozialdemo- 
kratischer Politik, deren oberstes Prin- 
zip nicht die Vertretung der Klassen- 
interessen der Arbeiter, Angestellten 
und Lehrlinge ist, sondern die ruhige 
und harmonische Zusammenarbeit 
mit den Kapitalisten. In dieser Poli- 
tik ist von vornherein der Bruch mit 
den Arbeiterinteressen angelegt und 
führt in der Konsequenz immer zum 
offenen Verrat an diesen Interessen 


sowie zu den niederträchtigsten; 
langerdiensten für das Kapital. 

‚Erinnert man sich noch an die von 
der IGM-Ortsverwaltung im vergange- 
nen Jahr gegen alle Jugendvertreier 
eingeleiteten Ausschlußverfahren, so 
‚kommt einem jetzt unwillkürlich die 
Frage, die sich Gewerkschaftsführer 
und Kapitalist stellt, in den Sinn: 

‚Woraus feuern wir ihn zuerst, aus 
ier Gewerkschaft, oder aus dem Be- 
trieb? * 

Bekanntlich zieht sich die Aus, 
schlußsache schon über einen linge- 
ren Zeitraum hin, ohne daß ex die 
Gewerkschaftsführer bisher für not- 
wendig befunden haben, die Kolle- 
gen auch nur mit einem Wort über 
den Stand der Dinge zu informieren. 
In der Zwischenzeit haben sich aller- 
dings einige „Neuigkeiten“ ergeben, 
die wir hier kurz anführen wollen! 
P Auf einer Sitzung der Ortsverwal- 

tung im Februär wurde der Aus- 
schluß aller Jugendvertreter ohne Ver. 
fahren beschlossen. Ein enisprechen- 
Ter Antrag wurde an den IGM-Haupı 
vorstand eingereicht. 

P Der Ausschlußantrag der HDW- 

VK-Leitung wurde nicht — wie ur- 
sprünglich angenommen - erst im De- 
zember '73 gestellt, sondern bereits 
am 19.10.73, das ist genau ein T; 
(1) nach der Wahl dieser Kollegen in 
die Jugendvertretung (am 18.10.73). 
® Im Februar erhielt einer der jetzt 

entlassenen Kollegen einen Revers 
ins Haus, in dem er verbindlich durch 
Unterschrift erklären soll, daß er we- 
der irgendeiner kommunistischen Or- 
‚ganisation angehört, noch eine dieser 
Organisationen unterstützt ()- 
® Ebenfalls im Februar wurde den 

HDW-Lehrlingen auf Betreiben von 
Marianne Lohse, Jugendwekretärin 
beim DGB, die Räume für die Jugend- 
gruppe Stintfang im gleichnamigen 
Jugendheim gesperrt, Parallel dazu 
entfalten Gewerkschaftsführer und 
VK-Leiter „plötzlich" Aktivith 
eine „gewerkschaftliche Jugendgrup- 
pe“ Auf der Werft aufzubauen, die 
„eng mit dem OJA, der Ortmerwak 
fung und der VK-Leitung zuammen- 
arbeiter“. 

Während alıo die Kapitalisten mit 
dem ihnen zur Verfügung stehender 
Arsenal von Einschöchterung bis zum 
Rausschmiß gegen die Kollegen vor- 
gehen, übernehmen die Gewerk- 
schaftsführer geflisentlich den ihnen 
augedachten Part, die Linken muszu- 
schalten. Das Ziel ist in jedem Fall 
dasselbe: Mit allen zu Gebote stchen- 
den Mitteln die Entwicklung einer 
Arbeiterpolitik zu verhindern. 


Wie soll es jetzt weitergehen? 


Ziel der Maßnahmen von HDW- 


>» 
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DOW-CHEMICAL, STADE 


‚Lebensqualität' durch Chlorgas und Natronlauge? 


eit Ende der 60iger Jahre wird 

Jdas Gebiet der Unterelbe syste- 
matisch industrialisiert, Für die Ka- 
pitalisten bieten sich hier günstige 
Standortbedingungen, gute Trans 
portwege, billige Arbeitskräfte, gror- 
se Schenkungen durch den Staat 
(z.B. 550 Hektar Gratisboden ), 
außerdem werden von den Kommu- 
‚nen 10 % der Investitionen und 5 % 
Zinszuschüsse gezahlt. 


die Elbe lockten, war der US-Napalm 
Konzern „Dow Chemical GmbH”. 
„Dow" produziert. seit zwei 
Jahren. mit einer Belegschaft von 
560 Arbeitern und Angestellten. 

In dieser kurzen Zeit hat sich 
y Dow", selbst für kapitalistische 
/erhältnisse, einen berüchtigten Ruf 
13 „Giftgasküche” zugelegt. 
© innerhalb von 14 Monaten wur- 
den elf Giftgasausbrüche offiziell 
gemeldet 

Wie ernst selbst die bürgerlichen 
Behörden einige dieser Giftgasaur- 
brüche nahmen, wird daran deutlich, 
daß z.B. im Sommer 1973 die Elbe 
für kurze Zeit für sämtlichen Schiffs- 
verkehr gesperrt wurde, daß das EIb- 
ufer wegen Verätzungsgefahr nicht 
mehr betreten werden durfte und so- 
dar eine Schule in Bützfleth/Stade 
geschlossen werden mußte. Hirten 
meldeten, daß ihre Schafe durch 
Dow-Chemikalien in den Wassergri- 
ben Verätzungen an den Pfoten er- 
litten hätten. 
® Erst für dieses Jahr, nachdem die 
Produktion nun schon zwei Jahre 
luft, ist ein erstes biologisches Klär- 
{ werk vorgesehen. D.h., daß seit zwei 


Jahren stündlich 1670 m3 chemische 
Abwässer (Natronlauge) in die Eibe 
geleitet wurden. Dazu berichtete der 
Bürgerverein Bützfleth, daß nach An- 
‚gaben der Wasserbehörde die erlaub- 
ten Abgabewerte mehrfach über- 
‚schritten wurden. Die Abwässer hit- 
ten vor der Dow in der Elbe bereits 
eine „tote Zone” gebildet, der Gras- 
bewuchs des Deiches sei ausgechlort 
und die Schutzbepflanzung des Elb- 
ufers teilweise abgestorben. 

Gegen diese unmittelbare Be- 
‚drohung von Mensch, Tier und Vege- 
tation durch die „‚Dow” hat es erheb- 
liche Proteste "der Bevölkerung, 
insbesondere in dem direkt betrof- 
fenen Stader Stadtteil Bützfleth, 


gegeben. 

Die Stader Ratsherren besänftig- 
ten die betroffenen Bewohner immer 
wieder durch Versprechungen, die 
Sache „in Ordnung zu bringen” und 


die Gewerbeaufsicht einzuschalten. 


— Abdruck aus Städer Tageblatt — 

Wir meinen, es ist lange genug über die 
Industrieansiedlung in den _negalivaten 
Worten berichtet worden. Alle Nachrichten. 
Agenturen haben sich die Aussagen und 
Bedenken einiger Leute zu eigen gemacht 
Alle Bevölkerungsgruppen — einschlieli- 
lich der Schulklassen — wurden angehal- 
ten, dieses Neue, Fremde zu verdammen. 


gene Mitarbeiter und viele Kontraktoren 


Am 23.8.73 ließen sie die Katze 
aus dem Sack und machten deutlich, 
mit welcher „Hilfe” von ihrer Seite 
zu rechnen sei, und zwar auf ganz 
makabre und zynische Weise: Sie 
ließen ein Merkblatt „für das Ver- 
halten bei Chemieunfälleı 
1200 in der Nähe des Dow-Werkes 
gelegene Haushalte verteilen. Das 
Merkblatt enthält Tips wie „Halten 
Sie sich ein nasses Tuch vor den 
Mund” oder „Entfernen Sie sich 
bei einem Gasausbruch quer 
zur Windrichtung”! (nach „‚Morgen- 
post", 24.8.73), 

Einige Zeit später war gar von der 
niedersächsischen Landesregierung 
(SPD) zu hören, man wolle „sämt- 
liche Mittel für den Wohnungsbau 
in Bützfleth sperren”, 

Statt den Kapitalisten klare Auf- 
lagen für Sicherheitsvorkehrungen 
zu erteilen und diese auch durchzu- 
setzen, soll die „gefährdete Bevöl- 


kerung” Immer ein „nasses Tuch 
bei sich tragen” und notfalls eben 
woanders hinziehen. Das nennt sich 
dann „mehr Lebensqualität” dla 
Willy Brandt! 


Betriebsrat als „Dow - 
Werbeagentur” 


Am 9.2.74 berichtete das „Sta 
der Tageblatt” über eine Unter- 
schriftensammlung für „eine weite. 
re Industrialisierung in unserem 
Raume”. Der Sammler ist nicht 
etwa, wie man annehmen sollte, 
der „Dow”-Boß in Stade, Egon 
Michel, sondern sein treuer Diener, 
der _Betriebsratsvorsitzende Horst 
Groß! Groß und seine Betriebsräte 
forderten die Dow-Belegschaft auf, 
„für die Sicherheit der Arbeits“ 
plätze” auf die Straße zu gehen und 
„Gegenunterschriften zur Bürgerini- 
tative Bützfleth” zu sammeln. 

Die Bürgerinitiative hatte unter 
dem Motto „für mehr Lebensquali- 
tät” eine genauere Kontrolle aimt- 
licher Dow-Anlagen gefordert, zu- 
dem die „Erweiterung der Chlorer- 
zeugungsanlage (Stufe 2)” verhi 
dern wollen. Über 2.300 Unterschri 
ten wurden bereits gesammelt. 


industrie-Ansiedlung zu einem beuseren 
‚Arbeitsplatz, mehr Einkommen und mehr 
Anteil an der viel zierten „Lebensquall- 
tät: verholfen hat. — Oder versteht man 
unter Lebensquallüät nur sauberes Wasser, 
Feine Luft und seltene Tiere? 

Sauberer Wasser hatten wir schen lange 
nicht mehr: die Luft ist unverändert gut 
nd die Tierwelt in den Obsthöfen ist bis 
Aut die scheinbar Immunen Pasanen ausge- 
Fottet. Der Lärmpegel, erzeugt durch K: 
Dressören, Pumpen, Turbinen und Filelev- 
Sehwindigkeiten der Produkte, ist den 
‚Auflagen, gerecht geworden. Die Biox-An- 


wicklung der Produkte Ist weltweit, Pir- 


men aus Bützfieth und Umgebung sind 
glich Im Werk beschäftigt. Es sind viele, 


tausend Menschen, denen man mit dieser 


en den Weg weisen, wie man di 
dazu benutzen kann, durch sie mehr Le- 
Densqualität für den Menschen und 

Umwelt zu erreichen. Nur die Länder und 


Gemeinden, die die nötigen Mittel haben, 

erden in der Lage sein, für ihre Bürger 
All die Dinge zu schaften, die das Leben. 
erleichtern und den Menschen nützen. Die 

iesreglerung wird schon gewußt h 

warum sie die Industrieansledlungen au 
Gebiete verteilt, die erwerbsschwach und 
einkommensarım sind. — Oder ist man hier 
der Meinung. daß die Kollegen von Rhein. 
und Ruhr una die begehrte Lebensquall- 
tät ermöglichen, Indem wir weit ab vom 
‚Schuß nur zu genießen brauchen??? 

Eine Immission — gleich welcher Art — 
ist nie schön. egal, wer der Verursacher it 
Man sollte immer neue Wege suchen, um. 
zu besseren Werten zu gelangen. Dies wird 
Auch geschehen: nur man kann nicht vor- 
her etwas abwürgen, was sich noch nicht 
bestätigt hat. Einen Tischler, der keine 
Späne macht, den gibt es nicht. Was er 
aber mit den Spänen mac, daran solle 


In einem Leserbrief vom 14.2. 
schreibt der DR der „Dow-Chemk 
r 


Siehe Abdruck 
Kaum zu übertreffen dieser Ka- 
pitalistenknecht. Es ist schon lange 
genug „in den negativsten Worten" 


über ‘die „angebliche Umweltver- 
‚schmutzung der Dow" berichtet wor- 
den, höchste Zeit für den Betriebe 
rat, endlich einmal in „positiven 
Worten” über all die Vorteile der 
Dow für die Bevölkerung zu 
sprechen. „Sauberes Wasser halten 
wir schon lange nicht mehr", Grund 
für den BR, täglich 1670 m3 chemi- 
sche Abwässer „abzusegnen”, 

« „Das ist eine echte Initiative”, 
lobte Dow-Boß Michel die BR- 
Aktion! 

Was ist das für eine „Lebens 
die der BR seinen „Kol 
anpreist? 
© Anfahrtswege von bis zu vier 
Stunden täglich. Etliche Kollegen 
der „Dow” und „VAW" kommen 
aus Hamburg, Cuxhaven, Bremer- 
haven und Bremen. Keine Minute 
dieser Zeit wird den Kollegen be- 
zahlt. 
© Seit Aufnahme der Produktion 
arbeitet „Dow” mit Unterbelegung, 
d.h. weniger Arbeiter müssen mehr 
schuften. 

@ Viele Kollegen werden durch das 
große Arbeitskräftereservoir dazu 
gezwungen, bis zu täglich zwölf 
Stunden zu arbeiten. 

© Angeblich soll es ein - zwei Clor- 
‚gasverletzte wöchentlich geben, die 
in das Stader Krankenhaus eingelie- 
fert werden. 

Die Allianz von „Dow"-Kapitalis- 
ten und Niedersächsischer Landesre- - 
gierung (SPD) hat nun offiziell ihren 
dritten Partner bekommen: 

Den „Dow”-Betriebsrat (eben 
falls SPD). ® 


‚Chemie-Komitee, KB-Gruppe Ham- 
burg mit Unterstützung unserer 
Stader Chemie-Genassen q 


UT 
| 


rern ist es, alle Ansätze einer konse- 
| 'quenten Klassenpolitik zu zerschla- 
gen und die erst schwach entwickelte 
Solidarität und Einheitlichkeit unter 
Teilen der Lehrlinge wieder zu zer- 


lichen itanen Charakter hatte, 
deutlich, Die Schwäche der sponta- 
men Bewegung ist es ja gerade, daß 
‚sie sich sehr schnell an diesem oder 
‚pitalisten und 


stören. 
In Situation erst 
ig: En 
r Bewegung 
I unter den Lehrlingen, die im wesent- 


und plötzlich wieder erlischt und zu- 
rückweicht, wenn die Kapitalisten 


nicht sofort nachgeben oder ihrersel 
die Schläge gegen die Kollegen ver- 
stärken. 

Es läßt sich nicht verkennen, daß 
die Ausbildungsleitung in diesem Sin- 
ne durchaus Erfolge unter den Lehr- 
Hingen für sich verbuchen kann. Sie 
hat es geschafft, die Lehrlinge von 
einer aktiven Solidarität mit den 
entlassenen Kollegen abzuhalten und 
unter Teilen der Kollegen resignative 
Stimmungen zu erzeugen. Besonders 
die Kollegen in der Lehrwerkstatt, die 
direkten Kontrolle und Aufsicht 
der Ausbildungseitung unterliegen, 
sind von den oben beschriebenen 
Maßnahmen eingeschüchte: 

Neben der Methode der Einschüch- 
terung und Drohung, die besonders 
beim jetzigen Stand des Kräftever- 
hältnisses zwischen Arbeiterklasse 
1 und Bourgeoisie die Gefahr des Zu- 
rückweichens vor den Schlägen dı 
Kapitalisten in sich birgt, werden di 
Linken auf der Werft in Zukunft auch 
wieder stärker mit ‚einer anderen 
‚Komponente bürgerlicher Politik kon- 
frontiert werden: der Methode der 
Scheinzugeständnisse und der Orien- 
tierung auf partnerschaftliche Ver- 
handlungen mit den Kapitalisten 
(Ausbildungsleitung) 

“Die 
nicht nur dabei 
un, 


} iner Av 
| lich _ gewaltsam (Einschl 

michmiß usw.) zu zerschlagen 
sondern sind darum bemüht — nach 
dem Motto: „Die Festung nimmt 
man am leichtesten von innen“ 
‚dem Klassenkampf eine (Schein-)Al- 


ternative, nämlich partnerschaftliche 
Zusammenarbeit, entgegenzustellen 
und bei den Kollegen als „den besten 
‚Weg zum Erfolg“ zu verkaufen. Die 
‚Gefahr, daß sich ein größerer Teil der 

von dieser Politik vorerst 
täuschen läßt, ist zweifellos, vor allem 
nach den letzten Ereignissen, real vor- 
handen und deutet sich schon jetzt 
bei einem Teil der Kollegen an. Die 
HDW-Kapitalisten und der BR wer- 
den jedenfalls bemüht sein, Illusionen 
in diese Richtung zu fördern und gar 
hier und da etwas Geld springen las- 
sen, um die eine oder andere Forde- 
rung zu erfüllen. 

‚Für die Kommunisten und klassen- 
bewußten Kollegen kommt es deshalb 
‚darauf an, in Zukunft verstärkt der- 
artigen Illusionen entgegenzutreten 
und als einen Bestandteil gegen die 
‚Arbeiter gerichteter bürgerlicher Poli- 
tik zu entlarven. 


Vor allem ist es aber ihre Aufgabe, 
die spontane Bereitschaft der Kolle- 
ven, alt vie gaiem Willen und Elsn 
an dieser oder jener Mittagspausen- 
versammlung usw. teilzunehmen, in 
eine dauerhafte und feste Bewegung 
zu wandeln. Die Lehrlinge werden 


Rechte und Ausbildungssituation ser 
tens der Geschäfts- und Ausbildungs- 
leitung bestehen können, wenn die 
aktivsten von ihnen sich besser als 
bisher organisieren. Dazu 
wird es notwendig sein, (auch außer- 
halb der Arbeitszeit) den Aufbau 
einer starken gewerkschaftlichen Be- 
iebsorganisation aktiv mitzugestal- 
ten. Das erfordert die aktive Teilnal 
me der Kollegen an den betrieblichen 
und gewerkschaftlichen Auseinander- 
setzungen. 


‚KPD/ML" — 
blind, blinder geht's nicht! 


Die „KPD/ML" lieferte - als „ein- 
zige Organisatlon an der Seite der 
HDW-Jugend“ (versteht sich) - mal 
wieder Ihre eigenen Vorstellungen 
von „Solidarität“ ins Haus: In ihren 
Flugblättern zu dieser Sache wußte 
sie zwar in einem Satz zu berichten, 
daß zwei Juy 
wurden, ansonnt 
lich die „Erkenntnisse und „Erleb- 
nisse" eines der bekden Kollegen, 

welch Wunder — mit der 
ML“-Linie übereinstimmten, breit wir 
sergekäut. Ein „Roigardist" sagıe 


‚denn auch, was sich seine „Partei“ in 


ihren Fiugblättern zu sagen nicht 
zu sagen traute: „Daß W.M. fliegt, ist 
schade, daß der andere fliegt, ist gut 
für die — Solidarität A la 
„KPD/ML: 

"Noch am Morgen der Entlassungen 
schrieb die „KPD/ML“ in einem Flug- 
blatt, der Schlag der Kapitalisten 
„muß von,uns mit einem harten Ge- 
tuseehlag (dt, Mai), Damanerse 

m, 


Diese Leute sind tatsächlich nicht 
dazu in der Lage, den real vorhande- 
‚nen Kampfbedingungen und Kampf“ 
willen der Kollegen Rechnung zu tra- 
‚gen und daran ihre Politik auszurich- 
ten. Es it eine sicherlich schwer zu 
akzeptierende Tatsache, daß große 
Teile der Lehrlinge eingeschöchtert 
Se a Bade ae 
‚eben nicht bereit waren, zu 
unternehmen; aber deshalb bleibt 
doch eine Tatsache. Aufgabe der 
Kommunisten ist es nicht, diese 
hältnisse wegzuschwindeln und die 
nicht vorhandene Bereitschaft der 
Kollegen, in dieser Sache aktiv zu 
werden, mit großspurigen Sprüchen 
von „harten Gegenschlägen”, „wir 
lassen uns nicht einschlchtern" usw. 
zu übertünchen; Aufgabe der Kom- 
munisten ist es, diesen (spontanen) 
Zustand der Bewegung zu erkennen, 
um dagegen den Kampf zu führen, 
um sie zu einer fest organisierten und 
‚dauerhaften Bewegung zu machen. 

Werden dann die Genossen der 
„KPD/ML“ durch die tatsächliche 
Entwicklung mit der Nase auf den 
Boden der Tatsachen gestoßen, haben 
sie sehr schnell einen „Schukdigen” 
für ihren Mißerfolg: die „Neorevisio- 
nisten des KB“, die „um die Milde 
der Bourgeoisie bettein“ und „vor 
der Bourgeoisie auf dem Bauch lie- 
gen“ (0 allen Emstes in „Frischer 
Wind“ und einem Flugblatt zu den 
Entlassungen). In der Praxis führt 
‚diese „Politik“ allerdings immer öfter 
dazu, daß die „KPD/ML” auch vor 
‚den wenigen Kollegen, wo sie noch 
einigen Einfluß hatte, auf den Arsch 
Niegt 

Für den Tag der Entlassung hatten 
$0 Lehrlinge für die Mittagspause ein. 
Meeting vor der Kantine geplant (das 
allerdings ins Wasser fiel), um die älte- 
ren Kollegen über die Ereignisse zu 
informieren und eine möglichst brei- 
te Solidarität zu era Die „KPD/ 
ML" wollte bei di Gelegenheit 
doch prompt unter roten Fahnen 
(im Betrieb!) aufmarschieren und ließ 
sich auch von Kollegen, die unter die- 
‚sen Bedingungen eine Teilnahme von 


vornherein abiehnten, nicht von die- 
ser Absicht abbringen. Dieses Sektie- 
tertum hätte zum Ergebnis gehabt, 
zum einen den Teilnehmerkreis von 
vornherein auf einige wenige (solier- 
16) Linke und Kommunisten einzu- 
schränken und zum anderen diese 


En 
zu diskreditieren. 

Der „KPD/ML“ kommt es nicht 
darauf an, eine breite Solidarität zu 
erzeugen, sondern den Aktionen der 
Kollegen unbedingt einen „rrrevolu- 
tionären“ Stempel aufzudröcken, um 
im nachhinein schreien zu können 
„die HDW-Lehrlinge haben unter we- 
henden roten Fahnen und unter Füh- 
rung der KPD/ML den Bonzen einen 
harten Gegenschlag versetzt.“ — „Be- 
wegung (und Prahlsucht) ist alles, 
' sagte der alte 


‚ug 
die korrekte Linie der Partei nicht 
‚senigend in die Massen getragen“ 


Baben (Roter Morgan, 30. Da 
Angesichts der primitiven Ver- 


naten geleistet haben (z.B. mit der 
Behauptung, die Mehrheit der HDW- 


Wind; März 74) läßt die Anhand 
‚gung, man werde „Versäumtes“ nach- 
holen, nichts Gutes ahnen. 

Die Politik dieser ‚Partei' auf den 
Werften,wie überall, führt leider nicht 
nur dazu, sich selbst bei den Arbei- 
tern zu diskreditieren (was nur zum 
Vorteil der kommunistischen Bewe- 
gung sein kann), sondern führt beim 
jetzigen schwachen Einfluß der Kom- 
munisten in der Arbeiterbewegung 
auch dazu, den Kommunismus insge- 
samt zu diskreditieren. . 


Zellen-Leitung Werften 
KB/Groppe Hamburg 


Göttingen: 

KAG im Buchladen „Rote Straße” 
34 Göttingen 

‚Rote Straße 10 


Di. 17- 19 Um 


Lübeck: 

W. Blankschein 

= Lübeck 
Postiagerkarte 082 322 A 
Wentberlin: 

Florian Geyer 

über Sozialistischen Zenırum 
1 Berlin 21 

Stephanstr. 60. 
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Ba Auschluss-Bescheid des Baschworde-Auschuns 
Indwetrkogewerkechaft Chemie-Papier Keramik 


b Beschwerdesunnchud. 


Dur Reschluß des nuptroratand 
Diene intncheidung int enielitii, 


a 
Kind: 


arts. 


Per Einschreiben, Hamburg, den 11.2,74 


Betr: Schreiben des Hauptvorstands vom 17.1.74 (PI/He) 

Hiermit ge ich, gemäß 5 7 Ziffer 8 der Satzung, Beschwerde gegen den gegen mich er- 
gangenen Ausschluß aus der 1G Chemie-Papier-Keramik durch den Hauptvorstand ein. 
Ich fordere hiermit meine sofortige Wiederaufnahme in die Organisation, mit den vollen. 
Rechten und Pflichten jodes Mitglieds. 


? 
Vertrauensleutekörpers (VLK) bei Reichhold durch die Verwal- 


Diese Veruammlungen waren insofern „außergewerkschaftlich“‘, ala e sich dabei nicht 
um einen VILK harıdeive, den die Verwaltungssieiie ja aufgelöst hatte. Sie waren anderer- 


ufgonteilt wurden uw. 
Ds sich ja der Ausschluß gegen die Teilnehmer einer soichen Versammlung am 10.11.73 
‚ichten, drücken wer nochmals unser Erstaunen deruber aut, daß gegen den steilvertreten- 
‚den Betriebwratiworsitzenden Hollap. der ebenfalls an dieser Sitzung teilnahm, kein Aus- 


4) | schlußvertahen singeieitet worden at. Au weichen Gründen unser Verhalten sul duesen 
mebscheften sein soll, andererseits aber das Ver- 
haiten von Herrn Mollop nicht it darüber vrlrı der 


ee ee 
Te en went, 
Gewerkschattstuhrung 


Ba ne Se 
ns nern 
Be en ne 
Be ee 
end 
Be 
nee unterer Anich nach zu Recht — Auschluantrg gsi han. Wi prote- 
a een 
und wenn ihr schadet! re untsi Bu 
6) Statt Beweise — Behauptungen! 
Außerdem wenden wir una gegen das vom Hauptvorstand angewandıe Verfahren, statt 
Beweise und Begründungen fur die vorgebrachten Anschuldigungen vorzubringen, einfach. 
re 
A 
In genau dieser Weise wird auch mit der Anschuldigung der „geistigen Urheberschaft” ver- 
fahren: Ausgehend von der Ausage, die Publikationen „Der Chemisarbeiter“ und „Was 
iu 108" olen „gewer kschaftsteindlich‘“ (f N. 1), behauptet der Hauptvorstand 
eine „geistige Urheberschaft” unsererseiti ‚zu können (Behauptung Nr. 2). 
essen 
hhanı „aktiv vertreten” (£ )). Da diene Ziele ale „gewerkschafuncha 
" wien, (war ja immer noch “ wurde, siehe oben), wtünde „amt .. 
een 
sen 
Eine phantastische „Beweis“ (77 )hatte 11 
a er reg Nagr, 
ee 
der Verweitungssteile der 10 Chemie. Das sieht nach Inquisition, nach Henänjagd im 20. 
RE 
sche, dell en 24 einem solchen Aumehluß gegen uns weitens des Hauptvorstanden gekorm- 
ee 
ee 
an den Beschwerdesumchull, alle diem Dinge eingehend zu prüfen. Die Kollegen vom 
ee 
Be, 
die diesen gar nicht heraungibt. Zur Klärung der Fragen verweisen mir im weiteren auf 
ummere, bereit dem Hauptvarstand im Original vorliegenden Erklärungen zu den wirittigen. 


Vortätten. 
Mu bestem Gruß 
Diener Brief (Abschrift) wurde von der Mehrheit der ausgeschlomenen Reich- 


unterzeichnet. 


A 


1G Chemie (das oberste Entsch 
dungsgremium bei innerverbandlichen 
Streitigkeiten) 


Industriegewerkschaft 


„Wir wol 


ie nicht anders erwartet, hat 
der Beschwerdeausschuss der 


den Beschluß des 


2b aus annspur Organs 


ver 1 
Anaar 397% vinpchens 


DE Rlnenshac VORBEI; 1otak0p 


Spfuchs bein Beschwer 
möh'Bie nun 15. Tebrust 1879 bein 
Meöhender Adresss eingegangen sein 


10 Chemie-Fapfer-kerun] 
Beschverdanunschuä 


Die Intscheidunc des Beschwerdaaunse 


sagen, aufgrund dessen die Kollegen 
gefeuert worden sind. 
Ihre Aussagen waren beinahe bei- 


spielhaft für die Qualität soicher 
sozialdemokratischen Interessenver- 
treter. 


Zu der Liste von ernannten VK- 
Mitgliedern (durch die Ernennung 
von ?2 VL durch die IGM-Orts- 
verwaltung, wurden die linken 
Mehrheitsverhältnisse im  VK_ge- 
ändert — das war ein direkter 
Vorläufer der Kündigungen) be 
fragt, antworteten die beiden 
nicht immer * übereinstimmend” 
D Venohr: „Die VL auf der Liste 

sind von den Kollegen vorge- 

schlagen worden.” 

D Ferlbach: „Die VL. wurden vom 
BR und der OV vorgeschlagen.“ 

D> Venohr: „Alle, die auf der Liste 
stehen, wurden vorher befragt, ob 
sie in den VK wollen. 

D Pertbach: „Nicht alle wurden ge- 


> Venohr: „ Alle Listenmitglieder 
wurden auf der VK-Sitzung be- 


D Peribach: „Acht Listenmitglieder 
wurden vorher von der OV_be- 
stätigt, damit sie gleich in der 
VK-Sitzung  mitstimmen konn- 
ton.” 

(Sonst wäre der Coup der IGM- 

Führer evil. gefährdet gewesen! ) 

In ähnlicher Weise Außerten sich die 

beiden auch zu den anderen Kün- 

dieungsgründe: 
Während sich Käpplers Gesicht 
zusehends  verfinsterte, mußte der 

Richter alle bisher vorgetragenen 

Kündigungsgründe als unglaubwürdig 

und herbeigesucht au den Akten legen. 
Zum Ende seiner Aussage hatte 

Venoht dann doch noch einen 

Lichtblick”, um sich. aus der 

Affäre zu ziehen. Er meinte durch 

aus ehrlich: ., Die drei Gekündigten 


usschluß der Linken 


auszuschließen, bestätigt. 


jnch ‚sschuß innerhalb vierochen zu. Dieser 


n erfekt 


‚tete Instanz"; Innerhalb der Ge: 
werkschaft gibt es keinen Weg mehr, 
‚gogen diesen Beschluß vorzugehen, 
schluß ist „endgültig (s. Ab- 


len mehr Demokratie wagen!" (W. 


wuptvorstandes vom 17.1.74, die 
ichhold-Linke aus der Gewerkschaft 


Der Beschwerdeausschuß ist die | druck des Schreibens), Mit einer Uns 
verschämtheit sondergleichen verzich” 
tet der Beschwerdeausschuß genau 


wie der Hauptvorstand darauf, auch 
nur den Anschein zu erwecken, als 
könnte,er seine Behauptungen Im It- 
gendeiner Hinsicht beweisen. 


Der Noschwerdeausschuß be 
schränkt sich lediglich darauf, die 
„Argumente“ des Hauptvorstandes in 
plattester Weise zu übernehmen (wie 
ein Vergleich der beiden Schreiben 
leicht zeigt) - nicht einmal oberfläch- 
liche Umformulierungen sind vorge- 
nommen worden, die möglicherwei- 
se „die „Unabhängigkeit“ des Be- 
schwerdeausschusses hätten vortäu- 
schen können, 

Die demagogischen Hinweise im 
Brief des Beschwerdeausschusses auf 
die „ehrenamtlichen und betriebstä- 
tigen Mitglieder" (freigestellte SPD- 
BR's 
schwer 
soll, können die zerbröckelte Fassa- 
de der Wohlanständigkeit auch nicht 
mehr kitten. Überall lugt die ganze 
Verrottetheit und Korruptheit der 
sozialdemokratischen Kapitalisten- 
‚knechte hervor. „Reichhold“ schlägt 
sämtlichen Träumereien „linker“ 
Sozialdemokraten von den Jusos bis. 
zum SB (Sozialistisches Büro, Offen- 
bach) von der „Zurückdrängung der 
Rechten“ in SPD und Gewerkschaft 
(Jusos) und der „Verbündeten im 
Apparat“ des DGB (SB) ins Gesicht 


‚Wir dokumentieren hier die „letz- 
te Runde“ im Ausschlußverfahren ge- 
gen die Reichhold-Linken, nämlich 
1.) den Ausschluß-Beschluß des 
Hauptvorstandes gegen die linken Kol- 
legen, 2.) deren Antwort an den Be- 
schwerde-Ausschuß beim Hauptvor- 
stand und 3.) den endgültigen Aus- 
schluß-Bescheid durch diesen. @ 


Ihnen das Recht de Ein- 


Nwerdenussehuß lt niche 


‚nungen int enagditiu 


erlopewerkachaft 
Bierckeranik 


Arge 


(P. Flumayer) 


mußten wir ihnen kündigen.” nicht begründet war!" 
Damit waren alle Kündigungsgründe | Käppeler: „Aber den drei Ge- 
auf einen Nenner gebracht! kündigten wurde doch im VK das 


Der Richter dokumentierte seine | Mißtrauen ausgesprochen. 


“Fortschrittlichkeit” durch die Ant« 
wort, er hätte den Eindruck, hier 
sollten “drei junge Leute diszipli- 
niert werden, 

Derartige “ortschrittliche" Äuße- 
rungen waren übrigens von dem , 
Richtertisch (1Richter, 2 Beisitzer) 
‚öfter zu hören: 

OZu den Kündigungsgründen: „Die 
sind ja wohl alle herbeigesucht.” 
OZu der irmennung der VL: „Hier 
hat sich die IGM nicht an’ ihre 
eigenen innergewerkschaftlichen 

Abmachungen gehalten. Innerge- 

werkschaftliche Auseinanderset- 

zungen sollten auf demokratische 

Weise und nicht durch Kündigung 

seitens des Arbeitgebers geklärt 

werden 
OZu Venohr: „Ob sie der richtige 

Mann in der richtigen Funktion 

sind, ist zumindest fraglich. 

Das machte natürlich Eindruck auf 
2 was sich 
0 mancher Fascho-Richter schon 
geleistet hat; so ist es verständlich, 
daß es selbst für die Sprüche des 
Richters Beifall gab. 

Auch die drei Kläger und ihr 
Rechtsbeistand (die IGM hatte die 
Vertretung abgelehnt!) waren von 
‚den Richtern sichtbar beeindruckt 
Sie beschränkten sich auf das Zu- 
hören, ohne auf die politischen Hi 

fi 


richterliche 


fort: 
schrittlichkeit“ jedoch nur die eine 


Seite Ist, wurde dann bei der "Ver- 
nehmung” des Personalchels deut- 


lich, 
Nachdem der Richter festgestellt 
hatte, dab . 
Kündigungsg! unreic! 
nahm or sich Küppeler vor 
Käppeler: „Der BR hat uns den 


‚Antrag auf Kündigung vorgelegt, wir 
mußten zustimmen.” 


Richter: „Sie brauchen nicht 
allen Anträgen des DR zuzustimmen. 


ten eine politische Meinung, die 
werbreiten _ wollten, deshalb. 


Richter: „Haben sie denn keine 
eigenen Kündigungigründe vorzubrin- 
gen?” 

(Hierbei ist interessant, das die HSW- 
GL’ im Kündigungsschreiben die 
„ Störung des  Betriebsfriedens” 
nennt, In ihrer Klageerwiderung er- 
wähnen sie hiervon jedoch kein Wort, 
‚sondern verließen sich auf die ande- 
sen Gründe. 

Der Richter zu Käppeler und dem 
HSW-Anwalt (deutlicher gehts nim- 
mer) : „Halten sio den Vorwurf der 
„Störung des Betriebsfriedens” auf- 
recht 

Nun hatte endlich auch Kiäppeler 
geschnalit, worum es ging (aber noch 
nicht »o richtig) Er meinte: „, Die 
Mitarbeiter waren unruhig!” Unru- 
hig wurde nun auch der Richter. 
„Gehen sie zu den Arbeitern und 
fragen sie, ob der Frieden gestört 
ist oder kommen die zu ihnen? ?" 
Käppelers Gesichtszüge erhellten 
sich: „Natürlich! Abgeordneto aus 
drei Abteilungen waren im Lohn- 
büro. Bevor die Sache mit dem 
‚offenen Brief nicht geklärt sei, woll- 
4 nicht mehr arbeiten. Die 
Arbeit hat dann 1 1/2 Stunden 
oraht.” 

Nachdem der „fortschrittliche“ 
Richter dem _Kapitalistenvertret 
Käppeler aufs Fahrrad geholfen hatı 
liegt nun endlich ein (nach Meinung 
des Gericht 
gungserund 
handlung wurde unterbrochen und 
vertagt, 

Die Kapltalisten und ihre Vertre- 
ter haben nun bis zum 30. April 
Zeit, sich ihre „Beweise" für diese 
ungeheuerliche Lüge zu schaffen! 

Die gekündigten Kollegen bieiben 
weiterhin im Ungewisen! . 


Noch di wo dieser Inhaltlich 


Betriebszellen HSW. 
KB/Gruppe Hambur 


® 
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Techn Toanat dr ranssache 
taalspräsident Pompidou den Wen] 
für neue Präsidentenwahlen freigegeben, | 
zwei Jahre früher als turnungemäß, 
Die französische Hourgeoisie, die gaulls 
tische Regierungspartel und die Regie- 
ungen aller anderen kapitalistisch 
Länder haben den Tod Pompidous 
herzlich bedauert und. salbungsvoll- 
die „Größe” und „Ehrenhaftigkeit“ 
seiner Person hochgelobt — wie das 
eben bei derartigen Gelegenheiten üb- 
lich ist. Brandt hat kondoliert, Nixon 
hat kondoliert, Franco hat kondoliert 
(und gesagt, daß er mit Pompidou 
oinen „hervorragenden Freund“ verlo- 
renghabe und sein Tod ein „nicht 
‚mehr wettzumachender Verlust für 
das spanische Volk“ sei), Ägyptens 
Staatsprisident Sadat hat kondoliert 
(und gesagt;„Er  (Pompidou) hat 
‚durch seine Haltung bewiesen, daß eı 
ein sroßer Freund des arabischen 
Volkes war,“) und sogar Radio Mos- 
kau lopte (zumindest in seiner 
deutschsprachigen Sendung am 4. 
April) eine „Schweigeminute" für 
Fompkdou ein. Springers „Hamburger 
Abendblatt" schrieb — als ein Beispiel 
unter unzähligen — am 3. April, einen 
Tag nach dem endgültigen Abtritt 
Fompidous:,„Georges Pompidou war, 
was immer gegen ihn vorgebracht 
wurde, ein Präsident nach dem Her- 
zen ‚seiner” Franzosen. Er stammte 
‚aus Auvergne, einer der ärmsten Pro- 
vinzen Frankreichs, hatte sich durch 
Leistung, Bauernschläue und ‘Bonho- 
mie‘ zum höchsten Staatsamt hoch- 
searbeitet und zeigte die Mischung] 
on Autorität und Humanitdt, die im 
‚wuten alten Sinne einen 'Landesvater‘| 
ausmachte. 


0 schr ist Pompidou „nach dem. 
Herzen. 'seiner‘ Franzosen” gewesen 
und so sehr haben diese seine „Misch-| 
ung von Autorität und Humanität“ ge- 
schätzt, daß ihm gerade noch in den 
letzten Wochen die Erlösung von den 
Lasten seiner staatsmännischen Ver-) 
antwortung und der baldige Eintritt 
ins ewige Leben gewünscht wurde: 

ET HOPP, POMPIDOU! 


Frankreich: 


Pompidou gibt Weg für Präsidentenwahl frei 


(Und Hopp, Pompidou! Höher als Car- 
fero! » Carrero ist der ehemalige Minis- 
terpräsident des faschistischen Sp 
niens, der Jüngst in die Luft gesprengt 
wurde.) 


Diese Parole wurde in den letzten 
Tagen (in Abwechslung mit „Et hopp, 
‚Fontanet! „..” - dem Erziehungsminis- 
ter) von vielen Tausend Schülern und 
Studenten auf der Straße gerufen, 
‚Nun ist Pompidou nicht auf die gleiche 
Weise ums Leben gekommen wie Car- 
rero Blanco, sondern weit natürlicher 
= so „natürlich“ übrigens, daß man 
seine zum Tod geführte Krankheit 
wegen ihrer Unanständigkeit und Pein- 
lichkeit offensichtlich verschweigen 
muß, weil sie wahrscheinlich wohl dem 
„gemeinen Mann“ geziemt, nicht aber 
‚äinem unbescholtenen Staatspräsiden- 
ten. 


Man kann auch nicht sagen, daß 
Pompidou nun so schr viel mehr „nach 
dem Herzen“ der französischen Arbei 
ter gewesen wäre, als nach dem der 
Schüler und Studenten, die ihre Mei- 
nung diesbezüglich - wie oben zitiert 
- in den Demonstrationen der letzten 
Wochen ziemlich deutlich zum Aus- 
druck brachten. Unter dem Regiment 
Pompidous verteuerte sich nicht nur 
das Leben der französischen Arbeiter 
sosehr, daß die Parole vom „vie 


ichöre - vie d’eschave" (teures Leben 
- Sklavenleben) heute immer mehr in 
den wieder angewachsenen Streiks um 
sich greift, Sondern das Pompidou-Re- 
gime hat vorallem auch im zunehmend 
brutalen Polizeieinsatz gegen die streik 
enden Arbeiter, in der Ausrichtung] 
(des Militärapparats auf die Verhinde- 
rung solcher „Experimente“ wie in 


PLUS HAUT QUE CARRERO! 


Chile, in seiner Pflege des Rassismus! 


te; Ein “Selbstmord” nach Nazi-Muster 


itte März hat die chilenische 
Militärjunta den Tod von Jos? 
'oha, ehemaliger Minister unter der 
Allende-Regierung, gemeldet. Angeb- 
lich hat Toha „Selbstmord” begangen; 
er soll sich in seiner Zelle im Mil 
tärgsfängnis von Santiago erhängt 
haben. Die internationale bürgerliche 
Pres® hat diese Erklärung des chile- 
nischen Faschisten-Regimes natürlich 
Ohne Anzweiflung als reine 
sachenmeldung” servier 

Jos? Toha gehörte der Sozialist- 
schen Partei an. Er hatte nachein- 
ander verschiedene Ministerposten in 
der Allende-Regierung bekleidet, 
nachdem das von den rechten Par- 
teien (Christdemokraten und Natio- 
ale Partei) mehrheitlich beherrschte 
Parlament ihn jeweils zum Rücktritt 
‚gezwungen hatte. Bei dem Put 
versuch des Infanterie- und Panzerre- 
‚giments von Tacna (am 29. Juni 73) 
eitete er die (damals noch erfolg 
reiche) militärische Verteidigung des 
Repierungssitzes. 

Gleich nach dem faschistischen 
Staatsstreich vom |1. September wur- 
de Toha wie unzählige andere ver- 
haftet und auf die KZ-Insel Dawson 
im äußersten Süden Chiles depor- 
tiert, wo u.a. auch der Generalsekre- 
ir der chilenischen „KP", Luis Cor- 

valan, und andere führende Vertreter 
der ehemaligen Unidad Popular ge- 
fangengehalten und gefoltert werden. 
Die Haftbedingungen auf dieser KZ- 
Insel sind bestialisch, besonders im 
jetzt beginnenden Winter, der in die- 
sen Breitengraden nahe der Antarktis 
immer sehr hart ist 

Toha wurde Ende Februar von 
‚der KZ-Insel ins Milltärgefängnis von 
Santiago transportiert, da sich se 
körperlicher Zustand nach der erlitte- 
nen Folter bereits lebensgefährlich 
verschlechtert hatte, Bei einer Größe 
won 1,90 m hatte er nur noch ein Ge- 
wicht von 50 kg. Wenn sein Tod im 
Militärgefängnis von Santiago. nicht 
noch gewaltsam von den faschisti- 
schen Folterknechten herbeigeführt 
wurde, ist or auf alle Fälle eine Folge 
der ‚nen Torturen. Auch 
die Propaganda des deutschen Nazi 

Regimes hatte in solchen Fällen immer 

von „Selbstmord” gesprochen (wo- 

mit dann gleich die „Feigheit” des 

Feindes „dokumentiert” wurde), oder 
„ von „auf der Flucht erschomen”, 

um. 


Trotz des Verbots durch die Fa- 
schisten-Diktatur nahmen an der Be 
erdigung von Jos® Toha rund 3.000 
Menschen in einem Demonstrations- 
zug teil, Sie sangen die Internationale, 
‚die Arbeiterhymne aller Länder, und 
aus der Demonstration erscholl im- 
mer wieder der Ruf: „Faschisten-Mör- 
der!”. Das Militär drohte, die Demon- 
stration mit dem Gewehr aufzulö- 
sen — aber die Demonstranten ließen 
sich nicht einschöchtern; ebensowe- 
nig wie bei der Beerdigung von Pablo 
Neruda, der bekannteste chilenische 
Dichter und Mitglied der „KP", der 
bereits ‚wenige Wochen nach dem 
Putsch „in einem Krankenhaus ge- 
storben”” war. Damals wie heute hat 
das Militär es daraufhin h 
seine Drohung nicht wahrzumachen, 


uf 


vor allem gegen dio afrikanischen Arc 
beiter in Frankreich usw. für breite 
Teile des Volkes verdeutlicht, wo} 
sein Herz schlägt (und deswegen 
„schlägt“, weil es den Rhytmus| 


nicht "nur der „Person“ Pompidou,| 


sondern des gesamten weiterbestehen- 
den Regimes bestimmt). Pompidou 
kommt selbst aus dem Finanzkapital, 
nämlich dem Rothschild-Bankimperi- 
um (det größten Privatbank Europas, 
wö er 1953 Direktor wurde und sich 
dann 1956 zum Generaldirektor „hoch- 
arbeitete“, bis er 1958 - nach dem 
Algerienputsch des französischen Mili- 
tärs - von General De Gaulle in die 
Regierung geholt wurde). 1962 wurde 
Pompidou Ministerpräsident - als wel- 
cher er 1968 federführend den Gene- 
ralstreik im Kampf-Mai der franzö- 
sischen Arbeiterklasse niedertreten 
half. 1969 trat er mit diesem Verdienst 
die Nachfolge De Gaulles an, dessen 
‚Rücktritt ein spätes Ergebnis der Mai- 
kämpfe war. 


„Der Tod ist jedem beschieden, aber 
nicht jeder Tod hat die gleiche Be- 
deutung. In alten Zeiten gab es in 
China einen Schriftsteller namens 
Sima Tjän. Dieser sagte einmal; „Es 
stirbt allerdings ein jeder, aber der 
Tod_des einen ist gewichtiger als der 
Tai-Berg, der Tod des anderen hat 
weniger Gewicht als Schwanenflaum.“ 
Stirbt man für die Interessen des 
Volkes, so ist der Tod gewichtiger als 
der Tai-Berg; steht man im Sold der 


Faschisten und stirbt für die Ausbeu- 
ter und Unterdrücker des Volkes, so 
hat der Tod 


‚eniger Gewicht als 


„|men bringen wird) zu schen, wer von 


Wahlen am 5. und 19. Mai 


Die durch den Tod Pompldous not- 
wendigen Prisidenten-Neuwahlen kom» 
‚men der französischen Bourgeolsie zu 
diesem Zeitpunkt nicht gerade sehr 
gelegen. Da die Krankheit Pompidous 
seinen baldigen Rücktritt schon länger 
auf die Tagesordnung gesetzt hatte, 
suchte man schon nach der Mölich- 
keit, durch Verfassungsänderung den 
Posten eines Vize-Stantspräsklenten 
einzuführen, um vorzeitigen Neuwah- 
Ten (turnusmäßig fänden sie erst wieder 
1976 statt) aus dem Weg zu schen. 
Aber Pompidou Ist sich nun. selbst 
Zuvorgekommen. 

Die Neuwahlen sind für den $. Mai 
festgesetzt worden, und wenn dort 
kein Kandidat die absolute Stimmen 
mehrheit (mehr als 50 %) erhält, was 
wahrscheinlich ist, findet ein zweiter 
Wahlgang am 19. Mai zwischen den 
beiden Kandidaten mit den meisten 
Stimmen statt, Die Gaullisten, die 
nicht eine solch „festgefügte” Partei 
wie etwa die CDU/CSU bei uns bilden 
haben bislang zwei Kandidaten prä- 
sentiert: den ehemaligen Ministerprä- 
sidenten Chaban-Delmas (der im vor- 
letzten Jahr wegen seiner zahlreichen 
Skandale, darunter erhebliche Steuer- 
hinterziehungen, zürücktreten mußte 
und ansonsten ein demagogisches Kon- 
zept einer „neuen Gesellschaft“ ver- 
ficht, mit dem er immerhin noch 
große Teile des französischen Volkes 
zu täuschen vermag) und Edgar Faure, 
jetziger Parlamentspräsident, Möglich“ 
erweise kommen noch ein oder zwei 
weitere Kandidaten hinzu, um im ers- 
ten Wahlgang (der ohnehin kaum einem 
Kandidaten mehr als 50 % der Stim- 


ihnen besser „in der Gunst des Volkes“ 


lementswal 
sern könnten, 


liegt und am ehesten die Fortführung 
des Gaullismus im Amt des Staats 
präsidenten sichern kann. Die rovin- 
onistische PCR und die PS, die sich 
1972 nach chilenischem Vorbild zur 
„Union de la Gauche” (Links»Union) 
Zusammenschlossen, werden wahr“ 
scheinlich bereits im ersten Wahlgang 
einen gemeinsamen Kandidaten auf- 
bieten, den Sozialisten-Chef Mitterand 
(das Programm dieser Links-Union ha- 
ben wir schon im AK Nr. 26, März 
1973, einer ausführlichen Analyse und 
Kritik unterzogen). 

Die letztendliche „Entscheidung 
‚schlac! die im zweiten Wahlgang 
wohl zwischen Mitterand und einem 
Gaullisten stattfindet, ist unserer Ein- 
‚schätzung nach völlig offen. Der Links 
Union, die in den Parlamentswahlen 
1973 rund 46,5 % der abgegebenen 
‚Stimmen erhielt (über 11 Millionen 
Wähler), kommt dabei zugute, daß 
die Unzufriedenheit mit dem gaullis- 
tischen Regime in der Zwischenzeit 
‚nicht ab- sondern weiter zugenommen 
hat, Gerade gegenwärtig sind die Arı 
beiter zahlreicher Betriebe wieder ak- 
tiv in den Kampf getreten: bei P£der. 
nee, Hurel-Dubois, Olivette, Usinor 
Dunkerque, Saviem, U.1.E. Cherbourg, 
Reteau, Moulinex, Camaud, ° Ford 
Bordeaus und anderswo. Hinzu kom- 
men die Streiks der Angestellten in 
den Banken und Sparkassen, die schon 
über einen Monat dauern. Allein im 
Zeitraum des Monats März haben 
Polizeitruppen in mehr als zehn Be- 
trieben eingegriffen. 


‚Auch die sich verbreiternde Bewe- 
gung der Frauen gegen das Abtrei- 
bungsverbot und die wieder aufge- 
lebten Kämpfe der Schüler und Stu- 
denten gegen den „Fontanet-Erlaß“, 
der die staatliche Repression und ka- 
pitalistische Auslese an den Schulen 
und Universitäten verschärft, bilden 
Momente, die die Position der „Umion 
de la Gauche" in den bevorstehenden , 
Präsidentenwahlen gegenüber den Par- 
Ien des Vorjahres verbes, 


Philippinen -neues Vietnam des US-Imperialismus 


Das vom US-Imperialimus gehalte- 
ne Regime der Philippinen führt seit 
mehreren Jahren einen Ausrottungs- 
krieg gegen die Moslem-Minderheit 
auf den sädlichen Inseln der Philip- 
pinen. 


Im Februar wurde die Stadt Jolo, 


von Regierungstnuppen „zurücker- 
obert“, nachdem sie von Einheiten 
der  „Revolutionären Mosiemstreit- 


kräfte“ (MRF) besetzt gewesen war. 

Nachdem die Regierungstnippen zu- 
nächst vergeblich versucht hatten, 
‚Jolo zu stürmen, wurde die Luftwaffe 
eingesetzt, um die Stadt dem Erdbo- 
‚den gleichzumachen. Diese Stadt, die 
gewöhnlich 47 000 Einwohner hatte 
und jetzt zusätzlich mit zehntausen - 


den von Moslem-Flächtlingen aus der 
Umgebung überfüllt war, wurde zu 
mindestens 2/3 zerstört. 10.000 Men- 
schen wurden bei den Luftangriffen 
gemordet, 


r vom US-Imperialismus beauf- 

ıragte und „beratene“ (und dies- 
mal möglicherweise direkt von US- 
Piloten ausgeführte) Völkermord an 
den philippinischen Moslems fand da- 
mit einen neuen Höhepunkt. 

Von den ca. 40 Mio. Einwohnern 
der Philippinen sind mehr als 90% 
Katholiken (von der spanischen Ko- 
lonialzeit her), die Zahl der Moslems 
wird zwischen 2,5 und 3,5 Mio. ange- 
geben. 

Das Regime hat den Moslems ihr 
Land genommen und es an katholi- 
sche Großgrundbesitzer verteilt, sie 
versucht, die Kultur der Moslems zu 
unterdrücken und auszurotten. 

Hi 'n organisieren dieMoslems 
‚einen Volkskrieg, der von der groben 
Mehrheit der Moslems unterstützt 
wird. Ihre wichtigsten Stützpunkte 
sind auf den Sulu-Inseln (wo auch das 
„ausradierte" Jolo liegt) und im Sü- 
den der Insel Mindanao. Die Regie- 
rung geht so vor, daß se die Landne- 
biete bombardieren läßt, um die De- 
wohner zur Flucht zu zwingen und 
sie dann z.B. im Norden der Insel 
Mindanao in Lager zu sperren, wo 
sie nicht nur wie Gefangene gehalten 
werden, sondern auch dem Hunger- 
tod ausgesetzt sind. 

Vor allem im Norden der Phllip- 
pinen ist das Regime außerdem mit 
der „Neuen Volksarmee" (NPA) kon- 
frontiert, die von der Kommunistk- 
schen Partei der Philippinen geführt 
wird. Die NPA arbeitet mit den 
MRF zusammen; im Übrigen klagt 
selbst das Regime darüber, daß die 


MRF sogar von Katholiken unter- 
stützt worde. Dies zeigt, daß diese sich 
von einer national und religiös be- 
wrenzien Kraft zu einer revolutiond- 
rem Kraft 


aller Ausgebeuteien 
die am von der Kommu- 
nistischen Partei geführten Kampf der 
Völker der Philippinen teilnehmen. 
Die Philippinen sind für den Im 
perialismus von doppelter Bedeutung, 
Zum einen sind die Philippinen, ne 
ben Thailand, der wichtigste Brück 
kopf des US-Imperialismus in Südost» 
men, die USA unterhalten hier zabl 


reiche Militärstützpunkte. Zum Zwei, 
ten reizen die Naturschätze der Phi- 
hippinen die imperialist Ausbeu- 
ter, Dies vor allem, seit in den Ge- 
wässern um die (von Moslems be- 
wohnten!) Sulu-Inseln reiche Ölvor- 
‚kommen vermutet werden. Präsident 
Marcos garantiert den Erdöl-Konzer- 
‚nen völlige Befreiung von Steuern 
und 40%ige Beteiligung an der zukünf- 
tigen Produktion. Darüber hinaus be« 
mühen sich die Auto-Industrie Japans, 
‚der DRD und der USA, die Schiffbau 
Industrie Japans, Spaniens und Frank« 
reichs, u.a. Industrien um die Ausbeu- | 
tung philippinischer Arbeitskraft, die 
bei einem täglichen Mindestlohn von 
etwa 3,80 Mark und einem durch- 
schnittlichen Jahreseinkommen von 
260 Dollar billig zu haben ist. 


seit Soptember 1972 unter Kriegs 
echt, die Opposition ist verboten, 
op sende politischer Gefan- 
‚gener, Die USA unterstützen den 
Krieg des Marcos-Regimes gegen Mos- 
lems und Kommunisten mit Waffen 


Möglichkeit 
gung 1.B, von US-Ploten ist schon 
gegeben. Aber auf den Philippinen 
wie in Vietnam: die Kriegsverbrechen 
des US-Imperialismus können die Ent- 
wicklung des Volksbefreiungskampfes 
far erschweren, aber nicht vera, 
dem. - 
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ITALIEN: 


Zwei schwere Schußwaffen-Angriffe der Faschisten; eine gemeinsame Attacke 
von Polizisten und Faschisten auf eine antifaschistische Demonstration; eine 
wroße Durchsuchungs- und Verhaftungsaktion der Polizei gegen die Orpanisa- 


tionen der revol 
letzten Tage, die das Gesicht 
Reglorung (Christdemokr: 


Tom hat am Morgen des 23 
März ein Stoßtrupp von 25 Wa- 
schisten einen Angriff auf Schüler 
der CroceSchule unternommen. Die 
üschisten waren mit Knüppeln und 
Pistolen bewaffnet. Sie gaben meh- 
vere Schüsse auf eine Gruppe von 
etwa 15 Schülern ab, wobel vier Schü- 
ler verletzt wurden, darunter zwei 
schwer verletzt, Die Schüler der 
Croce-Schule traten nach dieser fa 
schistischen Provokation sofort in ei: 
nen Streik und zogen zum Univer- 
sitätsgelinde, wo gerade eine antifa- 
schistische Versammlung stattfand. 
Auch an diesem Ort hatte eine Fasc) 
stentruppe von ca. 40 Mann gerade 
nen bewaffneten Angriff versucht, 
wurde aber von den versammelten 
Studenten In-die Flucht geschlagen, 
noch bevor die Faschisten eine wei. 
tere Bluttat anrichten konnten. Ge- 
meinsam mit den Schülern zogen die 
Studenten dann, durch die Stadt aur 
Porta Pia, wo zwei weitere Demon- 
strationszüge eintrafen, die inz 
schen die Nachricht von dem bewalf- 
neten Angriff der Faschisten erhalten 
hatten. Die Demonstration, die dann 
von der Porta Pia welter durch die 
Stadt zog, erreichte eine Stärke von 
3.000 Teilnehmern 

Zwei Tage darauf, am 25. März, 
eröffneten die Faschisten dann eine 
neue Schießerei in Mailand, vor der 
Architektur-Fakultät und dem Stu- 
dentenhaus. Drei Personen wurden 
dabei verletzt, darunter ein neun- 
jühriges Mädchen! Die Studentenko- 
es von Mailand beschlossen da- 


raufhin einen, Streik für den näch- 
sten Tag und eine Demonstration, zu 


verschiedenen 


der gemeinsam‘ mit 


Forts. Japan 


öffentliche Verkehr: Eisenbahnen 
führen niet oder nur mit großer 
Sppktung. der Vororteerkehr von 
Tokbrach Zusammen, U- und S-Bah 
nen verkehrten nur sporadisch. Auch 
die Beschäftigten der privaten Eisen- 
bahn und Omnibuslinien waren 


tionären Linken - das sind die alarmierenden Ereignisse der 
Italiens unter der sogenanntı 
. Sozialdemokrateı 


„Mitte-Links”. 
und Sozialisten) prägen. 


Organisationen der revolutionären 
Linken, der revisionistischen Jugend- 
organisation FGCH und der region. 
len Gewerkschaftssektion der FLM 
aufgerufen wurde, An dieser Demon- 
stration nahmen 20.000 Menschen 
teil, wobel es zu getrennten Schluß- 
kundgebungen einerseits der Revisio- 
nisten und Gewerkschaftssektion, an- 
dererseits der revolutionären Linken 
kam, 

Die Spaltung der Demonstration 
bei den Schlußkundgebungen hatte 
sich vor allem an einem anderen 
„Zwischenfall” des Vortages entzün- 
det, wo die Revisionisten und Ge- 
werkschaftsführer nicht bereit waren, 


Am 25 
(in der Nähe von Mailand) der Prozeß 


März begann in Monza 


gegen sechs Faschisten, die am 29. 
August 1972 ein Büro van Lotta 
Continua in Sesto San Giovanni 
(Stadtteil von Mailand) überfallen 
und auf mehrere Genossen geschossen 
hatten, die gerade von einer Ver- 
sammlung kamen. Zum Beginn des 
Prozesses (er war bereits zweimal ver- 
schoben worden - und wurde nun 
nach dem 25. März erneut vertagt) 
versammelten sich mehrere Genossen 
vor dem Justizgebäude. Dort wurde 
sofort klar, wie unernst die Staatsge- 
walt es mit dem Prozeß gogen die fa- 
schistischen Attentäter meint, und 
wie ernster &s ihnen stattdessen um 
die Eindämmung der antifaschisti 
schen Mobiligierung ist: das ganze Ju- 
stizgebäude war von einem großen 
und kampfmäßig ausgerüsteten Poli 
zeiaufgebot abgeriegelt. Eine Gruppe 
von Carabinieri (Spezialpolizei) löste 
sich plötzlich aus der Abriegelung 


und ging drohend auf die Genossen 
zu, ihre Pistolenkoppel in der Hand. 
Es wurde klar, daß die Polizei eine 
Provokation beabsichtigte, 

Die Genossen riefen daraufhin so- 
fort weitere Genossen zusammen, bil- 
deten einen Demonstrationszug und 
marschierten durch die Straßen von 
Monza, um die zunehmenden faschi- 
stischen Terrorakte und die Kompli» 
zenschaft der Polizei Öffentlich anzu- 
klagen, Als sie bei einem Waffenge- 
schäft ankamen, dessen Hesitzer ein 
stadtbekannter Faschist ist (Gemain« 
derat des MSI), zerstörten sie dort die 
Schaufensterscheibe. Die Polizeifüh- 
rung ließ sofort das Gerücht verbrük 
ten, die Demonstranten hätten sich 
dort Waffen geklaut und wollten eine 
Schießerei anzetteln. Diese Behaup- 
tung mußte später offiziell wieder zu- 
rückgenommen werden, nachdem am 
folgenden Tag bei einer Überprüfung 
festgestellt wurde, daß keine einzige 
Waffe aus dem Geschäft fehlte. Für 
Augenzeugen war diese Behauptung 
aber von vornherein als eine bewußte 
Lüge der Polizei zu erkennen, denn 
hinter der zerstörten Fensterscheibe 
befand sich ein schweres Eisengitter, 
durch das niemand an die Waffen her- 
anreichen konnte. Der Zweck dieses 
von der Polizeiführung fabrizierten 
„Gerüchts” war aber auch nur auf die 
unmittelbare Situation gerichtet, als 
Vorwand, um mit offenster Brutali- 
tät die Demonstration auseinander. 
schlagen zu können. Die Polizei hatte 
sich die „Legitimation“ geschaffen, 
selbst von der Schußwaffe Gebrauch 
machen zu können: an mindestens 
drei Plätzen der Stadt, durch die die 
Demonstranten nun gejagt wurden, 
gab die Polizei Schüsse ab. Dabei er- 
hielt sie zusätzlich Verstärkung von 
Faschisten, von denen mehrere mit 
Pistolen in der Hand geschen wurden. 
Man kann es als reinen Zufall ansc- 
hen, daß offensichtlich keiner durch 
die Schüsse verletzt wurde. Die Poli- 


zel hat später überhaupt rundweg ab- 
gestritten, daß sie Schußwaffen einge- 
setzthätte. Die Genossen setzten sich 
‚gegen die bewaffnete Übermacht von 
Polizei und Faschisten mutig zur Wehr 
und verteidigten sich vor allem mit 
Steinen und Stöcken, wobei es ihnen 
welang, mehreren Polizisten Beulen 
zu schlagen. Über die Brutalität die- 
ses Polizelangriffs schrieb Lotta Con- 

inun am folgenden Tag, 26. März, in 
ihrer Tageszeitung: 


„Es gibt unzählige Episoden, die 
die Gewalttätigkeit der Aggression be- 
zeugen, den offensichtlichen Willen, 
Genossen zu verletzen und zu ermor 
den. Wir änd dabei, Beweise und 
Zeugnisse zusammenzutragen; aber 
schon jetzt ist der feige und mörderi- 
sche Plan Klar, der die Hände der Po- 
izisten und Ihrer Komplizen im 
schwarzen Hemd (= Faschisten; d. 
Red.) bewaffnet has. Es wurden 

nosen geschen, die zu Boden ge- 
‚schmissen wurden, denen Maschinen- 
Pistolen an die Schläfe gesetzt wur- 
den und die danach mit Gewehrkok- 
ben geschlagen wurden. Eine Genos- 
sin wurde in eine Toreinfahrt verfolgt, 
in die sie sich geflüchtet hatte und 
wo im Dunkeln ein Polizist mehrmals 
in ihre Richtung schoß, Andere Ge- 
nossen, die sich in den nahegelegenen 
Sitz von Lotta Continua geflächtet 
hatten, wurden gleichfalls verfolgt, 
geschlagen und festgenommen.” 


Insgesamt nahm die Polizei 60 Ge- 
nossen fest, überwiegend Mitglieder 
von Lotta Continua, von denen an- 
schließend zehn it Haftbefehl einge 
sperrt wurden. Einer dieser verhafte 
ten Genossen, Paolo Margini, soll des 
versuchten Mordes angeklagt werden: 
er soll die Pistole eines Polizisten, die 
dieser im Handgemenge fallen gelas- 
sen hatte, aufgehoben und dreimal d 
mit geschossen haben, ohne aber, wi 
die Polizei selbst sagt, jemanden da- 
mit zu verletzen. Im übrigen ist diese 


fentlichen Dienstes zu erringen. 

Die Vertreter des Jay 
Großkapitals haben die Forderungen 
der Arbeiter als „unter keinen Um- 
ständen annehmbar” bezeichnet und 
„die härteste Gangart” im Klassen- 
Kampf von oben angekündigt 

Volle Unterstützung findet die 
japanische Bourgeoisie in dieser Aus- 


recht für die Beschäftigten des Öf- 


Version der Polizei ein (wohl nicht ge 
wolltes) Eingeständnis, daß sie entge- 
gen ihrer Presse-Behauptung doch die 
Schußwaffen gezogen hatte, 

Auch die 50 Genossen, die zu 
nächst nur vorläufig. festgenommen 
und anschließend wieder freigelassen 
wurden, haben Anklagen zu erwarten; 
wegen Besitzes und Anwendung von 
„uneigentlichen Waffen“ (d.h, Steine, 
Stöcke usw,, mit denen sie sich ge 
gen die Polizei verteidigt hatten). 


Die letzte Entwicklung in Italien, 
die immer häufiger werdenden be- 
walfneten Provokationen der Faschl- 
sten, die an Brutalität zunehmen- 
den Einsätze von Pollzeitruppen zur 
Unterdrückung der antifaschistischen 
Mobilisierung, die Vorbereitung auf 
einen gewaltsamen Staatsstreich in- 
nerhalb des Militärs (worüber wir im 
ARBEITERKAMPF 39. ausführlich 
berichteten) verdeutlichen unseres 
Erachtens allerdings, daß die 
unseres Erachtens allerdings, daß die 
Orientierung auf den gewaltsamen 
Sturz der kapitalistischen Herrschaft 
und die Fragen des bewaffneten 
Kampfes der Arbeiterklasse immer 
stärker auf die Tagesordnung drän- 
gen und vonder revolutionären Lin. 
ken nicht umgangen werden können. 
Chile ist das letzte lebendigste Bei 
spiel dafür (aber nur eines unter vie- 
Ien in der gesamten Geschichte der 
kapitalistischen Herrschaft), wie ver- 
antwortungslos und selbstmörderisch 
&s für die gesamte Arbeiterbewegung 
ist, wenn diese wichtigsten Fragen 
nicht rechtzeitig genug von der revo- 
utionären Linken behandelt werden. 
In Italien ist die Situation heute aber 
schon derart, daß die bloße Diskussi 
on dieser Fragen im deutlichen Nach- 
zug der praktischen Entwicklung 
sieht, wie sie von der Bourgeoise, ih 
ren Staatsorganen und den Faschisten 
der Linken und der gesamten Arbei- 
terklasse aufgezwungen wird. Zumin- 
dest bei einer Reihe von Punkten, 
nämlich die bewaffneten faschistie 
schen Attentate und die bewaffneten 
Polizeieinsätze, ßt sich nicht mehr 
nur mit „friedlichen Demonstr 
nen“ antworten, . 


einandersetzung bei der Regierung 
Tanaka, die bereits die vorbereiten. 
den Kampfmaßnahmen der Werkiätr 
gen als „ilegal” und „sittenwidrig 
bezeichnete (SZ; 273.74) und 
„Strafmaßnahmen” gegen Streikendg 
ängedroht hat. ° 


Merall-Komitee 
KB-Gruppe Hamburg 


einen Ausstand von 12 + 48 Stunden 
getreten. Das Verkehrsministerium in 
Tokio schätzte, daß rund 20 Millionen 
Japaner vom Ausstand betroffen wur 
den.” (82, 27.3.74) 

Diese erst in Teilbereichen des 
Öffentlichen Dienstes durchgeführten | 
Kampfmaßaahmen kamen in ‚ihrer | 
Wirkung einem Generalstreik gleich 
Sie sollen dem Aufbau einer breiten 
Kampffront für die entscheidende, 
dritte Phase der ‚Frühjahrsoffensive 
die Anfang April mit unbefristeten 
Streiks in allen Branchen beginnen 
wird, dienen. 

Das von insgesamt 180 japanischen 
Gewerkschaften (mit 8,3 Mill. Mit 
gliedern) gebildete „Vereinigte 
Kampfkomltes” hat Forderungen zum 
Programm dieser „Krühjahrsoffensi- 
ve" erhoben, die sozialdemokratische 
Gewerkschaftsführer hierzulande zu 
Wutausbrüchen  veranlaßt hätten‘ 
„80 verlangen die Gewerkschaftsfunk- 
tionäre monatliche Lohn® und Ge- 
haltsaufbesserungen von durchschnitt- 
lich über 30 Prozent, mindestens 
30.000 Yen (279 Mark). Die Textil: 


— Anzeige, 


Massenkundgebung in Tokio: Die werktätigen Massen Japans kämpfen um die 
Verteidigung ihrer Lebensbedingungen und die Erreichung elementarer demo- 
kratischer Rechte. Japan hat von den Imperlalistischen Hauptländern mit rund 
25 % die höchste Inflationsrate 


arbeiter wollen sich sogar erst bei 
35 Prozent plus Zulagen zufrieden 
‚neben, die Eisenbahner bestehen auf 
monatlich 35.000 Yen (325 Mark) 
mehr Lohn, die Chemiewerker auf 
45.000 Yen (41# Mark). Am kräftig 
sten wollen Schauerleute und Rund- 
funkangestellte zulangen: Se halten 
Lohnerhöhungen von fast 42 Prozent 
oder mindestens $0.000 Yen für an 
nemessen 

Darüberhinaus wird von der Re 
gierung verlangt: „..die Verdoppe 
hung (!) der staatlichen Renten, 
matische Anpamung aller Sozialler 
| stungen an den Verbraucherpreisin 
| dex und eine einmalige Inflations 
auleichszahlung von 30,000 Yon 


Die Massen sind die Triebkraft der Revolution 
‚Der Kampf geht weiter bis zum Sieg 


werdet 


‚Bere die Möglichkeit, wine Samltituunthoem der PFL 1" 1; ein Pils: 
zu bapuchan und dis Praxis and Theo: : (ic, 1, mund: 


(279 Mark)” (Angaben It. „Der 
Spiegel”, Nr. 14/74) 
Neben diesen Forderungen zur 


Sicherung der ökonomischen Lage 
der werktätigen Massen ist es das 
zentrale politische.Ziel.der diesjähr 
seh „Eröhlahmeffensive", das Streik 
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‚Arbeiterkampf Nr. 42/April 1974 


ITALIEN: 


Der Prozefi gegen den Genossen Marini 


Am 28, 


ven getötet zu haben. 


‚Gegen diesen Prozefi haben vor allem die Or; 
Linken eine Kampagne entwickelt, die bei den werktätigen Massen ein relativ 
breites Echo gefunden hat. So war auch bei den Demo: 
neraistreik am 27. Februar die Parole „Freiheit für Marini“ viel 
Denn der Prozeß gegen den Genossen Marini zielt nicht nur auf einen ei 
zelnen Antifaschisten, sondern auf den antifaschistischen Kampf über- 


haupt 


Der Prozeil gegen Marini ist Mitte März vorläufig unterbrochen und auf Juni 


1achdem zuerst Marini 


gt worden, 


war (nachdem er eine Zeugin in der Anklage mit dem Ruf „Das ist nicht wahr‘ 
unterbrochen hatte), dann auch die Zuhörer von der Polizei brutal hinausge- 
prügelt wurden (weil sie gegen die Entfernung Marinis protestierten) und 


Marini sich schließlich weigerte, unter 
hin im Gerichtssaal zu erscheinen. 


Worum geht es beim Prozeß 
genen den Genossen Marini 2 


Marini ging am Abend des 7. Juli 
1972 zusammen mit zwei Genosse 
am Kal von Salerno spazieren, 
wurden dabei zuerst von einer Gruppe 
bekannter faschistischer Schläger 
durch Anrempeln etc. provoziert und 
später, an anderer Stelle der Stadt 
angegriffen. Als die Faschisten m) 
dem Messer auf einen Genossen von 
Marin) losgingen, zog Marini der 
einige Schritte vor den beiden Genos- 
sen gegangen war, seinerseits ein Mes 
ser und verletzte zwei Angreifer, 
Da nun von mehreren Seiten weitere 
Faschisten _herbeigerannt kamen, 
flüchtete Marini. 

Einige Zeit später traf die Polizei 
ein. Die beiden verletzten Faschisten 
und der verletzte Genosse wurden ins 
Krankenhaus gebracht. Hier starb 
einer der Faschisten, Falvella, Vize- 
präsident der Jugendorganisation 
der neofaschistischen Partei MSI. 


Genosse Marini wurde kurz darauf 
verhaftet, Seit seiner Verhaftung ist 
er durch insgesamt 14 (!) Gefäng- 
nisse Italiens geschleift worden, wo- 
bei.er häufig von Gefängniswärtern 


'bruar begann in Salerno ($üditalien) ein Prozeß gegen den Genomen 
‚Giovanni Marini. Genosse Marini ist Anarchist. Er ist angeklagt, einen Faschis- 


‚nisationen der revolutionären 


ration. 
ıch zu hören. 


aus dem Gerichtssaal gezerrt word 


Ausschluß der Öffentlichkeit weiter- 


zelte Genossen der revolutionären 
Linken Jagd zu machen, 'Bar's zu 
überfallen, in denen sich Genossen 
treffen (fälls nicht gerade zuviel Ge- 
nossen da sind!) et. 


Im übrigen gibt es‘ um den Tod 
des Faschisten Falvella noch eini 
große „Unklarheiten“, Die Polizei 
nahm vom Ort des Geschehens nur 
ein Klappmesser mit blutiger Klinge 
und die Brille von Falvella mi 
Klappmesser wurde al 
ni bezeichnet, was der Genosse jedoch 
bestreitet, Auf diesem Messer sind 
auch keine Fingerabdrücke mehr zu 
identifizieren, da esoffenbar vor dem 
Eintreffen der Polizei von mehreren 
Personen in die Hand, genommen 
wurde. 


er TRUNg von jenwirtern 
geprügelt wurde, Marini hat diese 
bittere Erfahfung politisch so ge- 
nutzt, daß es zu einem der bekannte- 
sten Ankläger gegen die Zustände 
in den italienischen Gefängnissen 
wurde, 


Die „Schönheitsfehler” 
der Anklage 


Die „Ermordung“ des Faschisten 
Falvella wird von der Bourgeoisie 
und den Faschisten zu klaren poli-, 
tischen Zielen gebraucht. Die Bour- 
geoisie singt wieder das abgedrosch- 
ene Lied von den „Extremisten von 
rechts und links", in deren Streitig- 
keiten der bürgerliche Staat schlich 
tend und ordnend eingreifen muß. 
Die Faschisten stilisieren den Schlä- 
ger und Provokateur Falvella zum 

Märtyrer“ hoch, der „von den 
Roten ermordet” wurde. 


sache ist, daß die Faschisten 
Marini und Genossen provoziert und 
angegriffen haben - wie es bei den 
Faschisten überall in Italien üblich 
ist, in den Abendstunden auf verein- 


Kal 


Giovanni Marini 


Nach einem" Gutachten wurde 
Falvella durch einen Meserstich 
zwischen die Rippen getötet. Er 
wurde durch mehrere Messer 
verletzt, nämlich durch eins mit 
zweischneidiger Klinge (wie es Ma- 
rini nach seinen Angaben hatte) und 
‚durch eins mit einfacher Klinge; mit 
letzterem wurde der tödliche Stoß 
geführt, Die anderen Verletzungen 


sind dagegen relativ leicht; Marini 
selbst gibt an, er habe den Faschisten 
nur Streifwunden beigebracht, 
Erwähnenswert ist im übrigen, daß 
die Polizei am „Tatort weder Fotos 
‚gemacht noch andere gründliche Un- 
tersuchungen vorgenommen hat, ob- 
wohl es sich dabei um „Routine 
Aufgaben" handelt, 

Wer Falvella wirklich getötet hat, 
ist also durchaus unklar. Er könnte 
sogar von den Faschisten velbst ge- 
tötet worden sein, die auf diese 
Weise ‘eine interne Streitigkelt aus- 
trugen und dabei zugleich die Ver- 
antwortung auf die Anarchisten fal- 
ten ließen. Falvella könnte auch im 
Krankenhaus un den Folgen einer 
verpfuschten, von unqualifizlerten 
Kräften vorgenommenen Operation 
gestorben sein - wie die Verteidiger 
Marinis während des Prozesses er- 
klären, 


Unabhängig davon kann es 
kein Verbrechen sein, sich gegen die 
Faschisten zu wehren. 

Die Faschisten suchen die Provo- 
kation und schrecken vor Mordan- 
schlägen nicht zurück, Die kommu- 
nistische Zeitung „Lotta Continua'“ 
vom 16, März zählt acht faschistische 
Mordversuche gegen Genossen zwisch- 
en 20, Januar und 14. März auf, 
also innerhalb von weniger als zwei 
Monaten, etwa jede Woche eines. In 
fünf Fällen handelt es sich um Schuß- 
verletzungen, sonst vor allem um 
Angriffe mit dem Messer. 

Polizei und Justiz beobachten das 
faschistische kriminelle Treiben mit 
wohlwollendster „Zurickhaltung”. 
Übelste faschistische Verbrecher wer- 
den einfach laufen gelassen, Dafür 
zwei Beispiele: Der Faschist Angeli 
wurde im Februar dieses Jahres von 
der Schweizer Polizei festgenommen. 
Er war in die Entführung (? ) eines 
italienischen Industriellen verwickelt 
(wobei: noch unklar ist, ob es sich 
bei der Entführung nicht um eine 
abgekarterte Sache handelte. um die 

abgekarterte Sache handelte, um die 
Kassen der Faschisten zu füllen). 
Interessant ist die Vorgeschichte 
Angeli, genannt der „Schwarze Bom- 
ber“, ist ein berüchtigter faschis- 
lischer Schläger, der an zahlreichen 
Provokationen und Überfällen "auf 
Genossen beteiligt war. Außerdem 
gilt er als Führer der „SAM" („Ak- 
ionsgruppe Mussolini“) - eine Ti 
schistische Terrorgruppe, de vor alem 
mit Bombenlegen „aktiv" ist. Angeli 
wurde deshalb im April 1972 zu 
vier Jahren Gefängnis verurteilt, dann 
aber „vorläufig“ frei gelassen, um 
weitere arbeiterfeindliche Verbrech- 
en zu begehen, 

Zweites Beispiel: Die Faschisten 
Nardi und Stefano werden „polizel- 
ich. gesucht‘ weil sie verdächtigt 
werden, im Mai 1972 den Kommissar 
der Mailänder Politischen Polizei, 
Calabresi, erschossen zu haben (vpl 
AK Al, S. 20). Beide Faschisten 
hatten sich bereits in „Polizei 
wahrsam” befunden, da sie im Sep- 
tember 1972 dadurch aufgefallen 
waren, daß sie die schweizerisch 
italienische Grenze mit einem Auto 
voller Sprengstoff und Waffen über 
queren wollten. Die Polizei ließ sie 


m „Roten (?) Morgen” vom 16. 
März rechnet die „KPD/ML" wie 
der einmal schauerlich mit Ihrem der. 
zeitigen Lieblingsfeind, der sogenann- 


ten "KPD" ab 
Inder Rubrik „Internationale Spal 
tertätigkeit” it da zu lesen 


ariff die Rote Fahne (die Zeitung der 
„KPD" — Anm. AK) die dgyptische 
Regierung Sadat ausgerechnet (t) in 
dem Moment an, als diese versuchte, 
die sowjetischen Soziallmperilisten 
aus dem Land zu werfen.” 
Agyptons 

won der „KPD/ML” den Orden 
„Kämpfer gegen die Supermächte” 
Serliehen, weil er im Jul 1972 die 
ver" auswies. Die 


KPD” war dempegenüber doch etwas 
skeptischer 
schrieb dazu 


Die „Rote Fahne” 
„Nom Sozlalimpen 


(RP, 26.172) 

Inzwischen könnte die tatsächliche 
Kintwicklung auch die blindesten Hüh 
ner der „KPD/ML” darüber belehrt 


DIE „KPD/ML” STEHT FEST 
ANDERSEITEDER 
ARABISCHEN BOURGEOISIE 


haben, daß die Ausweisung der sowje- 
tischen „Berater” 1972 wirklich 
nur ein Schritt auf dem Weg der ägyp- 
tischen Bourgeoisie in die Arme des 
US-Imperialismus und zu einer „poll 
tischen Lösung” mit dem Zioniamus 
war. Der „Kämpfer gegen die Super. 
ichte” Sadat lobt offen die „kon 
struktive Rolle” des US-Imperialis- 
mus, und Ägypten ist für die Ausplün- 
derung durch die Imperialisten der 
USA, Westeuropas und Jay 
geben. Jede sozialistische Politik wur 
de in Agypten schon immer brutal un- 
terdrückt, aber die Regierung Sadal 
geht jetzt sogar daran, gewisse fort 
schrittliche, antiimperialistische Ele 
mente des naseristischen Nationalis 
mus zu liquidieren, 

Die „KPD/ML” jedoch ist dagegen 
diese Zusammenhänge aufzudecken 
und anzugreifen. Diese Super- „Revo: 


Iutionlre”, denen ansonsten yar nichts, 
inks” genug sein kann, schwärmen 
lieber: „.Die arabischen Regierungen 
wie Agypten, Syrien und Libyen # 
hen geschlossen hinter den Paldstinen. 
sen." oder „Die arabischen Völker 
und die fortschrittlichen Regierungen 
Hind geschlossener denn je.” 
RM, 19773) 

Auf derselben Linie begt es, wenn 
‚die „KPD/ML” jetzt 
bitterbösen Vorwurf macht, sie habe 
‚den libyschen Präsidenten Gh 
‚diffamiert" (1! = dies, ebenfalls 
RM vom 16. März). Ausgerechnet den 
Antikommunisten Ghadafi, dessen In- 


eu 2. D. auch die Genomen verschiede 
ner Organisationen des palästinensl 


schen Widerstands tun). wi 
schrillen Jargon der „KPD/ML 
‚Internationalen Spaltertätigke 
klärt, Man kann sich umgekehrt den. 
ken, was diese schrägen Vögel dann 
oletarischem Internatio, 


‚danach wieder laufen!! 

Der bürgerliche Stast hat natür- 
lich, in Italien sowenig wie in der 
BRD, ein Interesse daran, faschis- 
tische Verbrecher zur Rechenschaft 
zu ziehen. Er inszeniert stattdessen 
abschreckende Verfahren gegen Ge- 
nossen, die sich gegen faschistische 
Überfälle zur Wehr setzen. 


Warum wollen Faschisten und 
Staat den Genossen Marini 
ausschalten ? 


Marini hatte im. „lumpenprolet 
rischen“ Viertel von Salerno poll 

dort „Gegen- 
informationsarbeit‘“ zur Aufdeckung 
des Komplotts zwischen den Fa- 
schisten und den lokalen und staat- 
lichen Behörden geleistet. 

In Salerno, das im besonders un- 
terentwickelt und rückständig gehal- 
tenen Teil Italiens südlich von Neapel 
Hegt, sind die reaktionären Kräfte 
(Faschisten, Christdemokraten, Kir- 
che usw.) sehr stark. Bei einer Ein- 
wohnerzahl von 180.000 Menschen 
in Salerno zählt dort die Neofaschis- 
tische Partei 8.000 Mitglieder! Bei 
den letzten Parlamentswahlen erhielt 
die MSI in Salerno 20.000 Stimmen 
und wurde damit zweitstärkste Par- 
tei am Ort (nach den Christdemo- 
kraten mit 27.000 Stimmen); die 
revisionistische PCI erhielt nur 
16.000 Stimmen. 

Der besondere Grund, warum Mae 
Fini bei Polizei und Faschisten „auf 
‚dem Kieker” war und ihm mehrfach 
sogar Attentate angedroht wurden, 
ist seine Mitarbeit bei der Enthällung 
der faschistischen „Aktivitäten in 
Zusammenhang mil: der Mailänder 
„strage di stato”, dem Bombenan- 
schlag auf eine Bank 1969 (16 Tote!) 
Marini untersuchte konkret einen 

utounfall”, bei dem 1970 vier anar- 
Chistische Genossen: starben. Diese 


tisch «gearbeitet ui 


Kulturrevolution geben. 


wozislstinche Revolution kampten 


umzuwandeln. 


authentischen Auflerungen, 


ram eingreifen. 
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Genossen hatten ebenfalls Untersu 
chungen über die „trage di atato” 
gemacht und wollten an diesem Tag 
nach Rom, um Ihre Ergebnisse dort 
mit anderen Genossen zu diakutieren 
icht vor ihnen fuhr ein Lastwagen 
mit Nummernschild aus Salerno, der 
plötzlich ohne Grund und Signal 
bremste, wobei die Genossen auffuh- 
ren und starben, 


Genosse Marini in Ketten im Gerichts- 
mal, 


Marini fand u. a. heraus, daß der 
Fahrer des Lastwagens ein guter Be 
kannter und Kumpan von Valerio 
Borghese war; Borghese ist ein Alt- 

aschist, verwickelt in einen Putsch- 
versuch, vor einem (inzwischen aufge- 
hobenen!!) polizeilichen Haftbefehl 
ins faschistische Spanien geflüchtet. 

In einem Interview mit der libera- 

len. Wochenzeitschrift  „„’Espresso 
erklärte Marini, daß er nicht damit 
rechnet, freizukommen — daß sein 

'ozeß aber unbedingt zur Anklage 
gegen das Komplott zwischen Faschi- 
sten und Staatsapparat genutzt wer- 
‚den muß. Unabhängig davon, wie und 
von wem der Faschist Falvella getötet 
wurde, zeigt der „Fall” des Genomen 
Marin) darüber hinaus die Notwendig- 
keit, den Provokationen und Angrif- 
fen der Faschisten entschieden entge- 
gen zu treten — wie Marin) selbst es 
tat, als sein Genosse von den Faschi- 
sten mit dem Messer angegriffen 
wurde. 


In diesem Band werden in erster Linie Artikel der „feking Rundschau” aus den 
uhren 1966 und 1007 wiedergegoben, die angenichta der Pülle des Material nur 
eine Auswahl sin können, von der wir abar hoffen, dal se ein gutes Did von der 


Die Lahren der Kufturrevolution gelten nicht nur ausmehlflich. für China ocer für 
die sonalistiiche Gmsilschaft, sondern ie gelten ebenso für jene kommunistischen 
Parueen, und Orgeniatiornen, die heute in der kapitalinthahen Gemilichat für die 


Die Kuiturrerolution lehrt uns, den Fragen der Beziehung zwischen kommunistischer 
Orgenmation und den Meiten somie der innerorgennatoriehen Demokratie stärke 
Aufmerksamkeit zu geben. Sie lehrt uns, den Ungeint den „aklavischen Gehoram 
entscnueden zu bakkmoten und den „‚Üsbrsuch den eigenen Kopfen tu tördern' 

In sen vergangenen Monaten hat sich die Auteinandermtzung um die Paiiik der 
IK Chines wieder stärker entwickelt, Nicht zufäig und bantimmie Vereranen der 
Btusdentenvevalte dabei Ihr ehemals romantisches Verhältnin nur Kullumevolution 
in einen versteckten oder offenen Kampf gegen die Inhalte der Kultumevolution 


Uns gut es darum, über die Veröffentlichung der wihlichten Tatsachen und der 
ne Orundiage (ir unnvolle Aussinanderntzungen u 
Schatten, wobet wir natilich im Anhang in die deranit geführte Aunsinaneermizung 
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Der ehemalige Vorsitzende der sme- 
rikanischen Bergarbeitergewerkschaft, 
Tony Boyke, sich. derzeit vor 
einem Geschworenengericht in Me- 
din (Pennsylvanis) wegen Anstiftung 
dreifschem Mord zu verantwor- 


tem. 
Die Anklage wirft dem heute 724äh- 
rigen vor, Ende 1969 drei Kiler an- 
sehevert und ihnen den Aufırag er- 
teilt zu halfen, den. seinerzeitigen 
Konkurrenten um den Vorsitz in der 


der Anklageschrift heißt — „mit dem 
Schweiß und dem Blut der Kumpel”, 


(Preis: 20. 000 Dollar!). (Angaben 
mach PAZ! 3. April 74) 


Dig rn Kür seren damals on- 
'ze Arbeit’: Nachdem ihr erster 
Plan, Jablonski zu vergifien und mit 
seinem Wagen in die Luft zu spren- 


‚3. Jablonski — er hatte den Korrup- 


aufgedeckt und wurde darum (zusam- 
men mit seiner Familie) ermordet 


gen, gescheitert war, suchten sie ihr 
Opfer dort auf, wo es sich am sicher- 
sten fühlte — zu Hause ... 

Sie kamen in der Sylvesternacht 
(31.12.69). Nachdem sie die Telefon- 
leitungen durchtrennt hatten, dran- 
gen sie durch ein eingedrücktes Fen- 
ster in das Haus des Gewerkschafts- 
führers ein. Als erste töteten sie 
Jablonskis Tochter Charlotte (26 Jah- 
re), Sekunden später starb seine Frau 


ITALIEN 


Bonzen und andere Ganoven 


‚Ex-Führer der US-Bergarbeitergewerkschaft Boyle wegen 3-fachen Mordes vor Gericht: 


in ihrem Bett, Dann erst stürzten 
sich die Mörder auf ihr eigentliches 
Opfer, Jablonski starb durch einen 
Kopfschuß, nachdem ganze Salven 
von Schüssen seinen Körper durch- 
siebt, ihn jedoch noch nicht getötet 
hatten. 

Die bezahlten Killer wurden nach 
19 Tagen geschnappt — doch über 
ihre Auftraggeber schwiegen Paul Gil 
1y, Claude Vealoy und Aubran Mar- 
tin zunächst beharrlich 

Schließlich packte ein Mitwisser 
aus: Paul Gillys Schwiegervater, ein 
Spitzenfunktionät der ‚United Mine 
Worker’, hatte die Mörder gedungen 
und bezahlt. Kriminalistische Kleinar- 
beit überführte weitere Personen der 
Mittäterschaft — darunter waren vier | 
Gewerkschaftsführer. Die Vermutung 
lag nahe, daß Boyle hinter all dem | 

teckte, 

Aber noch fehlten Beweise 

Erst nach drei Jahren packte der 
Gewerkschaftsfunktionär Wällam 
Turmblazer, dem selbst Knast droh. 
te. über den ‚Fall Jablonski' aus 

‚Boyle hatte Angst. Er erklärte 
‚Dieser Kerl bringt uns noch um 
Erledigt ihn, oder schafft Ihn weg!" ” 

Als die Anklage schließlich ihren 
Kronzeugen gefunden hatte, erinner- 
ten sich plötzlich auch die mittler- 
weile zum Tode verurteilten Killer 
an Ihren Auftraggeber. 

Gegen Boyle wurde Anklage we- 
gen Anstiftung zum dreifachen Mord 
erhoben, 

Das war im September des ver- 
gangenen Jahres. Boyle hatte gerade 
mehrere Monate abgesessen, nach 
dem ihn 1972 ein Gericht wegen 
Veruntreuung von Gewerkschaftsgel 
dern seines Postens enthoben und 
ins Gefängnis geschickt hatte. 


Dem toten Gewerkschaftsführer 
glaubt man, was man dem 
Lebenden nicht abnahm 


Was in jener Sylvesternscht- mit 
einem Blutbad endete, hatte sich 
bereits im Sommer 1969 angekün- 
ige 

Jablonski hatte aufgedeckt, ‚daß 
der amtierende Vorsitzende der, 
Bergarbeitergewerkschaft, T. Boyle, 


für sich und seine Mitarbeiter einen 
Pensionsfonds in Höhe von 1,5 Mik 
tionen Dollar (!) eingerichtet hatte; 
daß Boyle, dessen Jahresgehalt ohne- 
hin schon 50.000 Dollar (plus 12.000 
Dollar ‚Spesen') betrug, seinen Bru- 
der als ‚Funktionär" und seine Toch- 
ter als ‚Rechtsberaterin' (Gehalt für 
beide zusammen 78 000 Dollar !) 
auf die Gehaltslisten der Gewerk 
schaften geschwindelt — und daß er 


insgesamt mehr als 18.000 000 Dol- 
ar aus Mitgliedsbeiträgen veruntreut. 
hatte. 

Jablonski erhob öffentlich An- 
klage, doch die Gerichte schritten 
nicht ein. 

Dann begann im Spätsommer 69. 
der Wahlkampf um den Vorsitz in 
‚der Bergarbeitergewerkschaft_Jab- 


Neuer Angriff auf die revolutionäre Linke 


Am 15. Mäiz morgens wurden zahl- 
reiche Büros und Wohnungen von 
Organisationen der revolutionären 
italienischen Linken von den Cara- 
biniert „durchsucht”. Solche „Durch- 
mochungen” wurden u.a. in Mailand, 
‚Rom, Turin, Genus, Bologna, Vene. 
dig. Verona, Pisa, Florenz und Neapel 
durchgeführt. 

Die Polize-Aktion richtete sich 
wor allem gegen die Genomen von 
„Aranguardia Operala''; betroffen 
Waren aber auch andere Organisa 
onen wie „Lotta Continus 
tere Operalo” und die „PC (mi 


Genowen von „Avangı 
vonz war das Auto 

es dann von der Polizei 

wurde, war es prä 

Dariert mit „verdächtigen Dokumen- 

onspirative Aktivi 

‚dsvorbereitungen e1o 


ten", die eine „ 


1", Aufit 


der „Avanguardia Operaia” beweisen 
sollten. 

Diese primitive Provokation wurde 
inszeniert, um wieder einmal in Ruhe 
möglichst wiele Büros und Wohnungen 
der revolutionären Linken durchzu- 
schnäffeln, neue „Erkenntnisse” über 
die Genossen und Sympathisanten der 
der Genossen und Sympathisanten der 
revolutionären Linken einzuschüch 
tern, die revolutionäre Linke als „ge- 
fährliche kriminelle Elemente'” zu 
diffamieren und die Verbotsvorbe 
reitungen voranzutreiben. 

In einem Brief, den die Genossen 
von „Avanguardia Operaia” an west 


deutsche Organisationen schickten 
heißt es wa; „Mie Ihr sicher wit 
wird die politische Situation in un 
serem Land immer schlechter: die 
Wirtschaftskrise, die Schwäche der 
Regierung, die gesteigerte Aktivität 
der Faschisten, einige seliame Be 
wegungen in der Armee, das aller 
sind Klemente einer sehr gefährlichen 


demokratischen Kräfte in unserer Ge- 

sellschaft eine passive Haltung ein, 
die in der Tat die reaktionäre Dro- 
hung unterstützt, die über unserem 
Land hängt. 

Während die Faschisten ungestört 
nicht nur ihre politische Aktivität 
betreiben, sondern auch Ihre terrori- 
stlschen Aktionen, Bomben legen, 
Im ganzen Land auf Menschen schies- 
‚sen und prügeln, führen Justiz und 
Polizei mit Unterstützung der gesam- 
ten bürgerlichen Presse und mit 
Komplizenschaft der Kommunisti- 
schen Partei eine Kampagne gegen 
unsere Organisation im nationalen 
Maßstab . .. Dies repressive Vorgehen 
‚soll die revolutionären Kräfte treffen, 
die die einzigen sind, die einen kon: 
sequenten Kampf gegen die reak 
Hiondren Komplotie, zur Verteidt 
gung der unterdrückten und ausge: 
beuteten Klassen führen, deren Le 
bensstandard in dieser Phase schwer 
| bedroht wird 
| Abschließend schreiben die Ge- 
noe ‚Tatsächlich ist es nicht 
schwer zu sehen, daß die reaktionäre 
| Offensive in Italien kein isolierter 
Vorgang ist: die Represion wird in 
vielen europäischen Ländern immer 
härter, en ist daher wichtig, daß die 
Antwort der revolutionären Kräfte 
| muf internationalem Niveau erfolgt 

Der Kommunistische Bund hat an 
„Avanguardia Operaia” eine Solidari 
tätserklärung geschickt, in der auch 
auf parallele Vorgänge in der BRD 

ingewiesen wurde. Die Genossen 

n „Avangwardia Operaia" halten 
es, wie sie schreiben, für nützlich, 
wenn ihnen Solidaritätsadrensen, auch 
von einzelnen demokratischen Per 
sonen, geschickt werden, Die Adresse 


Situation. Demgegenüber nehmen die 


Gewerkschaftsführer Boyle (Mitte): Auftraggeber für einen dreifachen Mord 


lonski stellte sich - gegen Boyle — 
zur Wahl. Es wurde der härteste 
Wahlkampf in der 7%jährigen Ge- 
schichte der "United Mine Worker" 
Überall, wo Jablonski wuftrat, wur 
de er bedroht und bedrängt, einmal 
sogar bewußtlos geschlagen. 

Am 9. Dezember '69 wurde Tony 
Boyle wieder zum Vorsitzenden ge- 
wählt. Jablonski hatte zwar die Mehr- 
heit der Kumpel 


Boyle kaufte sich jedoch die Stim- 
men der Rentner, denen er.nach sei- 
ner Wahl höhere Zuwendungen ver- 
sprochen hatte. 


Als Jablonski bekanntgab, daß er 
die Wahl wegen Fälschung und Mani- 
pulation anfechten würde, war sein 
‚Todesurteil” bereits gesprochen. 


In AK 39 berichteten wir von einer 
„Deutschen Bürgerinitiative” des hes- 
üschen Faschisten Roeder. Diese 
„Bürgerinitiative” hatte, zeitweise s0- 
gar vom Staat wohlwollend als „ge- 
gemeinnützig” gefördert, antisemiti- 
sche und antikommunistische Hetz- 
schriften herausgegeben. In einem 
dieser Pamphlete wurde behauptet. 
es seien keinesfalls mehr als 200.000. 
(1) Inden von den Faschisten er- 
mordet worden; die KZ’s wurden 
weradezu als idyllische Erholungs- 
stätten beschrieben („Die Häftlinge 
verrichteten ihre Arbeit mit. Eifer 
und Freude ... Mir fiel auf, wie ele- 
gant unsere Häftlinge gekleidet wa- 
ren... 
Ein Gericht in Darmstadt hat es 
jetzt abgelehnt, gegen den Faschi- 
sten Roeder ein Strafverfahren we- 
wen Volksverhetzung einzuleiten. 
Frogter var wegen einer untiemt 
schen Broschüre mit dem Titel 
„Die Auschwitz-Lüge" angeklagt. Das 
Gericht gab folgende bemerkenswer 
te Begründung für seinen Beschluß: 
„Die Darstellung des Angeschuk 
digien ist nämlich so offensichtt 


UND GESELLSCHAF 


Wir drucken in diesem Band ers 
tung ARBEITERKAMPF eine R 
Ergebnis unserer Untersuchungs 
längeren Zeitraum (März 1972 bi 
| bestimmten Themen-Komplex 


ven Faschisierung ve 
Die vo 

gute MO; 

schrittweisen Faschisie 

im ARBEITERKAMPF 


iegende 


s von 
über den 


de politisch-ideologische Ausel 
entwickelten Positionen, 
160 Selten DM 4,50 


ichkeit, auf relativ breiter Ebene die Einschätau 


entwickelt worden sind, zu überprüfen und erl 


Korruption und andere Ver 
brechen — eine allgemeine Er- 
scheinung in der amerikank 
schen Gewerkschaftsbürokrat 


Der „Fall” Boyle/Jablonski ist nur 
die Spitze des Einbergen. 

Die amerikanische Gewerkichafts- 
bürokratie, die mit dem großen Ka- 
pital und dem Staatsapparat auf viel- 
fache Weise verfüzt ist, kennt Kor- 
ruptionsSkandale und andere rein 
kriminelle Delikte in Hülle und Fülle, 

Als im September des vergangenen 
Jahres das Verfahren gegen Boyle er- 
öffnet wurde, schrieb sogar die s0- 
zialdemokratische Morgenpost, daß 
„Konflikıe mit dem Gesetz ... bei 
den Führern der US-Gewerkschaften 


micht selten (sind). („Moßo" 
89.73) 
Und weiter: „Jimmy Hoffa von 


den Transportarbeitern z. B. saß jah- 
relang wegen Korruption im Ge: 
fängnis. Seine Freiheit verdankt er 
Nixon, der ihn im Wahljahr (!} 1972 
begnadigte 

Von Richard Nell, dem Vorsir 
senden der Baugewerkschaft, wird 
behauptet, er läßt sich von Mitglie 
dern Urlaubsreisen „. und anderen 
Luxus berahlen 

Einzelne Gewerkschafts - Bosse 
streichen Zehntausende von Dollars 
ein, indem sie mit Bauunternehmern 
lokale Verträge abschließen, die meh- 
rere Jahre für bestimmie Arbeiter- 
‚Kolonnen nur geringe Lohnerhöhun- 
gen vorsehen, aber dem Boß (dem 
Gewerkschaftsführer, Anm. d. Red.) 
eine Geldspende für den ‚Wahlkampf* 
zukommen lassen. Auch wenn nicht 
gewählt wird (!)." („Moßo”, 8.9.73) 

PS.:- Wir wollen über die Ent- 
wicklung der amerikanischen Ge- 
werkschaften in den nächsten Mo- 
naten intensiver arbeiten, denn die 
Politik der Meany, Boyle und Co. ist 
in vielerlei Hinsicht für Entwicklung 
der Gewerkschaften in unserem Lan- 
de lchrreich. Weniger wegen der spck- 
takulären Verbrechen, die sich diese 
sozialfaschistischen Bonzen zuschul- 
‚den kommen lassen, sondern wegen 
der extremen Arbeiterfeindlichkeit, 
des Antikommunismus und der Un- 
terstützung der expansiven Ziele des 
US-Imperialismus. Das „Abgleiten” 
in pure Kriminalität ist nur der äuße- 
re Ausdruck dieser Politik und Ideo- 
logie. ‘ 
Metall-Komitee 
KB — Gruppe Hamburg 


falsch, daß kaum ein ernıtzunch- 
mender Mensch Ihr Glauben schen- 
ken und durch sie veranlt, Stek 
hung gegen die Juden beziehen wird.” 

Man muß also. nur unverschämt 
genug die Verbrechen des Faschis- 
mus leugnen und gegen seine Opfer 
hetzen, um freigesprochen zu wer- 
den, - Sogar der Staatsanwalt hielt 
© Übrigens für angebracht, gegen. 
diesen so idiotisch begründeten De- 
schluß Beschwerde einzulegen. Die 
Entscheidung, ob gegen den Antise- 
miten Roeder ein Strafverfahren ein- 
geleitet werden soll, legt jetzt beim 
Oderlandesgericht Frankfurt. 

Roeder nennt den Beschluß des 
Darmstädter Gerichts vorerst ein 
„Ruhmesblatt für die deutsche Nach 
Äriegsfustiz”. Sein Rechtsanwalt, an- 
scheinend ebenfalls ein strammer 
schist, erklärte triumphjerend: „Fr 
unsere Umerzieher dürfte dieser Ge- 
riehtsbeschluß eine schallende Ohr- 
feige sein, da sie in ihrer antideur 
schen Gesinnung ein alleiniges Mo 
nopol für Meinungıfreiheit au haben 
glaubten.” . 


GEGEN DIE SCHRITTWEISE 
FASCHISIERUNG VON STAAT 


T 


nals aus unserer politischen Zei 
ieihe von Artikeln nach, die das 
und Propagandaarbeit über einen 
is November 1972) und zu einem 
ıd. Hier zur Frage der ‚schrittwel 


Staat und Gewllschaft 


Jung bietet unseres Erachtens eine 

gen zur 
Staat und Gesellschaft’, wie sie 
n Zeitraum von fast einem Jahr 
bt eine umfassen 


denetzung mit diesen von uns 
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in Frankfurt 


Am 21.2.1974 wurden in Frankfurt die seit 19711 besetzten Häuser Bocken- 
'heimer Landstraße 111/113 und Schumannstraße 69/71 im Stil eines Bürger- 
kriegemanövers gerkumt. An Stelle dieser Häuser, die sofort abgerissen wur- 
den, wird der Spekulant und Schmuckgroßhändler Ignaz Bubis einen profit- 
trächtigen, 28-geschossigen Büroturm errichten, An diesem Fall erneuter 
Wohnraumzerstörung haben sich Protestaktionen gegen die kapitalistische 
Wohnungspolitik entzündet, Es kam zu mehreren — teils verbotenen — De- 
monstrationen, in deren Verlauf die Polizei gezielt die Eskalation der Aus- 
einandersetzung betrieb. Mit riesigem Polizeiaufgebot, großer Brutalität und 
mit insgesamt über 300 Festnahmen wurde versucht, den Protest gegen die 
Wohnraumzerstörung zu zerschlagen. Dabei kamen auch „neue“ Methoden 
zur Anwendung, wie z.B. der umfangreiche Einsatz von zivilen Beamten, die 
Praktizierung von Vorbeugehaft, die Festnahme von Flugblattverteilern und 
selbst die Folterung von Demonstranten. Begleitet wurden die Vorgänge von 
einer faschistolden Hetzkampagne, f die Gewöhnung der Bevölkerung 
an die Gewaltaktionen der Staatsorgane und die Kriminalisierung und Iso- 
ierung der linken und kommunistischen Bewegung zielte. 

Insgesamt ist das Vorgehen der Kapitalistenklasse und ihres Staates in Zu- 
sammenhang mit der Räumung der besetzten Hänser ein weiterer Schritt in 
der Faschisierung von Staat und Gesellschaft. 

Konkreter Anlaß für diesen Schritt ist eine relativ breite Bewegung gegen 
Wohnungsnot, Wohnraumzerstörung, Mietwucher und Spekulation als Resul- 
tat der sich rapide verschlechternden Wohnungssitustion in Frankfurt. 


Wie ist die Wohnungssituai 
Frankfurt ? 


phen der Ausländergesetze aufgrund 
von Wohnungslosigkeit ausgewiesen 
zu werden, was für sie Verlust ihres 


min 


Die hoffmungslose Lage vieler 
Wohnungssuchenden ist vor allem 
durch den großen Mangel an Woh- 
mungen bedingt, Nach Schätzungen 
des Leiters des Frankfurter Woh- 
nungsamtes, Ernst Zeyen, fehlen 
10.000 bis 12.000 Wohnungen. Fer- 
ner sind dem Wohnungsamt ca. 4.000 
weitere Wohnungsnotstände gemel- 
det. Die tatsächliche Zahl ist jedoch 
höher, denn die Dunkelziffer ist hoch, 
Trotz dieses Bedarfs an Wohnungen 
zu billigen Preisen wird es in Frank- 
furt eine „sinkende Tendenz im so- 
zialen Wohnungsbau“ ( „ER“, 9.1.74) 
‚geben. Im Jahr 1974 werden nur 
1.100 neue Sozialwohnungen gebaut; 
mehr Geld für billige Sozialwohnun- 
gen stellt die SPD-regierte Stadt nicht 
zur Verfügung. 

So bleibt vielen Mietern nichts an- 
deres übrig, als die ständigen Mieter- 
höhungen. zu zahlen. Dazu berichtete 
die „FR“ („Frankfurter Rundschau“) 
vom 7.11.73: „Für rund 10.000 $o- 
zialmieter in Frankfurt stehen zum 
Teil kräftige Mieterhöhungen bevor“, 
Was ‚unter. kräftigen Sozialmieten- 
Erhöhungen zu verstehen ist, haben 
die Mieter im Haus Berndottestr. 56 
zu spüren bekommen, deren Miete 
allein 1973 zweimal erhöht wurde. 


abi AB Ai 
Insgesamt stieg hier die Miete von 
DM 3,30 pro Quadratmeter im März 
1971 auf DM 5,21 im Dezember 
1973; d.h. die Erhöhung betrug in- 
nerhalb von zweieinhalb Jahren ca. 
57 %. Dies ist kein Einzelfall; dieser 
Fall wurde nur deshalb bekannt, weil 
‚die Bewohner sich mit Protestbriefen 
an SPD-Größen wie Brandt, Städte- 
bauminister Vogel, den Frankfurter 
OB Arndt u.a. wandten. Begründet 
werden solche Mieterhöhungen im 
sozialen Wohnungsbau vor allem m 

zunehmenden Zinsbelastungen info 
ne gestiogener Hypothekenzinsen. 

Ebenfalls enorme Mieterhöhungen 
verlangten die „gemeinnützigen“ 
Wohnungsbaugesellschaften „Heller- 
hof-AG“ und „Aktienbaugeseilschaft 
für kleine Wohnungen“ (ABG) zum 
Jahresbeginn 1973. Die Miete von 
18.000 Mietern sollte um durch- 
schnittlich 38 % (bzw. DM 1,- pro 
qm) und in Einzelfällen um 'bis zu 
60 % (bzw. DM 1,50 pro qm) steigen, 
Nach Auskunft des Zentralen Mieter 
rates, der sich als Versuch einer Mie- 
terinteressenvertretung gebildet hat, 
sind ca. 50 % der Mieter dieser Woh- 
nungsgeselischaft Rentner. Aufgrund 
‚des zunächst breiten Protests (1.500 
Mieter verweigerten ihre Zustimmung 
und wurden deiwegen von den tädti 
schen _Wohnungsbaugesellschaften 
(also $PD) verklagt) wurden die Er- 
höhungen um 30 Pfg. pro qm redu- 
tiert. 

Auf dem freien, nicht „gemein- 
nötzigen“ Wohnungsmarkt” stiegen 
die Mieten von 1960 bis 1970 im 
Bundesdurchschnitt um 80-100 % 
allein 1971 erhöhten sich die Woh 
nungspreise um 10,5 % 

Besonders getroffen von der Woh- 
nungsnot sind viele der 122.000 in 
Frankfurt lebenden ausländischen 


Arbeitsplatzes und damit ihrer Exi- 
stenzgrundlage bedeutet. Deshalb le- 
ben sie zum Teil unter unwürdigsten 
Bedingungen und zahlen für miserab- 
Ne Wohnungen Wuchermieten, denn 
für eine gute und geräumige Wohnung 
fehlt ihnen das Geld, 

Zwei Beispiele zeigen das Ausmaß. 
dieses Elends, in dem sich die auslän- 
dischen Kollegen befinden, So woh- 
nen in der Rothlindstr. 4 auf jedem 
der vier Stockwerke bis zu 30 Men- 
schen auf ca. 120 qm Fläche; auf je- 
der Etage befindet sich eine Toilette, 
ein Wasserhahn pro Etage ist im Flur 
installiert. Blankliegende Stromleitun- 
gen, ein kaputtes Wasserrohr, zu we- 
nig Mülltonnen und deshalb Abfälle 
im Hof gefährden Gesundheit und 
Leben der Bewohner. Für solche Un- 
terkünfte bezahlen die ausländischen 
Kollegen in diesem Haus eine Wu- 
‚chermiete von 10 DM und mehr pro 
Quadratmeter. 

‚Ähnliches in der Bettinastraße 35, 
Überbelegung der Wohnungen, Ver- 
seuchung des Hauses mit Mäusen, 
Ratten und Kakerlaken. Eine Miete- 
rin: „Wenn ich abends das Frühstück 
für meinen Mann vorbereite, ist es 
am nächsten Morgen von den Ratten 


aufgefressen.“ („ER", 3.9.73) 

Diese Ausbeutung der Wohnungs- 
not ausländischer Arbeiter bringt den 
Hauseigentümern doppelten Nutzen. 
Zum einen können sie aus den Be- 
wohnern für miserable Wohnungen 
hohe Mieten herauspressen. 

Zum anderen belegen die Besitzer 
die Wohnungen weit über die Maßen 
und lassen auftretende Schäden 
(Rohrbrüche u.a.) nicht: reparieren. 
Die Eigentümer benutzen so das von 
ihnen selbst herbeigeführt Woh- 
nungselend der ausländischen Fami- 
bien, um die Wohnhäuser schließlich 
für unbewohnbar und abbruchreif 
erklären lassen zu können. 


- wo 


Kollegen. Ihnen sitat ständig die 
Angst im Nacken, gemäß den Paragra 


Diesem gesteuerten Prozeß der 
Zerstörung von Wohnungen helfen 
die Eigentümer - insbesondere in 
Abbruch- und besetzten bzw. be- 
streikten Häusern — nach, indem sie 
durch Zerstörungstrupps Fenster, 
Türen, Heizungsanlagen, sanitäre An- 
lagen und Wasserleitungen demolic- 
ren lassen und auf diese Weise die 
Mieter herausgraulen wollen. 

Mit solchem Vorgehen steuern die 
Hauseigentümer auf das Ziel zu, die 
Wohnhäuser zu zerstören, d.h. abrei- 
Sen zu lassen, um stattdessen Büro- 
bauten oder. teure Luxuswohnungen 
zu errichten. 

Hiervon gibt es in Frankfurt mehr 
als genug. Der Leiter des Frankfurter 
Wohnungsamtes, Zeyen, schätzt die 
Zahl der leerstehenden Luxuswoh- 
nungen, deren Mietpreis kaum je- 
mand bezahlen kann, auf 3.000 bis 
4.000 („Abendpost“, 19.7.73). 

Zum Angebot von Büroräumen 
schreibt die Frankfurter „Neue Pres- 
se“ am 5.2.1974: „Die Immobilien- 
börse schätzt, daß in Frankfurt im 
Augenblick nahezu 300.000 Quadrat- 
meter (etwa die Hälfte der Insel Mai- 
mau im Bodensee oder zwanzigmal 
der Markusplatz in Venedig oder die 
Frankfurter Messehalle) Bürordume 
eer stehen, davon in der Bürostadt 
Niederrad (= Stadtteil von Ffm., die 
Red.) allein mindestens 100.000 Qus- 
dratmeter. 

Trotz des Überangebots an Büro- 
räumen zeichnet sich jedoch keine 
Entwicklung ab, die auf ein Nachlas- 
sen des Interesses der Kapitali- 
sten am diesen nach wie vor 
profitträchtigen Objekten hindeu- 
ten würde, Im Gegenteil, Un- 
ter der Schlagzeile: „Kaufen die Bri- 
ten das Westend auf? * erfährt der 
Leser am 19. Jan. 74 aus der „Neuen 
Presse", daß englische‘ Immobilien- 
firmen vor allem im Westend in gro- 
Sem Umfang Geschäftshäuser aufkau- 
fen und dafür Preise zahlen, die so 
hoch liegen, daß sie als „völlig sinn- 
los“ und „nicht marktkonform!“ ein- 
gestuft werden. 2 

Es ist heute noch nicht im Detail 
klar, welche Absichten die englischen 
Firmen mit dem Kauf ganzer Stra- 
Senzüge verfolgen. Diese Spekulati- 
onswelle zeigt aber, daß die Ent- 
wicklung der Zerstörung von Wohn- 


raum zugunsten von profitträchtige- 


ren Bürobauten ihr Ende nicht gefün- 
‚den hat. 


den. 

Hier sank die Zahl der Bewohner 
von 18.000 im Jahr 1961 auf gegen- 
wärtig 12-14.000 und sie wird weiter 
abnehmen - man braucht nur an die 
verkehrüberflutete Bleichstraße zu 
denken (siche AK Nr. 31) 

Darüber hinaus hat die „Aktions- 
‚gemeinschaft Innenstadt‘ durch eine 
Untersuchung festgestellt, daß in der 
Frankfurter Innenstadt 60 % der 


‚$PD hat „Spielraum gegeben“, Hier das Produkt: die kleinen Wohn 
häuser stehen schüchtern zwischen den Büropalästen im Frankfurter Westend, 


Ebenso wie das Westend 
vom Wohnviertel zum Bankenviertel 
‚gemacht wird, ist die Innenstadt weit- 
gehend zum Geschäftsviertel gewor- 


noch vorhandenen Wohnhäuser eben- 
falls bedroht sind, da sie in sog. Kern- 
gebieten liegen, in denen Geschäfts- 
Icute und Kapitalisten ein nahezu aus- 
schließliches Nutzungsrecht haben 
und sie die Bewohner ohne weiteres 
vertreiben können, Dadurch vergrö 


Bert sich auf der einen Seite weiter 
die Wohnungsnot und auf der ande- 
ren Seite die Profite der Grund- und 


Wohnungsnot bekämpft 


Unter der Regie von Baudezer- 
nent Kampffmeyer steuerte die SPD 
systematisch darauf hin, Kapitalisten 
in die zentral gelegenen Stadtteile zu 
locken. Die Begründung dafür nennt 
die „FR“ vom 2.11.73 

„Well sich die Stadt außerstande 
sah, neben notwendigen Versorgungs- 
einrichtungen und sozialen Institut 
onen auch noch Arbeitsplätze zu bau- 
en, sollte „Unternehmerinitiative 
wirksam werden", wie Kampffmeyer 
es formuliert. Man ließ folglich Bau- 
Jreudige Grundstücke kaufen, vor al- 
lem in der Nähe der Massenverkehrs- 
mittel, am Opernplatz, Anlagenring, 
Platz der Republik und eben auch 
im Westend und setzte ihrem senk- 
rechten Expansionadrang durch Bau- 
befreiungen in den Geschoßziffer- 
zehlen wenig Widerstand entgegen. 
Kampffmeyer: „Wir haben Spiel- 
raum gegeben.“ Kampffmeyer gibt 
zu, daß .. sie (die Baukonzeption, 


die Red.) auf dem Rücken von Stu- 


denten und alten Menschen ausge 
tragen wird.” 

Daß sich seit dem Rücktritt 
Kampffmeyers 1971 nichts geändert 
hat, zeigt die Weiterführung dieser 
Baukonzeption durch den neuen 
SPD-Baudezernenten Adrian. Ein Bei 
spiel dafür sind die Bebauungspläne, 
die nach Untersuchungen der „Ak- 
tionsgemeinschaft Innenstadt“ zwei 
Drittel der Wohngebiete zwischen 
Main und Anlagenring als Geschäfts 
viertel ausweisen. Auch hier - und 
‚ohne Kampffmeyer — wird das Kapı 
tal eingeladen, sich auf Kosten der 
Mieter auszubreiten. 

Daß sich die SPD aber nicht nur 
an den Interessen der Kapitalisten 
orientiert, sondern selbst gleiche Im 
terossen zu verteidigen hat wie das gros 
se Kapital, zeigt der Fall „Sonnenring”, 
Der Sonnenting umfaßt ein Bauvor 
haben von 30 Luxuswohnungen im 
Frankfurter Stadtteil Sachsenhausen, 
die als" Eigentumswohnungen zu 
einem. Verkaufspreis von 2 600 « 
3 600 DM pro Quadratmeter an den 
Käufer gebracht werden sollen („UR”, 
18.12.73). Bauhorrin ist die Mieiropa, 
an der die Staatliche Hessische Lan 
nk (HLB) Mehrheitsbeteiligung 
t. Vorsitzender des Verwaltungs 
raten der HLD ist Albert Osswald, 


SPD-Ministerpräsident von Hessen. Da 
die Wohnungen nun doch überwie- 
gend Ieerstehen, weiß die SPD ein 
sicheres Mittel, dem  Gewinnverlust 
zu begegnen. Osswald kündigte die 
Möglichkeit an, „durch den Einsatz 
öffentticher Mittel zu erreichen, daß, 
die Kaufpreise baw. die Mieten für 
die Sonnenring-Wohnungen gesenkt 
werden.“ („ER", 3.1.74), Aus Lür 
xuswohnungen sollen hier „Sozial“. 
wohnungengemacht werden. Das wür- 
de laut „FR“ bedeuten, daß „pro 
Wohnung bis zu 70 000 Mark an 
öffentlichen Mitteln aufgebracht wer- 
den” müßten, und „dort in jeder 
Wohnung „mehr alı das Doppelte 
(2,2fache) an Öffentlichen Mitteln 
investiert werden alı bei einer normal 
finanzierten Sozialwohnung.“ Die In- 
teressenverflechtung von Partei, Bank 
und Kapital wird an diesem Beispiel 
deutlich und zeigt — auch wenn im 
Fall Sonnenring die letzte Entschei- 
dung noch aussteht — wie glaubhaft 
die SPD als Vertreterin von Mieterin- 


teressen ist 


Es ist also keineswegs so — wie die 
SPD es der Frankfurter Bevölkerung 
gerne weißmachen möchte — di 
halt nur noch ein paar „Leichen im 
Keller“ aus der Kampffmeyer-Zeit 
existieren. Vielmehr sind die Vorgän- 
ge um das BubisHochhaus und die 
Häuser Schumannstr./Bockenheimer 
Landstr. nichts anderes als die konse- 
quente Fortführung einer SPD-Politik, 
die sich ausschließlich an den Interes- 
sen des Kapitals orientiert 
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Wohnhaus für 13 ausländische Familien in der Feidbergstraße 4 


Das Bubis-Projekt 


Seit 1969 laufen Verhandlungen 
zwischen der Stadt und dem Groß- 
Spekulanten Bubis mit dem Ziel, vier 
Wohnhäuser zu vernichten und einen 
weiteren Büroturm ins Westend zu 
bauen. Die Forderungen Bubis‘ ster 
gerten sich im Verlauf dieser Vor- 
handlungen: statt anfangs 19 will er 
28 Stockwerke bauen. Und seinen 
Forderungen wurde stattgegeben, 
denn Bubis zahlte dafür vorab 1,5 
Millionen, er stiftete 500 000 DM 
und verpflichtete sich, Sozialwohnun- 
‚gen zu bauen, 

Daß sie sich für „Gegenleintui 
gen“ Ihre Zustimmung zu Bubl 
Forderung haben abkaufen lassen, be- 
nutzt die SPD heute gegen die Haus- 
besetzer. Die SPD argumentiert, sie 
sei Bubis jetzt verpflichtet, da sie Ihm 
ja s0 viele Auflagen gemacht habe 
und hängt ihm zudem (wegen des 
Baus der Sozialwohnungen) ein s0- 
ziales Mäntelchen um 

Dazu das „Häuserkampfinfo 1" 
vom 10.1.74 
Mes mit den Bublemliionen an die 
Sundt pause it, weiß niemand, wa man 
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Forts. Bürgerkriegsmanöver 


her weil — und auch das nur, weil eu von 


un veröffentlicht wurde — Inter BETRUG 
mit den neu zu ersellonden Bozlalwohnun 
gen”, Unprünglich hat die SPD von Bubis 


‚grlordert, er wolle für den zu vernichten: 
den Wohnrsum in Citynähe neuen zu 
Soelatmieten erstellen. Am Antang hiaos, 
dien wien 36 Sozialwohnungen, Am 2.11 
73 Nie 0m denn, en velanınur 26 Boziahwoh- 
mungen. Warum? Weil der zu vernichtende 
Wohnraum 1750 am batrage und die.bei 
70 qm pro Wohneinheit oben 28 ergibt 
Tatsöchlich beläuft sich der an der Ecke, 
Bockenheimer/Schumannatr. zu „vernich 
ande” Wohnraum aber auf über 3BB0 am. 
00 fan uf den doppelte 


In diesem Bull geht en weiter: 

Im Vorteagebescheid an. Bubis vom 
196.72 hieß e „Die Häuser Schumann. 
#. 62 und 84 sollen erworben und der 
Stadt übereigne werden." 90 berätigte 
@u noch der Derkemaler am 20.10.73 
An aber, diesem Tag steht auch tet, dr 
Bub hat die 02 gekauft, di 04 hatın er 
gern - aber der Baitzer bit str, ob- 
Wohl Bubls min Angebat von 2 Mil 
Über 3 Mil. auf 4 Mil, erhöht und erhöht 
und erhöht! 


Schon hier erfüllte Bubis nicht die Ihm 
gemachten Auflagen, vodall die Stadt zu 
nichts verpflichtet wärs. Am 23.10. wurde, 
damwagen auch Berkomeier ein wenig un 
sicher. Am 30.10. hat er sich dann wieder 
fangen, denn — oh Wunder — über 
1 end sich plötzlich ein Zusatz hinter 
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Die Poldaet dat Mpetre 
Mitteln durehsunntenn. Fir die 


eoneruckı Poltaet 


ten Sinne). Des Ganze stellt man dann 


Den He aish mrugterig stehen! ie schaden nich 


dan Densnstretionerer 


muhigung, Wir danken für Dar ve 


Hetzflugblatt (Verkleinerung) der Frankfurter Polizeibehörde (SPD): Dema- 
Vogisch wird ee u 
‚gegen „unbeteiligte Bürger” gerichtet. Bereits die Sprache (, zusammenrotten” 
beweirt den faschistischen Charaktr dieses Hetzblarten : 


Einmal hatte sich Steglitz. verspeku- 
!iert — er bekomm jetzt soger mit Gewinn 
einen vollen Einsatz zurück und it damit 
sus dem Schneider. Ein andermal erstellt 
Bubis mine 30 Wohnungen, wo vorher 
eigentlich hätten 48 stehen sollen — So- 
tlahwohnungen, die man mit Stauergeidern 
über den berühmten $75 finanzieren kann 
und die zudem absetzbar sind (im doppel- 


ine großartige sozieie Tat offen zur 
Schau. Und was 10 nebenbei ganz haraus- 
fü, it die Tatasche, daß für den zu „ver. 
niehtenden Wohnraum” überhsupt kein 
neuer geschaffen wird, denn in der Alt- 
Königstr. sind drei risige Altbauten der 
Spekulation des Herrn Suglitz. zum Op- 


mit angensasenen. 
Bevölkerung besteht kala Grund sur Beun- 
Händnia und Ihre Onterstützung. 


Dre  FOLIAET IN FAAmErEET an az 


‚mgelogen als gegen „die Bevölkerung”, 


‚fer gefallen, allsamt Wohnhäuser. Für diese 
ink Suegitz wider Wohnungen base 
öl, Deu tr Bub. Yon enwet fir 
Sn vernichten Wohnenum In dr Backen 
Heimat /öchumannst. kan a kin Race 
== 


Wenn Mieter ihre Sache selbst 
in die Hand nehmen 


Daß die SPD die Interessen der 
Mieter nur im Munde führt, hat viele 
derjenigen enttäuscht, die gehofft hat- 
ten, die SPD würde sich für sie ein- 


werden zerstört durch die mittlerwei 
le offensichtliche Tatsache, daß sich 
die SPD in ihrem Taten voll und gan 
als Handlanger der Kapitalisten er- 
weist 

Binige der Mieter, die erkannt ha- 
ben, daß ihre Probleme nicht dadurch 
gelöst werden, wenn sie diese vertzau- 
enwoll in die Hände der SPD legen, 
versuchen, ihre Sache selbst in die 
Hand zu nehmen und die Angriffe 
auf ihre Wohnverhältnisse nicht mehr 

ülschweigend zu ertragen. 


21. Februar, 4.20 Uhr: Überfall auf die 


So entschlossen sich z.B. im Sep- 
tember 73 einige ausländische Fami- 
lien, das leerstehende Haus in der 
Friesengasse $ und 7 zu besetzen. Sie 
wollten dieses bewohnbare, aber — 
wie viele andere — leerstehende Haus 
bewohnen, statt weiterhin in unwürdi- 
gen Verhältnissen, d.h. mit vielen Men- 
schen auf kleinster Fläche in zum 
Teil mit Ungeziefer verseuchten Häu- 
sern zu existieren. 


In einer Reihe von Häusern in 
Frankfurt führen die Bewohner Miet- 
streiks durch. Sie zahlen entweder 
eine verringerte, von ihnen selbst be- 
stimmte Miete oder verweigern jeg- 
liche Mietzahlang, um die jahrelang 
bezahlte Wuchermiete bzw. die damit 


setzen. Diese Hoffnungen wurden und 


geleisteten Mehrzahlungen abzuwoh- 
nen. Eines dieser mietbestreikten 
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Häuser befindet sich in der Rschers- 
heimer Landstraße 20, wo die Mieter 
sich weigern, weiterhin zwischen 
350 und 435 DM für Eihzimmerwoh- 
nungen von 21 und 28 qm zu zahlen. 
Der Vermieter reagierte auf den Miet- 
streik mit Kündigung und Räumungs- 
klage. 

Auch die Mieter der „gemein 
mützigen“ _ Wohnungsgesellschaften 
„Hellerhof AG" und „Aktienbauge- 
sellschaft für kleine Wohnungen“ woll- 
ten die von ihnen abverlangten Miet- 


besetzten Häuser 


erhöhungen für ihre Sozialwohnun- 
gen nicht mehr hinnehmen, Mehr als 
tausend Mieter verweigerten ihre Zu- 
stimmung. Darüberhinaus bildeten sie. 
Mieterräte, die die Möglichkeit einer 
verstärkten Interessenvertretung der 
Betroffenen schaffen sollen. Darüber 
hinaus gibt es eine Vielzahl von Ini- 
tiativen, die sich zur Durchsetzung 
von Mieterinteressen gebildet haben. 
In diese Bewegung gegen Angriffe 
auf dem Wohnungssektor reihen sich 
auch die in Frank- 
furt ein. Die Besetzung leerstehender 
Häuser ist Teil des Protests gegen die 
kapitalistische Wohnungspolitik, die 
das Wohnungselend durch Verknap- 
pung ebenso vergrößert wie die Miet- 
reise. Dabei sind die jetzt geräumten 
Häuser in der Bockenheimer Landstr./ 
Schumannstr. nur vier von vielen. 


Von der Häuserräumung zum Demonstrationsverhot 


‚Am 21. Februar zwischen vier und 
fünf Uhr morgens rückten mehr als 
1 000 Polizisten zur Räumung und 
Abschirmung der besetzten Häuser 
an. Die Bewohner der Häuser wurden 
zusammengetrieben, einige geschla- 
gen. Ex wurde sofort mit der Zerstö- 
rung der Häuser begonnen. 

Nach Bekanntwerden des Polizei 
einsatzes sammelten sich schon ge 
‚gen sechs Uhr etwa 1 000 Menschen 
in der Nähe an, um gegen die Räu- 
mung zu protestieren. Die Polizei 
versuchte mit: Knüppeln,. Tränengas 
und Wawserwerfer jede sich bildende 
Demonstration aufzulösen.. Polizeh 
präsident Müller (SPD) ordnete für 
den ganzen Tag ein totales Demon- 
strationsverbot an. Den ganzen Tag 
über machte die Polizei Jagd auf klet 
ne Demonstrantengruppen und löste 
jede sich bildende Menschenansamm- 
lung in der Innenstadt auf. Dies gelang 
nur begranat: „Angesichts der vielen 
Passanten war die Polizei weitge 
ischend machtlos gegen die Demon 
stranten.“ („FAZ", 2.2.74) 

Zum 23. Februar, ein Sonnabend, 
wurde eine vom Asta angemeldete 
Demonstration genehmigt, aber offen 
bar nur, um der Polizei eine weitere 
Provokation zu er 
0 ranten zogen zuerst durch 
die Innenstadt und dann zu den ge- 


denen scheinbar nur etwa 30 Pol 
zisten postiert waren. Tatsächlich war 
hier aber von der Polizei eine Falle 
‚baut worden; der Dei 
ig war schon von mehreren 
Hundertschaften der Polizei einge 
kreist, die plötzlich aus verschiede. 
nen Richt 
wand wurde sphter genommen, daß 
nszug angeb- 
ich einige Steine gegen die vor den 
störten Hihsern postierten Polk 
n geworfen worden seien 


Tatsächlich sind solche Geschich- 
ten oft genug schon von der Polizei 
erfunden worden. Unab- 
hängig vom Wahrheitsgehalt ist aber 
eindeutig, daß die Provokation von 
‚eiführung vo rbe- 
war in der klaren Absicht, 


frei 


Seiten der Pol 
reitet 


inten und 


sammlung von Demonsti 
Diskutierenden. 

Ein weiterer Angriff der Polizei 
am 23. Februar galt dem Studenten- 
haus. Dies wurde von der Polizei 
gestürmt und „durchsucht“, etwa 80 
Bewohner festgenommen: Insgesamt 


sei „für die Ausschreitungen verant- 
wortlich". Polizeipräsident Müller be- 
hauptete, der Asta sei die „Speerspit- 
ze einer Revolte gegen die staatliche 
Ordnung“ („FR", 25.2.74). Das Kon- 
to des Asta wurde von der Universk 
tätsverwaltung gesperrt. 


bei derselben Tätigkeit (rechts) 


vom politischen Inhalt der Hausbe- | 
setzungen und Hausräumungen abzu- | rend 


lenken und die Demonstranten 
Hausbesetzer bei der Bevö 
wilde 
bringen, nachden 
kapitalistische Be 
latioı 
breite Sympathie gefunden hat 
orbereitung dieser 
hörte auch das totale 
tionsverbot vom 21. Februar, 
dem T 
Häuser, und die brutalen Polizei 
sätze an jenem Tag gegen jede 


Wie sich die Bilder gleichen: Griechische Polizei bei der „Behandlung 


Schläger" in Mißkredit zu 
der Kampf gegen 
und Bauspeku- 
für menschenwürdigen Wohn 
der Vergangenheit durchau 


jovokation ge 
Demonstra 


der Räumung der besetzten 


wurden etwa 192 Menschen wäh 
der Demonstration und den 


und | folgenden Knüppel-Einsätzen der Po 
cerung als | lizei festgenommen. 24 Menschen 
wurden gleich fürımehrere Tage in 
Vorbeugehaft”" genommen. Unter 


en Festgenommenen war auch Ast 
Vorsitzender Krawinkel, der die De 
on angemeldet, hatte. Ih 
ein linker Sozialdem 

(er steht anscheinend den Kleinbür 
Sozialisten“ des SB nahe) und 


Zur 


ger 
also | der inem Lautsprecherwa- 

gen vor den besetzten Häusern um 
‚Ein« | die Auflösung der Demonstration be- 
An-| müht hatte, wurde vorgeworfen, er 


nes Antitaschisten (links). Frankfurter Polizei 


Für den 2. März meldete ein Ak 
onseinheits-Komitee, das vom KDW 
geführt wurde, eine neue Demonstra 
tion an. Diese wurde von der Polizei 
wiederum verboten und es gab s0 er 
| neut die Jagdszenen der Polizei gegen 
einige hundert Demonstranten, die 
sich in der Innenstadt zu sammeln 
versuchten. Die Demonstranten kon- 
zentrierten sich darauf, Flugblätter 
zu verteilen und Diskussionen mit 
Passanten zu führen. Mehrere Flug 
blattverteiler wurden festgenommen 
Etwa 200 (1) Bullen In Zivil waren 
dabei (laut „ER" vom 4.3.) im Ein 
2, um sich „unauffällig 


in Dis 


kussionsgruppen zu mischen, zu „be- 
‚obachten" und eventuelle Demonstra- 
tions-Ansätze aufzulösen. 

Die Absicht der Frankfurter Poll- 
rung und Stadtbürokratie zu 
‚einem generellen Demonstrationsver- 
bot wurde auch eine Woche später, 
lärz, erneut deutlich, als eine 
tion gegen den spanischen 
Faschismus (anläßlich der Hinrich 
rung des Genosen Puig Antich) 
kurzerhand verboten wurde 


Polizei-Terror 


In der ZDF-Sendung „Aspekte“ 
berichtete der Frankfurter Schrift 
steller Zwerenz, am 23./24. Februar 
ein Festgenommene von der Poli 

Itert 


wungen wurde, 
sein Blut vom Boden äufzulecken, 
nachdem er auf der Wache zusammen: 
geschlagen worden war. Weiterhin 
sagte er, daß man von derartigen Vo 
fällen in über 20 Fällen weiß. Niner 
der Fesigenommenen sagte aus: „Auf 
dem 13. Polizeirevier führten sie mich 
in einen Raum, wo ich mich ausziehen 
mußte, nachdem ich brural mit der 
Stirn gegen die Wand ged 
de, wobei ich die Beine breit von 
der Wand abipreitzen mußte .. ein 
Bulle nahm mich bei den Haaren 
einen halben Meter zurück, ließ den 
Kopf los und schlag mit der Stirn 
gegen die Wand. Dann schlugen sie 
zu viert auf mich ein, Schläge mit der 
Faust ins Gesicht, in den Magen, 
in den Sack 

In einer Preme-Brklärung den „Er 
mittlungsausschusses gegen die Fol 
ter“, von einigen Intellektuellen ins 
Leben gerufen, heißt es: „Verschle 
dene Festgenommene mußien Liege 


“ 


Forts. Bürgerkriegsmanöver 


atätze vor den Polizeibeamten ma 
chen. Als sie nicht mehr konnten, 
wurden ne niedergeknüppelt. Jugend. 
liche wurden ohnmächtig zusammen 
geschlagen.” 

Berichte dieser Art gibt es zahl- 
reiche. Die erste Reaktion war, daß 
‚det Verantwortliche für die ZDF 
Sendung „beurlaubt“ wurde. In der 
teaktionären Preise setzte ein wü- 
tendes Geheul über den „Skandal“ 
ein — „Skandal“ nicht etwa die Miß- 
handlungen von Festgenommenen, 
sondern die Öffentliche Aufdeckung 
solcher Zustände im Fernsehen! 

Polizeipräsident Müller (SPD!) er- 
klirte mit typisch faschistischem Zy. 
nismus: „Nur jemand, um demen 
geistige Gesundheit man sich Sorgen 
machen muß, kann öffentlich be- 
haupten, Festgenommene würden bei 
‚der Polizei gefoltert.” („„ER”, 1.2.) 

Tatsächlich ist es in Frankfurt | 
(und nicht nur dort) nicht außer 
gewohnhch, daB Hestgenommene von 
den Bullen nicht nur provoziert, be- 
schimpft, sondern oft genug auch ge- 
schlagen werden. In Frankfurt durfte 
ein Staatsanwalt es wagen, in einem 
Prozeß den Bullen zu sagen: „Wenn | 
sie einem Festgenommenen eine | 
scheuern, ist das ja nichts Schlimmen. | 
das verstehen wir ja.” („ER”, 11.8.72 | 

wel. auch AK 41,5. 24). 

Bemerkenswert ist daran weniger | 
dan Verhalten der Polizei, als vielmehr 
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und Bruialiiät haben wir in der 
‚Frankfurter Kriminalgeschichte (1) 
‚noch nie gehabt.“ (laut „Neue Pres 
se", 25.2). Die „Welt“ tünte vom 
‚Anfang einer Bürgerkriegustruktur", 
die sich in Frankfurt gezeigt habe 
5.2.) 

Mit solchen wahnwitzigen Be- 
hauptungen wollen Bourgeoisie und 
Staat endlich ihr Ziel erreichen, die 
Bevölkerung gegen die Demonstran- 
ten zu mobilisieren. Erst jüngst be- 
klagte wieder CSU-Boß Strauß, die 

verhalte sich gegenüber 


Polizei zu un- 
terstützen (aut „FR", 9.3.). Darin 
ist er sich sicher völlig einig mit der 
sorialdemokratischen Frankfurter Po- 
izel-Führung, die auch ständig Un- 
inedenheit - mit dem Verhalten der 
Bevölkerung äußert 

Polizeipräsident Müller rief inzwi- 


| schen die Bevölkerung erneut auf, 


doch endlich mit der Polizei zusam 
menzuarbeiten, „die Ruhe zu bewah- 
ren“ und „alle verdächtigen Vorgänge 
sofort zu melden“ („Büld“, 24.2.) 


Ein Hebel zur 
beschleunigten Faschisierung 


In Zusammenhang mit den Woh- 
nungskämpfen in Frankfurt wurde be 
sonders das Demonstrationsrecht an 
gegriffen. Dabei soll der arbeitenden 
Bevölkerung noch untergejubelt wer 
den, als ob sie durch Demonstrationen 


die faschistische Kaltschnäuzigkeit, 
mit der Justiz und Polize-Führung 
solche Vorgänge offen decken. 


| Dem Polizei-Einsatz 


folgt die Hetze 
„Flankiert” wurde der Polizek- 
Terror in Frankfurt von einer ge- 
zielten Hetzkampagne mit dem Ziel, 
die Hausbesetzer und Demonstranten 
vor der Bevölkerung zu isolieren und 
bei dieser Gelegenheit auch Stim- 
mung für den Ausbau des Polizei 
Apparats und für noch schärferen 
Einsatz der Polizei zu machen. 
Apparats und für noch schärferen 
Einsatz der Polizei zu machen. 
Polizeipräsident Müller war schnell 
bei der Hand mit der Erklärung: 
„Niemand hätte es den. Beamten 
Yerdenken können, wenn sie geschor 
Neue Presse", 
Bürgermeister 
Arndt, der gern den „linken“ So: 
zialdemokraten raushängt, stellte die 
entlarvende Behauptung auf, die De- 
monstrantenseien „faschistolde Cha 
oten, die schlimmer sind als die SA 
und die $S in der Nazizeit." („Bild“, 
25.274). Nun, das ist wohl eine 
Frage des politischen Standpunktes. 
Aus der Sicht der Bourgeolsie sind 
ja Demonstrationen gegen die Boden- 
und Bauspekulation wirklich „schlim. 
mer“ als die Banden der SA und 88, 
1933 dutzende von 
‚deten; die während 
der Zeit des Faschlumus Kommunk 
sten, Sozialdemokraten und Juden 
jagten, qullten und ermordeten und 
schließlich die Ermordung von Mil 
onen Juden in den KZ's durchführ 
ten. - Jeder „Nnke" Sozialdemokrat 
blamiert sich eben so gut er kann, 
In der irgerlichen Presse wurde 


| Gruppen von Chaoten geschätzt wer 


bedroht würde und daher eine Ein 
schränkung der Demonstrationsfrei 
heit inihrem cıgensten Interesse liege 


Hessens Ministerpräsident Osswald 
(SPD) sagte 2.B.: „Das Recht der ar- | 
beitenden Bevölkerung muß gegen 
die exzensire Ausmurzung (!) der | 
Demonstrationsfreiheit durch kleine 


| 
den.” („Weit“, 26.2.) | 

Von der hessischen Landesegle- | 
rung wurde angeordnet | 

"Die verantwortlichen Organe wer- | 
den bei künftig beabsichtigten De 
monstrationen in der Frankfurter In 
'nenstadt die Möglichkeit von Verbo- 
ten aus Gründen der öffentlichen St 
cherheit verschärft prüfen. Hierbei 
holt neben der jederzeitigen Gewäh 
ietstung der Öffentlichen Sicherheit 
berücksichtigt werden, daß das Recht 
der arbeitenden Bevölkerung auf Be 
wegungsfreiheit (I) gegen dieexesive 
Ausnutzung der Demonstrationsfret 
heit durch kleine Gruppen von Cha: 
ten geschätzt werden muß. Die Lan- 
dewregierung erwartet,daß Demonsine 
tionsaufrufe solcher Gruppen nicht 
mehr befolgt werden 

Das ‚gewundene Geschwätz von 
„schärfer prüfen“ läßt sich vorläufig 
in Frankfurt auf die konkrete For 
mel bringen: totales Demonstral 
verbot gegen den Asta, gegen den | 
KBW ua | 

Ursache und Wirkung wer 

uf den Kopf gestellt, wenn = | 

wird, als sei das De 
Honsverbot eine Folge der „A 
schreitungen” in Zusammenhang mit 
der Räumung der vier besetzten Häu 
ser am 21. Februar. Die Frankfi 
Polizel-Führung und Stadtbürokr 
haben schon am 9. und 12. 3 
ein rein politisch begründeten Verbot | 


won angeblichen „Dürgerkriegsähnir | gegen Demonstrationen der CISNU 
chen Zuständen“ fabuliert, um die | (iranischer Studentenverband) und | 
Bevölkerung in Anı tzen, | westdeutscher Organisationen. ver | 
Da war von „hochorganisterien Ter- | häny mit brutaler Polizei-Ge 


roristen“ und „mals 
Haktık“ die Rede ( 
28,2.). Pollzeisprecher Neitzel erklär 
te „Manden dieser Größenordnung 


walt durchgesetzt. Dieses Verbot 
wurde damit begründet, die geschäft 
lichen Beziehungen der westdeutschen 
Imperialisten zum Schah-Regime des 


Bürgerkriegs-Obungen in 
Oldenburg — Obungsfall: 
„besetzte Kirche” 


m Morgen des 19.3.74 übte 

die in Oldenburg-Bloherfelde 
stationierte Bereitschaftspolizei 
in der „St.PeterSiedlung” des 
Stadtteils _Bümmerstede das 
Räumen eines besetzten Hau- 
ses” und „Auflösen einer De- 


|Bürgerkriegs-Obung der Oldenburger Bereitschaftspolizei: 


monstration”. Solche Ubungen | 
„schören neuerdings zur Aus | 


Bildung der Bereitschaftspoli 
zisten” _(,Nord-West-Zeitung” 
vom 203.). Eine Polize-Hun- 


dertschaft wurde in 30 „Demon- 
stranten” und 70 „Gesetzeshb- 
ter” aufgeteilt, die dann „nicht 
gerade zimperlich” („NWZ” ) 
aufeinander losgingen. Lautes 
Gebrüll der „Demonstranten”” 
sollte wohl eine gängige Vorstel- 


Iran (Tauschgeschäft Öl gegen Waf- 
fen!) könnte Schaden nehmen. (vg) 
AK 40, $.22) Ebenso brutal ging 
Frankfurts Polizei am 14. und 30. 
Juli vorigen Jahres gegen Bewoh 
der Bleichstraße und der 


mit allerdings politischem Hinter 
grund machen wollten. (vgl. AK 31,8 
31) 


hung von sogenannten „hao 
ten” beleben; leere Bierdosen 
als Wurfgeschosse ersetzten die 
für den „Ernstfall” angenom- 
menen Steine. Auf der anderen 
Seite in mehr als zweifacher 
Überzahl (!) die Uniformierten 
in voller Rüstung (Helm und 
Visier, Schilde, Knüppel, Vier 
Tonnen-Wasserwerfer...). Ein 
satzleiter Hauptkommisar Ar- 
ning zur Eröffnung der „Chao- 


ten”-Hatz: „30 Demonstranten 
haben die alte Josefskirche (1) 
besetzt. Bitte räumen und De- 
monstration zerstreuen”! (Die 
Josefskirche steht leer und dient 
den Kindern als Spielplatz, was 
aber fast nur den Bewohnern des 
betreffenden Stadtteils bekannt 
sein dürfte). 


Zur Gewöhnung und um die 
Zustimmung der Bevölkerung 


Benschlacht“ (oderz.B. die Besetzung 
‚des Bonner Rathauses 1973) den Ab- 
bau demokratischer Rechte (wie De- 
monstrationsrecht) besser maskieren 
zu können. 

Nach den jüngsten Frankfurter 
Auseinandersetzungen wurde von 
Bourgeoisie und Staat auch der Ge 
danke vorgebracht, in Zukunft den 
„Bundesgrenzschutz” zur Nieder 


SIAMESISCHE 


} 


ZuiLLinge I 


Über Frankfurt hinaus sind ua 
folgende Demonstrationsverbote be 
merkenswert: Verbot einer linken 

onsiration in Dortmund 

ot einer Demonstration 
ebenfalls in Dorimund gegen den 
Breschnew-Besuch im Mai 73, Ver 
bot einer Demonstration u.a. der 


CISNU, des KBW und der „KPD“ in 
Köln gegen die politische Unterdrük 
kung im Iran am 1.12.73 (ebenfalls 
mit den „außenpolitischen Belangen‘ 
des BRD-Imperialimus begründet) 
Kin. urchlicher Zusammenhang 
zwischen dem Frankfurter Demon 
strationsverbot Jetzt und den vorher 
chenden Auseinand 
die vier besetzten Hi 
in Folgendem: die Hou 
im Windschatten einer (von der Poll 
zei provozierten) zünftigen „Stra 


schlagung von Demonstrationen ein 
zusetzen. Entsprechende Vorberet 
tungen werden beim DGS auch tat 
sächlich schon getroffen 

„Das Kabinett stimmte dem Vor 
schlag Genschers zu, den Bunder 
grenaschutz (BGS) Kür 
sitze bei Demonst 
walttätig zu werden drohen, besse 
wu schulen.” („FAZ”, 28.2.1974) 


Der Grund ist natürlich nicht 
die Niederschlagung von Dem 

tionen wie in Frankfurt scho 
die Möglichkeiten der Polizei geht 


Vielmehr soll dem 1GS, der ja in den 
ietzten Jahren systematisch zur 
Bürgerkriegsarmee _ umorganisiert 
wurde, Gelegenheit zur praktischen 
Erprobung gegeben werden, soll die 


für onen 


auch im Ernstfall — zu erwirken, 
wurde die Übung unter Ausnut 
zung der Premshetze (Frank 
furt 1) recht „bürgernah” durch- 
gezogen 
„NWZ"-Iericht 

abgestellt neben einem großen 
Foto nur wenige Zeilen ohne je 
de direkte Anspielung auf z.B. 


derartige Polizeiak! 


nicht gerade zimperlich .. ." 


handele es sich um einen ganz 
naheliegenden, „natürlichen ” 
Vorgang; im übrigen verläßt man 
sich auf die Wirkung der Hetz- 
kampagne zu den Frankfurter 
Ereignissen. 

Einen Tag später wurde dann 
noch die Räumung eines be- 
setzten Rathauses geprobt. 


KB/Gruppe Oldenburg 


Bevölkerung an den Einsatz des BGS 
gewöhnt werden und soll schließlich 
auch ein gewisser noch vorhandener 
Widerstand in Kreisen der Polizei ge- 
gen die Zusammenarbeit mit dem 
BGS (vgl. Angriffe der Polizei-Ge- 
werkschaft gegen Ausbildungsmetho- 
den ua. des BGS) abgebaut werden. 


SPD: etwas  reformistischer 
Zucker auf ‚den Polizeiknüppel 


Wie in der BRD insgesamt auf der 
Ebene der Bundesregierung ist es 
auch in Frankfurt die SPD, die als 
Sachwalterin der Kapital-Interessen 

noch konkret den Ausbau des 


staatlichen 
und de 


Unterdröckungsapparata 
Abbau demokratischer 


Rechte vorantreibt 

Zugleich spielt sich die SPD als 
angebliche Reform-Partel auf. Kin 
bezeichnendes Produkt dieses nur 


0 Widerspruchs ist die 


» 
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Resolution des Unterbezirkspartek- 

tags der Frankfurter SPD von An- 

fang Mira (abgedruckt In „ER", 
) 


Polizisten"), heißt es dann in der 
Resolution  vornehm, man müsse 
eine „Feindbildfixierung" bei der 


Polizei verhindern, alle Vorwürfe 
‚genen die Polizei genau untersuchen 
ete. 


„Die Frankfurter Polizei foltert nicht, kapiert!” 


Während die sozialdemokratische 
Polizei-Führung und Stadtbürokr: 
ie die Bullen auf jede Weise 
„scharf” macht (,Chaoten sind 
fchlimmer als SS und SA”, Hin- 
[möglichen Schußwaffeng. 

völlig übertriebene Ge 
schichtchen von „schwerverletzten 


Den Menschen, die gegen die ka- 
pitalistische Boden- und Bauspekula- 
tion kämpfen, wird in der Resolu- 
tion vorgeworfen, sie hätten eine 
„zwanghafte Feindfixierung gerade 
auf eine sozialdemokratische Re- 
formpolitik”. Diese Menschen sind 
es angeblich, die, wie es in der Re- 


gesellschaftlicher Probleme verhin- 
dern und der Reaktion in die Hände 
arbeiten.” — Denn die SPD, gepric- 
sen sel sie, setzt sich ja dafür ein, 
kapitalistische Boden und Bauspe- 
kulation durch Gesetz unmöglich zu 
machen, nur ist offenbar die arb 
tende Bevölkerung „noch nicht s0- 
weit", die SPD dabei zu unterstüts 
zen. Denn wenn es mit den Refor- 
und Reförmchen nicht vor- 


men 
wärts geht, ist nach Meinung der 
„linken” Sozialdemokraten immer 


der rückständige Arbeiter (und na- 
ürlich die  „Chaoten”!) schuld 

Die Wahrheit ist, daß gerade die 
städtische Boden- und Bauspekula- 
tion eine besonders ergiebige Quelle 
der Bereicherung nicht nur für die 
Kapitalisten selbst. ist; sondern auch 
ihre „tegierenden” Politiker profi- 
tieren reichlich von Schmiergeldern, 
von zugeschanzten eigenen Spekula- 
tionsGeschäften u.ä. Und die SPD, 
die in den meisten Großstädten 
„segiert”, steckt daher selbst tief 
im Korruptionssumpf, wozu noch 
lie Verfilzung zwischen der SPD- 
Bürokratie und der gewerkschaft- 
lichen Baugesellschaft ‚Neue Heimat" 
(bzw. deren Tochtergesellschaften) 
kommt 

Seit jedoch - in erster Linie 
durch Aktionen und Aufklärung 
linker Organisationen - die Boden- 
und Bauspekulation bei der Bevölke- 
rung nicht mehr besanders populär 
ist, hängt die SPD auch „Reform"- 


Verschärfte Angriffe des 
„ Westberliner Senats auf Jugendzentren 


in den letzten zwei Jahren sind in 

‚den Arbeitervierteln Westberlins 
eine Reihe von Jugendzentren ent- 
standen, in denen sich vor allem 
Jungarbeiter und Lehrlinge zusam- 
menschlossen, um gemeinsam ihre 
Probleme in Familie und Betrieb an- 
züßehens-Der Versuch des Senatsund 
der Bezirksimter, die Bewegung in 
reformistische Bahnen zu lenken, wur- 
de von den Jugendlichen unter der 
Forderung nach Selbstorganisation 
der Jugendzentren bekämpft, Über 
die Abwehr der Integrations- und 
Bevormundungsversiche der Ju- 
gendbehörden hinaus, begannen die 
Jugendzentren die Probleme der Men- 
schen in ihrer Nachbarschaft aufzu- | 
greifen, Sie kümmerten sich um Spiel- | 
plätze, beteiligten sich an Mietkam- | 
pagnen und halfen ausländischen Ar- | 
beiterfamilien. | 


Demonstration gegen die Zerstörung 
Zerstörung der „Putie” 


Zwei Beispiele aus Schöneberg und 
Wedding sollen veranschaulichen, wie 
die in Westberlin regierende Soziak 
demokratie gegen die Jugendzentren 


vorgeht 
Am Donnerstag, dem 28.3.74 
wegen mittag, ließ der SPD-Jugend- 


stadtrat Schmidt durch den brutalen 
Kinsatz von 300 Hullen die soge 
nannte 
erger Jungarbeiter- und Sehukerzen. 
s (8382) rlumen, in der sich zu 
Zeitpunkt etwa 30 Jugen 
 aufhielten. Dies ge 
Schmidt vorher einer 
Verhandlung mit den fonen 
‚ndlichen, Kindern und deren EI 
n Donnerstagabend zugestimmt 


Mittelbaracke" des Schöne- | 


Das SISZ arbeitete seit der Durch- 
setzung eines Nutzungsvertrages im 
März 1972 als selbstverwaltetes Ju- 
gendzentrum auf dem bezirkseigenen 
Barackengelinde an der Belziger 
Straße in Schöneberg. Obwohl zwei- 
mal Teile der Baracke durch Brand- 
stiftung zerstört wurden, richteten 
die Jugendlichen und Kinder sich die 
erhaltenen Teile zur Benutzung her. 
Die vermutlich durch Faschisten ver- 
ursachten Schäden dienten dem: Be 
zirksamt als Vorwand, die „Mittel- 
baracke”, in der das SISZ eine er- 
folgreiche Kinderarbeit durchführte, 
abreißen zu lassen. Den Vorscl 
des SISZ, die übriggebliebenen Ba- 

‚cken für 3.000 DM selbst wieder 
instandzusetzen, lehnte das Bezirks 
amt ab, stattdeisen war es lieber be 
reit, die 40.000 DM Abrißkosten zu 
tragen. 


von Jugendzentren, wenige Tage vor 


Das Engagement der Mitglieder 
des Jugendzentrums ‚in der Vertei 
digung ihrer Arbeit, gab dem Bezirks 
amt Anlaß, den Nutzungsvertrag für 

| die restlichen Maracken fristlos zu 

kündigen. Demagogisch erklärte sich 

SPD-Stadın 
zu verhandeln, allerdings nicht mit 

‚dem derzeitigen Vorstand des 8182 
weil der angeblich das hintere Tor 
zum Gelände zugeschweißt und damit 

schweren Vertragsbruch be 


‚Aus dem Vorgehen der SPD und 
det Darstellung der Vorgäny 
SISZ in der bürgerlichen 
den Jugendlichen klar geworden, dad 


ihnen am besten geholfen ist, wenn 


sie sich zusammenschließen und sich 
selbst helfen. Die Konsequenz ist eine 
verstärkte Aufklärungsarbeit in den 
umliegenden Straßen und eine breitere 
Einbeziehung der Eltern in die Arbeit 
des SISZ. 

Die Bürgerinitiative „Putte" im 
Wedding wurde vor-1 1/2 Jahren von 
Jusos initiiert, mit dem Ziel, einen 
Abenteuerspielplatz auf dem brach. 
liegenden Gelände Puttbussenstraße- 
Ecke Rügener Straße aufzubauen. Di 
mit sollte dem Mangel an Spiel- 
flächen für Kinder etwas abgeholfen 
werden, denn selbst nach amtlichen 
Normen war in diesem Teil Weddings 
bis zu diesem Zeitpunkt nur 11% der 


solution mit: schweinischem Zynis« 
mus heißt, „eine rationale Lösung 


pläne zum Bodenrecht etc. raus. Die 
Frankfurter SPD z.B. hielt es erst 
im Juni 1973.(1}) überhaupt für 
nötig, „Richtlinien zur Boden- und 
Wohnungspolitik der Sozialdemokra- | den Zuständen zu erkennen, schelt 
ten in Frankfurt” _rauszuhängen, | bare Lösungsmöglichkeiten anzubie 
während sie jetzt ihre Politik v0 r | ten, die „längsten Auswüchse"" behuf 


hie 


ist auf Seiten der Boden- und Dau- 
spekulation. 

Das Geschäft der SPD Ist es, Un- 
zufriedenheit im Volk mit bestehen- 


Straßenschlacht nach der Demonstration am 23.2.1974 gegen die Zer- 
störung dor besetzten Häuser 


dem Juni 73 selbst für „fehlerhaft'" 
erklärt (Resolution des Unterbezirks- 
parteitags). Diese 
konnten indessen natürlich den Ab- 
riß der Häuser Bockenheimer Land- 
straße/Schumannstraße u.a. nicht 
verhindern, denn ‚Gesetz ist Gesetz’ 
(Resolution: „unabweisbare Rechts- 
verbindlichkeiten"), und das Gesetz 


sam zu beschneiden und diejenigen 
politischen Kräfte als „reformfeind- 
liche Chaoten” etc. zu diffamieren 
und zu isolieren, die mehr wol 
len als nur ein Herumschnibbein 
den „Argsten Auswüchsen”. 


KB/Gruppe Frankfurt 
und AK-Redaktion 


„‚Jugendpolitik nach Art der SPD’ — das lien Polizei und Abbruch-Trupps 
vom ehemaligen Schöneberger Jugendzentrum (SJISZ) übrig. 
einen Nutzungsvertrag für das Jugend- | des Kräfteverhältnisses davon Abstand 


Schmidt. bereit erneut | 


zentrum zu sabotieren und die Räi 
mung des gesamten Grundstücks zum 
1.4.74 anzukündigen. | 


senen Spielfläche vorhanden 
Da sich auf dem Gelände, das das | 
Bezirksamt Wedding zur Verfügung 

) stellte, ein z.T. leerstehender Altbau 
befand, ging man im Frühjahr 73 
daran. dort einen Jugend- und Scht- | 
ierladen einzurichten. Vor einem hal- | 
ben Jahr bezogen 16 Jugendliche, | 
die sich in den Projekten der Putte | 


| 
| für die Bevölkerungsdichte angemes- | 


In den vorangegangenen Verhand 
lungen war es bereits zu einer Ab 
spaltung von den Jusos gekommen, 
die sich auf die faulen Kompromisse 
des Herrn Sötje einlassen wollten. 


| Zur Räumung des Schöneberger Jugendzentrum (5.52) war die Polizei 
| Angerückt, wie zu einem mittleren Feldzug. 

engagiert hatten, „illegal“ einen Teil | Sötje bot als „Alternative” 43 qm 
der erstehenden Wohnungen des | Ladenfläche an (die Putte hatte 
" {hrer bisherigen mise 1.800 qm!), die er vorher selber aus 


rablen Wohnsituation herauszukı hygienischen Mängeln abgelehnt hat 
men. Durch die kollektive Lebens | 16 


weise in Wohngemeinschaften ver- | 
chen sie sich auch besere MÖp-| Gegenüber anderen Westberliner 

e Arbeit in den Projek- | Jugendzentren hat die Putte früher 

ten der Putte fortzusetzen | besonnen, die Bevölkerung der an 
Die „illegale“ Besetzung der leer: | liegenden Straßen über ihre Arbeit 
stehenden Wohnungen lieferten dem | zu informieren und zunächst hatte 
Weddinger SPD-Jugendstadtrat Sölje | es don Anschein, ala ob die „Putte" 
den Vorwand, die Verhandlungen um | aufgrund einer richtigen Einschätzung 


nehmen würde, die gesamte Weatber- 
liner Linke zu einer spektakulären 
Besetzungsaktion zusammenzukarren. 


Auf einer Veranstaltung der Putte 
am 29.3.74 im Audi-Max der TUB 
wurde ausgeführt, daß beim gegen- 
wärtigen Kräfteverhältnis eine Beset. 
zung der Putte nur symbolischen 
‚Charakter haben kann und daß es 
darauf ankommt, die Bevölkerung 
der umliegenden Straßen für das Ju- 
gendzentrum zu gewinnen. 


In den letzten Tagen scheint diese 
Klarheit unter dem wachsenden Ein- 
fluß der bei allen Aktionen auf. 
tauchenden Spontis, zu denen auch 
die Freunde der Gruppe „KPD und 
die Ableger des KBW, die KHG zu 
zählen sind, gewichen zu sein. Aus 
seklügelte Barrikaden- und Vorwarn- 
systeme nehmen die Leute der Putte 
und ihre neuen Freunde derart in 
Anspruch, daß für die Arbeit Im Stadt 
teil kaum noch Zeit bleibt. Genährt 
wird dagegen die Illusion, die Putie 
eine Stunde, zwei oder vielleicht einen 
ganzen Tag „verteidigen“ zu können, 


Der Westberliner Senat und die 
Jugendämter haben in dem Moment 
eine Offensive gegen die Jugendzent 
ron gestartet, in dem sich die Jugend 
lichen der Bevormundung der off 
ziellen Stellen entaogen und sich 
selbst zu organisieren begannen, Die- 
ser Prozeß st für die Nerrschenden 
eine Gefahr, weil damit eine Los 
!osung von der reformistischen Ju: 
endpoliik der SPD verbunden ist 


Um den Ki 
führen, 


pf erfolgreich au 
sollten sich die Genossen in 


Forts, nöchste Saite 


| 
, 
| 
{ 


‚Arbeiterkampf 


42/April 1974 


m Mittwoch, dem 3.4, übten 

t 350 Bremer Bullen, unter“ 

stützt von 40 Mann des berüchtigten 

‚Spezlalmordkommandos GSG 9, den 

Ermstfall. Und so war diese Not- 
standsübung angelegt! 


Drei „Terroristen” sollten eine 
Chartermaschine auf dem Flug von 
Amsterdam nach Bremen in ihre Ge- 
walt bekommen haben. Als Charter- 
maschine diente eine schrottreife 
Noratlas (warum wohl eine schrott- 
reife? ), Die „Terroristen” forderten 
die Freilassung von in Frankfurt in- 
haftierten „Bandenmitgliedern”. Um 
7.30 Uhr war beim Kommissar vom 
Dienst die „Alarmmeldung” einge- 
wangen, $ Minuten später waren die 
Mordbuben des GSG 9 aus Bonn in 
fünf Hubschraubern unterwegs, die 
‚Alarmzeit für die Bremer Bullen von 
höchstens einer Stunde wurde noch 
unterschritten. Um 8.15 Uhr landete 
die Maschine, um 9.30 Uhr waren 
alle eingesetzten Kräfte auf dem 
Flugfeld:  Präzisionsschützen, das 
‚Spezialkommando GSG 9, alle Be- 
amten des gehobenen Dienstes des 
Polizeiabschnittes Süd, die 2. Ein- 
satzhundertschaft der Schutzpolizei 
und eine Hundertschaft der Bereit- 
‚schaftspolizei. Erst auf dem Flugfeld 
‚erfuhren die Bullen, daß es sich um 
eine Übung handele, Und weiter: Im 
Polizeihaus war eine zentrale Befehls- 
stelle eingerichtet worden, eine wei- 
tere auf dem Flugfeld. Einem der 
„Terroristen” wurde nun gestattet, 
keine „Gesinnungsgenossen” (so die 
„Bremer Nachrichten” vom 4.4.) aus 
‚Frankfurt mit dem Wagen abzuholen. 
Als Fahrer diente ein weiterer Bulle. 
Der‘Bullenterrorist wurde dann auf 
der Autobahn bei Groß Macken- 
stedt von seinen niedersächsischen 
Kollegen überwältigt, Zuvor war 
Versuch auf dem Flughafen geschei 


tert, dei dem zwei als Tankwart ver-. 
kleidete Bullen die drei „Entführer" 
Überwältigen wollten. Ein Tankwart- 
bulle wurde dabei „erschossen”. 


„Dramatisch” war dann das Ende: 
Einsatzleiter Krawinkel, Chef der 
Bremer Schutzpolizei, hatte durch 
einen Trick die beiden übriggeblie - 
denen Geiselgangsterbullen aus der 
Maschine gelockt. Im gleichen Mo- 
ment flogen von hinten zwei Hub- 
chrauber desGSG 9 an, die Spezialis- 
ten sprangen von den liegenden Hub- 
schraubern ab und überwältigten die 
beiden. Damit war die Übung be- 


Begrindet werden solche Ubun- 
‚gen immer mit der Notwendigkeit, 
gerüstet zu sein gegen Anschläge 
„terroristischer und anarchistischer" 
Gruppen. Nachdem die meisten Mit- 
glieder der RAF („„Baader-Meinhof- 
Gruppe”) verstreut in westdeutschen 


Forts. Jugendzentrum 


den Jugendzentren weniger auf die 
Sprüche der sporadisch erscheinen- 
den „dogamtischen” und „undogma- 
tischen” Freunde verlassen, als viel- 
mehr im Vertrauen auf die eigene 
Kraft die politische. Auseinander et- 
tung zu führen und gewonnene Ein- 
‚hätzungen au vertreten. 


Genome aus der Westberliner Ver- 


Inzwischen wurde die „Putte” von 
der Polizei gesrürmt und gewaltsam 
‚geräumt, Eiwu 50 anwesende Jugend: 


liche wurden - ohne Widerstand zu 
leisten - vorübergehend fstgenom- 
men. Unter Polizeischurz und gegen 
recht sturken Protest aus der De 
ölkerung, 3.T, auch aus Betrieben 
(amt Bericht aus Westberlin) wurde 
mit dem Abriß des Hause begonnen 


Notstandsübung 
N imgroßen Maßstab 


Gefängnissen sitzen und dort phy- 
sisch wie psychisch fertiggemacht 
werden, braucht die westdeutsche 
Bourgeoisie einen neuen Buhmann, 
um solche Aktionen rechtfertigen 
au können. Vorbereitet wurden sie 
dann stets durch Meldungen in der 
bürgerlichen Presse über angebliche 
Ausbruchspläne von RAF-Mitglie- 
dern (wer sollten denn die vier 
in Frankfurt sitzenden „Gesinnung 
genossen" sein? I), über die angeb- 
liche Existenz von „Nachfolgeorga- 
nisationen" der RAF, od in 
man in Westdeutschland gerade nichts, 
findet, schwirren eben 14 arabische 
„Terroristen” durch Europa, oder 
üben das Tauchen vor der australi- 
schen Küste. Auf diese Art und Weise 
wird versucht, in der Bevölkerung 
eine Stimmung zu erzeugen, in der 
der Ruf nach der ordnenden Macht 
des Staates und seiner Organe immer 
lauter wird, 


Weiterhin dienen solche Not- 
jsübungen neben der Erprobung 
militärischer Einheiten dazu, die Be- 
völkerung an das Bild von bis an die 
Zähne bewaffneten Bullen und Pan- 
zerwagen zu gewöhnen. So erklärte 
NRW-Innenminister Weyer anläßlich 
der Jagd auf Baader-Meinhof; „Die 
Bevölkerung muß an den Anblick 
von mit Maschinenpistolen Bewalf- 
neten genauso gewöhnt werden wie 
ans Steuerzahlen".! (AK 15/Febr. 72) 


Und so sah es auch in Bremen 
aus: „Der Flughafen glich gestern 
für fast fünf Stunden einer belager- 
ten Festung. Panzerwagen auf der 
Rolibahn, schwerbewaffnete Pollzis- 
ten auf Patrouille. In der Stadt 
wimmelte, es von Kradfahrern der 
‚Polizei”!! („Bremer Nachrichten” 
44). 

Notwendig sind solche Ubungen 
dann, weil „linke Anarchisten” oder 
arabische Terroristen” doch so sehr 
unser aller Sicherheit bedrohen. Auch 
in Bremen kann's passieren, oder, so 
‚der Bremer Polizeipräsident Erich von 
Bock und Polach: „Wir würden uns 
etwas vormachen, wenn wir glaubten, 
daß unser Flughafen davon ausgenom: 
men wäre.” („Weser-Kurier", 4.4.) 


Weiterhin soll unter den Bullen 
die Stimmung erhalten bleiben, die 
es ihnen unmöglich macht, 
ruhig zu schlafen, ofin 
gebet mit dem Zusatz gesprochen zu 
haben: „Und beschütze mich vor den 
Linken”. Wohin das führt, haben wir 
anläßlich der Jagd auf Baader-Mein- 
hof gesehen: die Knarre saß bei vie- 
len Bullen so locker, daß einige harm- 
lose‘ Verkehrssünder oder kleine 
Autodiebe gleich mit  abgeknallt 
wurden. 


Wir schen also, daß mit solchen 
Notstandsübungen neben dem mili- 
tärischen Aspekt auch politische und 
ideologische Ziele der Kapitalisten 
und ihrer Handlanger verfolgt werden. 
Die militärischen Ziele beschreibt der 


sagen, daß er am Schluß eine zu 
Mindest mißreritindüche Wendung 
hat. Wir sind selbstverständlich nicht 
der Meinung, daß z.B. Jugendzeniren 
am besten „sich selbst überlassen 
bleiben sollten, daß es keine „Ein- 
mischung von außen” geben solle 
‚Eine, Unterstützung {und zwar nicht 
nur materiell, sondern z.B. auch durch 
politische Hinweise) durch linke Or- 
ganisationen kann durchaus nätzlich 
wein. Ste it dies allerdings nicht, 
wenn Vertreter mancher Organise“ 
Honen satsächlich nur sporadisch auf: 
tauchen, um der Aktion eine Rich 
tung zu geben, die in der Sache 
nicht welterführt, sondern nur dazu 
dient, der betreffenden Organisation 
einen aufregenden Artikel für ihre 
Zeitung zu liefern („Unter Führung 
der KPD des KBW" er.) 
und ihre verzerrien Vorstellungen 
von der Wirklichkeit wieder mal zu 
„bestätigen“ („Die Massen wollen 
nach lunks", „Die Massen halten sich 


nicht mehr an die bürgerlichen Ge 
. 


leitende Polizeidirektor Walter K: 
winkel, der Chef der Bremer Schut 
polizei, wie folgt 

„Es galt festzustellen: 


D welche Zeiten für die Alarmierung 
Benötigt werden, 


D wieviel Einheiten und Kräfte für 
den Ernstfall tatsdchlich gebraucht 
werden, 


D ob die eingeteilten Führungskräfte 
in der Lage sind, die Situation rich“ 
tig zu beurteilen und die notwendigen 
Entscheidungen zu treffen, 


DD In welcher Weise sich der für den 
Flughafen zuständige Bundesgrenz- 
schurz und die Spezialeinheit GSG 9 
aus Bonn-Hangelar in die Maßnal 

men der Polizei integrieren lassen.” 


Die wichtigeren Ziele benennt der 
Chefbulle natärlich nicht, nämlich 
daß es gilt, die Kommunisten hinzu- 
stellen als volksfeindliche Terroristen, 
die verboten gehören. Weiterhin soll 
die Bevölkerung an das Bild schwer- 
bewaffneter Bullen gewöhnt werden, 
und die Bullen selbst sollen auf Linie 
gehalten bzw. gebracht werden. Als 
solches reihen sich diese Maßnahmen 
ein in die allseitigen Angriffe der 
Kapitalisten auf die Rechte und 
Lebenssituation der Arbeiterklasse. 
Unsere ‚ Aufgabe. als Kommunisten 
muß es sein, in der Arbeiterklasse 
Klarheit darüber zu schaffen, damit 
die Verteidigung und der Ausbau 
der Positionen der Arbeiterklasse 
erfolgreich in Angriff genommen 
werden kann. . 


Sympathisanten-Gruppe Bremen 
des KB 


Es geht gegen 


Kampf der reaktionären Schüler- Mertrvsnnge Verona EN in 
‚Schleswig-Holstein ‚der Schülervertretung der Ki 


STADTSCHÜLERRAT/KIEL 
Schälervertretung der Kieler Oberund 
Berufsbildenden Schulen 

der Vorsitzende des Vorstandskoliek- 
fivs 

Kiel, den 16. Februar 1974 
PRESSEERKLÄRUNG 
Breiter Widerstand gegen die SVV 


Die Mitgliederversammlung des 
Stadtschülerrats/Kiel lehnt den Ent» 
wurf einer SV-Verordnung für Schles- 
wir-Holstein entschieden ab. Diese 
Verordnung schränkt das Recht auf 
freie politische Betätigung in Ausbils“ 
dung und Beruf stark ein und enthält 
jein. umfangreiches Instrumentarium 
zur Disziplinierung fortschrittlicher 
Schüler. 

1 fortschrittliche SV-Arbeit soll 
unmöglich gemacht werden. Die SV- 
Verordnung steht in einer Reihe mit 
Maßnahmen, wie dem Landeshoch- 
Jschulgesetz, den Notstandigesetzen, 
den Berufsverboten und den Bestim- 
mungen zur Arbeit politischer Schi- 
Ierzranpen Sana don Beuheatar 


Im einzelnen wird der Schülerver- 
retung das Recht auf pollfische Stel- 
hungnahme zu allen Fragen abgespro- 
chen, den Schülern wird die Möglich- 
keit zur Kontrolle der SV-Arbeit ge- 
nommen — stattdessen erhalten Schul- 
bürokratie und Rektoren umfassende 
[Rechte zur Reglementierung der SV- 
Arbeit, indem z.B. der Schulleiter 
Flugblätter zensieren und verbieten 
‚kann. Einheitliche Kreis- und Landes- 
Ischülervertrerungen der Schüler aller 
[Schularten sind verboten. 

Eines der wesentlichsten Mittel po- 
Iitischer Disziplinierung in der SV- 
Verordnung ist der $ 21, der dem 
1LSA.die Möglichkeit gibt, Schülerver- 
Ireter für zwölf Monate abzuserzen. 
[Den Schülern wird hier erneut das Un- 
terrichtsboykotirecht abgesprochen, 
Ider Extremistenerlaß wird auf Schü- 
lerverireter ausgedehnt, indem sie 
nicht gegen die sogenannte „freineit- 
teh-demokratische Grundoranung“ 


‚Auch die Direktwahl von 
‚Schulsprechern wird in Zukunft nieht 
mehr möglich sein. Nach der SV-Ver- 
ordnung hat der Schulleiter das Recht 
SV-Veranstaltungen zu verbieten und 
die Tagesordnung zu zensteren, Die 
Vollversammlung. aller Schüler soll 
nicht höchstes Entscheldungsorgan 
der SV einer Schule sein, sondern die- 
se Aufgaben sollen einem Funktio- 
ndrsgremium übertragen werden. 

Stattdessen fordert der SSR: Eine 
SV mit. politischem Mandat, unzen- 
hHerte schwarze Breiter, Schul- und 
Wundzeitungen. Eine ungehinderte 
ugblattverteilung Inder Schule eben- 
0 wie den ungehinderten. Verkauf 
unzensterter Schriften in der Schule. 
Außerdem müssen gefordert werden: 
das Recht auf jederzeit mögliche Vol- 
versammiungen zu jedem Thema in el- 
‚gener Verantwortung sowie die aur- 
schließliche Verantwortung der SV 
vor den Schülern, Entfernung des Ex- 
tremistenerlasses für Schilervertreier. 

Und wenn wir als Schüler gegen 
die SYV angehen, so fordern wir da- 
mit ja keine Narrenfreiheit, keinen 
Freiraum für Schüler sondern treten 
dafür ein, daß die Schule an den Be- 
dürfnissen und Interessen des Volkes 
ausgerichtet wird. Das Volk — und 
damit auch Eltern und Lehrer - ist 
‚sehr wohl daran interesslert, daß in 
der Schule die Probleme der Schüler 
behandelt werden und Schüler sich 
z.B. gegen reaktiondre Unterrichtsin- 
halte oder gegen den Lehrermangel 
zur Wehr seizen. 

Der Widerstand gegen die SYY ist 
deshalb nicht allein Angelegenheit der 
Schüler sondern im Interesse der Be- 
völkerung. Zu Maßnahmen des SSR 
‚gegen die SVV kündigen wir an, daß 
Zunächst eine umfassende Informatt- 
onsarbeit geleistet werden muß und es 
muß versucht werden, zum Termin der 
Anhörung den Wideratand der Schüler 
sichtbar werden zu lassen. Auch wird. 
eine weitergehende Zusammenarbeit 
mit den Schülervertretungen anderer 
Kreise vom SSR/Kiel in dieser Frage 
gesucht. . 


den “inneren Feind“ 


ES geht gegen den imm 

Großkampfverbandes des Heimatschutzkommandos (HSK) 13 in Schleswig- 
Holstein, Beten le vom 6.12.79 bi 14.12.73 In Eggebek In der Nihe von Flensburg 
stattfand. In verschiedenen Artikeln im ARBEITERKAMPF sind wir schon 
auf die im Zuge di ‚verstärkt vor sich gehende Ausrichtung auf 


der Frankfurter 
Entwicklung. Daß 


3. Jagdbattaillon 713 des 
. das, um einsatzbereit zu 

sein, in kürzester Zeit mit Reservi- 
sten aufgefüllt werden kann, wurde 
instruiert. Ein Oberstleutnant gab zu 
verstehen, daß im Kriegsfalle wichti- 
ge Einrichtungen im Hinterland, wie 
punkte, Elektrizitäts- 
und...und...zu 


Zu schützen natürlich vor dem 
„gefräßigen roten Ostblock”, der am 
iaufenden Band die Abrüstungsbe- 
mühungen des „friedlichen, freiheit- 
lichen Westens” sabotiert. Um das 
belegen” zu können, wurden eigene 
‚graphische Darstellungen des nach 
deutschen Landen gierenden Ost- 
blocks per Projektor vermittelt, Aber 
der Oberstleutnant beruhigte: Man 
sei ja zum Schützen da, und wie man 
am besten schützt, das zeige larael (") 
besonders gut, deshalb habe gerade 
die Bundeswehr schr vie aus dem 
Ietzien Krieg gegen die Araber se- 
lernt. Daß dabei der Herr Oberst- 
leutnant bei diesen seinen. Erklärun. 
gen offen dem Zionismus huldigte, 
ist nicht verwunderlich, kennt man 
doch die guten Beziehungen des 
BRD-Imperialismus zu den Zion 
sten, 

Dies alles jedoch, »0 der „Ober 
schützer”, sei nur ein Teil des Auf. 
trags, den das HSK zu erfüllen habe 
Im Frieden würden wichtige Aufga 
ben anfallen, So könne «x in „unwrer 
unruhigen Zeit" möglich werden, daß 
„das HSK die Polizei oder den Bun: 
desgrenaschuta zu unterstützen ha 
be“, um „unsere (reiheitlich-demo- 
kratische Ordnung zu schützen oder 
sie wiederherzustellen"!!! 

Man bräuchte sich ja nur zu be 


Fürstenfeldbruck, bei der KPD- 


aschisierung 
‚den „inneren Feind’ tan ann man en er 
sen. Der erst jüngst in Erwägung gezogene Einsatz von BGS-Truppen während 

wirft nur noch einmal ein Schlaglicht auf diese 
las HSK sein Licht nicht unter den Scheffel stellen 
will, verwundert kaum weiter, spricht doch der Name 
do” für sich. Doch lassen wir die Herren Heimatschätzer 


zu Wort kommen. 
hauserstürmung in Bonn und bei den 
Hausbesetzungen in verschiedenen 
Großstädten. 

Auf die Kriegsdienstverweigerer 
war der Herr Oberstleutnant aller- 
dings sauer, denn sie würden bei 
lei Plänen doch glatt behaupten, daß 
das militärische Eingreifen in unsere 
Demokratie dann schr einfach 
Dem wäre allerdings überhaupt nicht 
so, denn im Parlament müßten erst 
einmal zwei Drittel der Abgeordne 
ten für ein solches Eingreifen sti 
men, und das wäre völlig ausgeschlös- 
son. Allein daran ließen sich schon 


die Lügen der erkennen, 
die a ehaupeen a Satiten var 
Kisket die Nisserwerfung von Surike 


BET würte man rein 


gegen „Chaoten” und „Terroristen“ 
vorgehen. 

Zum Abschluß dieser grundsätal- 
‚chen Darlegungen der Aufgaben des 
HSK ging man in die Praxis und sl- 
belte nach eingehenden Scharfschieß- 
übungen eine „äber Fehmarn einge 
fallene rote Befreiungsarmeo“ nied 
Die Übung war über alle Maßen 
folgreich. 


Hauptfeind - die Arbeiterklasse 


Zeigt sich auf der einen Seite, 
‚daß die westdeutsche Bourgeoisie von 
ihren alten Revanchismus-Plänen kei 
neswegs gelassen hat, wo legen die 
Kapitalisten verstärkt Wert auf die 
Ausrichtung Ihrer Kampftruppen ge 


wen den „Inneren Feind“. Wer der 
‚Innere Feind” ist, zeigt die Tat 
he, daß trotz aller Den 


big von Bundeswehr, 
'heiten die Zerschlagung von 
woprobt wird (siehe AK 3% 


jundeswehrübung gegen Streikon 


Dad bedentet nichts anderes als die 
Vorbereitung der Bourgeoisie auf stär- 
kere Klassenauseinandersetzungen in 
‚der Zukunft, auf Auseinandersetzun- 
‚gen, die auch einen stärker militan- 
ten Charakter tragen. 

Als im Januar 1906 Truppen in 
‚die wirtschaftlichen Kämpfe des Pro- 
letariats in Hessen und Preußen ein- 
griffen und zum Schutze der Kapitali- 
sten zu den Walfen griffen, geißelte 
Karl Liebknecht den Truppeneinsatz. 
und richtete seine Worte gerade an die 
rekrutierten Söhne der Arbeiterklas- 


„Wer ist der innere Feind? Auf 
Vater und Mutter, Bruder und Schwe- 


aufs Blut, die euch und eure Väter, 
Mütter, Brüder und Schwestern, Kar 
meraden, Kollegen und Geiinnungs- 
‚genossen von Kindesbeinen an aus 
Deuter und unterdrückt! 

‚Der innere Feind, das sind eure 
Väter, Mütter, Brüder, Schwertern 
und Freunde, das ist das gesamte Pro- 
letariat und alles, was nicht mit der 
herrschenden Reaktion durch dick 
und dünn geht; der innere Feind: 
‚Das seid noch heute Ihr selbst! Und 
das werder nach eurer Entlassung 
wieder sein Ihr selbst! 

Ihr selbst, die Ihr um Kampf ge- 
‚gen diesen inneren Feind aufgerufen 
werdet, zum Kampf gegen euch 
selbst.” 

(Aus 
‚blutigreisernes 

krutenabschied‘, 22. September 1906) 
Ki/Gruppe Kiel 


ne 


A 


‚Arbeiterkampf Nr. 42/April 1974 


Forts, Kinderschule 


den und daß eine Einigung nach Ge 

schmack von Stadt und GV nur gegen 

and von Eltern und He 
nde kommen würde, veran- 
laßte der Übergeordnete GV den un- 
mittelbar zuständigen Kirchenvor- 
stand zu einem schärferen Vorgehen 
enen die KSF. 

DOffene und auch ausgeschriebene 
Stellen wurden nicht besetzt, ob- 
wohl entsprechende Bewerbungen 
vorlagen; 

DEin Plattenspieler wird vom KV 
nicht mehr ausgeliehen, Telofona- 
te werden nicht mehr zugelassen, 
‚der KV-Vorsitzende ist für KSF- 
Vertreter nur noch in seiner Öf- 
fentlichen Sprechstunde zu spre- 
chen; 

OKV und GV verhandeln nur noch 
mit der von ihnen angestellten 
hauptamtlichen Kraft. Durch mas- 
sive Drohungen („wenn Sie dies 
oder das nicht machen, können 
Sie sich einen neuen Job suchen“) 
versuchen sie, deren Loyalität zu 
erpressen. 

Gegen diese Angriffe setzien sich die 

Eltern und Mitarbeiter zur Wehr. Mit 

‚Flugblättern und einer Unterschrif- 

tensammlung nahmen sie den aktiven 

Kampf um die KSF auf. Um die Be- 

wohner des Viertels stärker in den 

Kampf um die KSF einzubeziehen, 

wurde eine Bewohnerzeitung 

An“ herausgegeben, in der die 

einandersetzung mit Stadt und Kir- 

‚che ausführlich dargestellt wurde, 


Kirchenbürokratie läßt „sozialı 
Maske endgültig fallen I 


Am 14.3. erfolgte die Schließung 
‚der KSF, nachdem ein Ausschuß des 
GV einen entsprechenden Beschluß 
gefaßt hatte. Übet die beabsichtigte 
Schließung wurde die hauptamtliche 
Kraft nur 24 Stunden vorher infor- 

„ miert, Trotzdem gelang es den Mitar- 

@" beitern noch, die Eltern und Kinder 

für den nächsten Tag zu mobilisieren, 

#0 daß der Vertreter des GV, Hı 

bert Urbrock, ungefähr 50 bis 

Menschen gegenüberstand, die von 


für den nächsten Tag zu mobilisieren, 
30 daß der Vertreter des GV. Her- 
bert Urbrock, ungefähr SO bis 60 
Menschen gegenüberstand, die von 
ihm empört Auskunft und Begrün- 
dung für die Schließung verlangten. 


Mit Sprechchören und Empörung empfingen Eitern, Kinder und freiwillige 
Helfer den Kinderbürokraten Herbert Urbrock (links im Bild) und verhinder- 


ten die Schlioßung der Kinderschule. 


‚Als sich der Herr Kischenvertreter 
auf bloßes „zur-Kenninis-nehmen“ 
der Forderungen der Eltern und Mit- 
arbeiter beschränkte und schließlich 
‚die Übergabe des Schlüsels verlangte 
und die KSF dichtmachen wollte, be- 
zten die anwesenden Eltern, Kin- 
der und Mitarbeiter die KSF. Trotz 
massiver Drohungen mit der bürger 
lichen Justiz (Hausfriedensbruch etc.) 
und trotz Erscheinen der Polizei wur 
de die KSF nicht geräumt, sondern 


a # 


Die Kinderschule wird besetzt. Der Unt 


gative Einstellung und destruktive 


‚such keine Aussicht mehr, bereitwil- 


besetzt gehalten, so daß Urbrock und 
Polizei unverrichteter Dinge wieder 
abziehen mußten. Gegenwärtig wird 
versucht, die Kinderarbeit auch un- 
diesen Umständen (Besetzung und 
'ändige Gefahr einer Räumung) so 
‚gut wie möglich weiterzuführen. 


Was steckt hinter 
der „Schließung? 


In der Begründung des Ausschus- 
ses des evangelisch-lutherischen Ge- 
‚samtverbandes heißt es: 

„Der Gesamtverband ist entschlos- 
‚sen, auch in Zukunft die Arbeit für 
die Belange der Bevölkerungsgruppe 
Im Gebiet der Finkenstraße aus Kir- 
‚Chensteuermittein zu fördern. Br hält 
es jedoch für erforderlich, daß die 
Arbeit in der jetzigen Einrichtung 
vorübergehend stilgelagt wird. 

Während dieser Pause sollen die 

Verhandlungen mit der Stadt zum 
‚Abschluß gebracht werden, damit. 
— die unzulänglichen Räume in der 
‚Finkenstraße 26 erweitert, umgebaut 
und funktionsgerecht ausgestattet und 
— durch Gewinnung neuer Kräfte 
eine qualifizierte und den Bedürfnis- 
sen der Kinder und Eltern entspre- 
‚chende Arbeit gewährleistet wird.“ 
(BBZ vom 15.3.1974) 

Tatsächlich ist es so, daß nach 
mehrfacher Aussage des Herrn Ur- 
rock die Pläne für eine Renovierung 
noch längst nicht fertig sind, d.h. 
daß eine Renovierung und Erweite- 
rung noch gar nicht beginnen kann, 
‚Auch für den Abschluß der Verhand- 
lungen mit der Stadt und die „Ge- 
winnung neuer Kräfte“ ist eine sofor- 
tige Schließung der KSF wohl kaum 
notwendig. Warum werden dann von 
einem Tag auf den anderen 60 Kin- 
der auf die Straße gesetzt und wieder 
vollkommen sich selbst überlassen? 

In der Erklärung des Gesamtyer- 
bandes heißt es dazu, ;.daß eine Zu- 
‚sammenarbeit mit diesem Kreis (die 
Helfer- die Red.) nunmehr vollends 
unmöglich geworden ist“. (BBZ, 
15.3.74) Den Helfern wird eine „ne- 
gative Einstellung und destruktive 
Haltung 


schaft‘“ vorgeworfen. (NZ vom 15.3 
Haltung zum kirchlichen Träger‘ 
und „mangelnde Kompromißberei 
schaft!“ vorgeworfen. (NZ vom 15.3.) 

Weiter heißt es:„Offenbar besteht 


lige Mitarbeiter (bereitwillig wozu? !) 
us diesem Kreis zu gewinnen, da sich 
in kritischen Augenblicken !) alle 
immer wieder miteinander solidarisie- 
ren (!)." (Erklärung des GV, nach 
BBZ vom 15.3.) 

Die Katze ist also aus dem Sack! 
Das Gerede von der anstehenden Er 
weiterung, die ohnehin erst im Herbst 
frühestens durchgeführt sein soll, 
dient nur als Vorwand, hinter dem 
sich glasklare politische Ziele verber 


‚erricht geht weiter, obgleich die Kr 
che die Gelder wperrie und die maiskkemokratische Stadtverwaltung ständig, 
mit polizellicher Räumung droht. 


gen. Stadt- und Kirchenbürokratie stos- 
‚sen sich an der inhaltlichen Arbeit der 
KSF und an der konsequenten Hak 
tung der Eltern und Mitarbeiter, In 
der Tat unterscheidet sich das Er 
zichungskonzept von denen städt- 
scher oder kirchlicher Kindergärten. 

So schreibt HJ. Rehberg in der 
BBZ vom 22.3, daß die Kinder in 
der Kinderschüle „nicht an das = in 
unserer Gesellschaft nun einmal herr- 
schende, 10 oder »0 zu bewertende — 
Konkurrenz- oder Leistungsuystem 
herangeführt werden sollen. So ist 
©s in der Tat! Die Vorstellungen der 
SPD gehen allerdings in eine andere 
Richtung. „Die Kinder aus den Rand- 
gruppen hätten ein Recht (? ) darauf, 
Für diese Gesellschaft, mit ihren har- 
ten Anforderungen (1) lebenstüchtig. 
{!} gemacht zu werden.“ 

Diese Erziehungsvorstellungen (der 
SPD und der Kirche) zielen darauf 
ab, Lebensrecht und Interessen der 
Kinder dem kapitalistischen. Unter- 
drückungs-System „anzupassen“, sie 
an seine „Spielregeln zu gewöhnen. 
„‚Lebenstüchtig" heißt hier nicht 
res, als für die Kapitalisten zur op- 
timalen Ausbeutung geeignet. In letz- 
ter. Konsequenz. soll den Kindern 
klar gemacht werden, daß sie selbst 
an ihrer miesen Lage schuld sind 
und daß sie diese nur einzeln durch 
Anpassung, Fleiß, Strebsamkeit, Ge- 
horsam usw. verbessern können. 

Demgegenüber stehen die erklär- 
ten Ziele der KSF, die darauf abzie- 
len, die Kinder in die Lage zu verset- 
zen, ihre gesellschaftliche Rolle zu 
erkennen und durch. solidarisches 
Handeln Forderungen durchzusetzen. 

Nachdem SPD und GV erkannt 
haben, daß sie Eltern und Mitarbei- 
ter auch durch Hetze gegen linke 
Helfer und durch Einschüchterungs- 
versuche nicht für ihre „Konzeption“ 
zu gewinnen waren, verzichteten sie 
auf weitere „Überzeugungsversuch 
und entschlossen sich zu dem „brut 
len“ Vorgehen der Schließung der 
KSF und dem Ausbooten der Mitar- 
beiter. 


Jusos sollen der KS das Wasser 
raben 


‚Jusos sollen der KS das Wasser 
jraben 


In diesem Zusammenhang gewinnt 
auch die bevorstehende Eröffnung 
eines „Beratungszentrums“ der Jusos 
Sirekt”über der Kinderschule an Be- 
deutung. Hier soll Behörden wie So- 
zialamt oder Verbänden wie der „Ar- 
beiterwohlfahrt" und dem „Deut- 
schen Roten Kreuz“ Möglichkeit für 

Beratungsstunden“ gegeben werden 
sleichzeitig tragen sich die Jusos mit 
der Vorstellung, auch Kinderarbeit zu 
betreiben. So äußerte ein Juso, daß # 
man die Absicht habe, mit den Kin- $ 
dern in einem Bus „igendwohin“ zu # 
fahren und dort „irgendetwas“ zu ma- | 


chen, Fußballspielen o.ä. Diese Vor 
stellungen wurden in der BBZ dann 
auch dankbar breit ausgewalzt und 
die „Aktivitäten“ der Jusos hochge 
spielt. Ganz offensichtlich ist das Ju- $ 
so-Beratungszentrum als Konkurrenz $ 
zur Kinderschule zu sehen. Die SPD 
hat ihre „linken“ Jungmannen von 
schickt, mit dem Auftrag, verlorenes 
Terrain wieder zurückzuholen. Die 
grundlegende Funktion der ach so 
fortschfittlichen Jusos für die SPD- 
Führer wird in diesem 


all mal wie- 


den Erhalt ihrer Kinderschule in der bisherigen Form. 


Solidarität mit der Kinderschuie 
Finkonstraße!t 


‚Am Vormittag den 14.3.74 haben sich 
(ie Eitern mit Ihren Kindern wie ge- 
wöhnlich zur Kinderschule begeben. 
Dieses Mal hatte se ihren Kindern Plo- 
Kate gemacht, wei ie erfahren hat- 
ten, daß die Kinderschule geschlossen. 
‚werden sollte. Zum Ausdruck wurde 
gebracht, daß die Eitern mit Rücksicht 
Auf die Wünsche der Kinder die Kinder 
schule Finkenstraße behalten wollen 
und alle freiwilligen Heifer! 

3 Es erschien etwa um zwöll Uhr Herr 


# schule zu schließen, 
‚Eiern bedrängtan ihn nun mit der Fra- 
9. warum die Kinderschuhe geschlon. 
an werden vol und die tratwalligen. 
Helfer ausgebootet werden sollen. Die- 
Fass konnte er uns nicht beantworten. 


Was sollen wir tun, wo sollen wir mit. 
‚den Kindern hin? 


an alle Bewohner der sogenannten 
Vogelsidtung, 


Bremerhaven, dan 18.3.1974 
Laßt Euch die Kinderschule vom Ge- 
samtverband und der Stadt nich neh- 
‚men, denn wir brauchen si in der bi- 
"harigen freien Form für unsere Kinderi] 


amtverband und der Stadt nich neh- 


men, denn wir brauchen sie in der bis- 
harigen freien Form für unsere Kinder! 


(eins Leben 


ersten 
Es völlig Nauen! Denn nach fast 30. 

3 Aahren de Nichttuns durch „soziale. 

3 Stadt. und Kirchenbehörden” sollt such 
mal ern für unsere Kinder getan war“ 
Sn Und vr ich aan? 


Dieen Frage kann man nur mit einem. 
a baantworten! Denn die Arbeit mit 
San Kindern Hei für unsere Kinder sahr 
sehr positiv aus. 
T. Die Eltern (Mikter) konnten ihre 
Kinder für ein paar Stunden am Tag, 
In der Kinderschute ksan und hatten 
somit auch einmal Zeit, ein wenig Luft zu 
hoken, oder konnten wichtige Dinge er 
kedigen, ohne daß sich die Frage aufwart 
wohin mit den Kindern? 


nd alien diesen kostenfrei! 
2. Die Kinder hatten endlich eine Kin- 

Serschule, wo sie rei von überirie- 
enem Druck der Ermachuenen sprelen. 
und sich frei entfalten konnten. Wo 
(nen Schularbeitenhilfe gegeben murch. 
wen sich auch auf die Zeugnis wieder 
Ponitv uıwirkte, Die Schulleistungen 
rd chtbar banner 


una 


Wir fordern den Gesamtverband auf, 
die Kinderschule Finkenstraße im In- 
teren der Eitern und Kinder nicht zu 
schießen! 


Wir fordern den Gesamtverband auf, 
erine Helfer rauszuschmeißen! 


Auf diesen Warum gibt es keine Ant- 
wort! Darum werden wir weiter kämp- 
font 


Nachbarn, kommt zur Demonstration. 

für die Kinderschulel 

Treffpunkt: am Donnerstag, den 21. März! 
um 16.30 Uhr vor der Kinderschule, 
Finkanstrali 26. 


Schiießt Euch an im Zug zur Petruskie- 
et 


Eltern der Kinderschule. 
Finkanstraße, 


H 
‚Aufruf der KSF-Eltern zur De- $ 
monstration (Abschrift) 


‚den Hefernalleingemacht, und die Kir- 
he gab nur etwas Geld! Eitern und Heife 
woran nach schweren Bedenken schließ. 
Jich bereit, einer Viertelparität zuzustim- 
‚men, aleo Mitbestimmung, aber das wur- 
de glatt unter den Tisch gefagt. Es tauch- 
ta nun die Meinung auf von Halbparität, 
&h.: Träger ind Stat und Gesamtver- 
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a U wech 
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ee 
Br dr Rüntae- 
Fe nn onen, de 
reg 
Band a vameten ae aa, 
Sa Aeaadas 5 ar ing im 
a chen Or hängt 
wurde erreicht, als am 14.3. Herr 


der so richtig deutlich. Zustzheh wurde Eiernari trieben, 
Kr aam ein gutn Kontakı zeichen 
— Fee und Harn hrnunn. Auch 
Bewohner und Mitarbeiter BE an an pam 
setzten sich zur Wehr Dim une ar a ne, 
Angesichts der Schleßungsbsich- 
gen des GV verstärkten die Bewohner 
Und. Mitarbeiter ihre Anstrengungen a descaa Amahneik 
im Kampt um die KS an mut, Ma team tr 
Die Kinderschüe wurde beetz fund meer vrnsnene Mi_ 
ind de Vene Ar we rum aa de 
R offiziellen  Kmpl ihre Wohnungen. Hier wurde uns 
m Tag, nach der offiziellen Kamel he Wohnungen. Mar wurd 


„Schließung“ demonstrierte 
zum Gebäude des GV, um hier mit 
den Kindern zu spielen und den Her 
ihre Geschlossenheit zu demon- 
‚ven. Nachdem ein in der Nähe 
gelegener Kindergarten besetzt wor 
den war, fand sich besagter Herr Ur 


| brock endlich zu einem Gespräch 


nachdem er sich vorher hatte 
lassen. Vor Bewohnern 
m wurden Unterschrif 
jerungen gesammelt 


bereit 
verleugn 
und Mita 
ten für Ihre Fon 


Gegen die Schließui 
Fi 

Hauptamtlichen Kı 
übrigen Mitarbeiter 
Für die Anerkennung der Verire- 
ter von Eltern und Mitarbeitern. 


0 der KSF 
die Weiterbeschäftigung der 
und der 


i a iin 
Genen sch enacnnd Mkrtaten _ m Be 


und zu verstärken, wurde eine Bewohner 
Wruppe gebildet, de mch mus aktiven An 
onen und Mattern zusammenetet 
Autoste dieser Bewohnergruppe ine. 
di Interemen der Bewohner wahrzu 
nehmen und wichtige Informationen in. 
Form der Bewohwerzeitung: PACK AN. 
an die Bewohner der Tathung weiter 
geben. Diewen konnte natirlich nicht 
im Sinne der Stat (SPD) und Kirchen 
verwaltung alı finanziiier Träger in. 


Die Reaktion von Kirche und Susdt kam 
such sotort. Da kam auf einmal die Mei 
[Pang mut, man könne wo nucht water 
mi den täitern zunammenerbeiten 
Diesen in engentlich women unversiand 
Inch. denn die Artmit wurde immer von 


Bofort gestrichen und. Wir wollen auf 
Flle he Kincersunule in Ihrer 
Buuherigen Form mutrechterhalten, 
dafür werden wir kämpfen! DANUM. 
BEWOHNER DER SIEDLUNG, 
STELLT EUCH ALLE GESCHLOS- 
SEN HINTEN DIE KINDERSCHULE 
UND ERKLÄRT EUCH MIT IHR 
SOLIDARISCHII Denn wir brauchen 
de Kincerschuie in der tasherigen. 
Form für unsere Kinder und für um 


Komet. zur Demonstration tür die 
Kinderachuls am. Donneraum. 21. 


Mrz! Von der Kinderschuie dur Pe 
wuskirchel Treffpunkt: 10.30 Ui 
vor der Kınderuchuiet 


en vechtlich veranmwmntich. 
3 Weiiken, 

Erscheimungudetum: 20.3.1074 

Die erste Ausgabe der Bewohner- 


Eine 


23 
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Mit diesen Forderungen solldarı- 
sich über 100 Hewohner der 
„Vogelstraßenaiedlung” (die 
Mehrzahl aller Bewohner), sowie bis- 
her über 1000 weitere Bürger Bremer- 
havems. Die Unterschriftensammlun- 
gun worden fortgesetzt, 

Am 21.). wurde eine Demon 
tion dureh Grünhöfe zur Petrunkir- 
che dürchgeführt, an der sich ca 
150 Erwachsene sowie zahlreiche 
Kinder beteiligten. Auf der abschlies- 
senden Kundgebung unterstrichen 
Vertreter der Bewohner und der Mit- 
arbeiter ihre Bereitschaft, für die 
KSr zu und entlarvten die 
Angriffe auf die KSR: 

Die Aktionen und dus ganze Vor- 
schen der KSF zeichnen sich durch 
eine große Solidarität zwischen EI- 
tern. und. Mitarbeitern aus. Aktiv 
beteiligen sich die Eltern an der Be- 
setzung der KSF und unterstützen 
die Mitarbeiter, wo es nur geht, In 
‚einigen Flugblältern informierten sie. 
die Anwohner über die Ereignisse 
ihre Forderungen. 

0 schreiben sie in der Bewohner- 
zeitung „Pack an”, daß „die Arbeit 
mit den Kindern für unsere Kinder 
ehr, sehr positiv” ausfiel. Und: 
„Wir wollen auf alle Fälle die Kin- 


Kinderschule tn der bisherigen Form 
für unsere Kinder und für uns.” 
(„Pack an” vom 20.3.). 
In einem Leserbrief an die NZ 
hieß e; „Die Stern wollen die Kin 
‚Finkenstraße und alle 
Ireieligen Helfer und fein Mit 


beiter behalten!...Wir fordern den 
Gesamiverband der ev.-huth, Kirche 
auf, die Kinderschule im Interesse 
der Kinder und Eltern nicht zu sehlle- 
‚Ben! Wir fordern den Gesamtverband 
auf, keine Helfer rauszuschmeißen! 
Wir werden uns dagegen weiterhin 
entschlossen zur Wehr setzen!” 
(Aus NZ vom 26.3): 


Immer wieder: 
en der Presse 


I dor D-Zeltung DZ, BBZ, wid 


den >; die 


dem Kreis der Helfer Anhänger der 
äußersten Linken...In. Einzelfragen 
In sich zerstritten, hätte dieser ‚Kern' 
‚sich vermutlich nicht zum Woriführer 


irche, Stadt und diese Gesell- 
schaft generell geführte Kampagne 

‚einen neuen Höhepunkt geirie- 
hatten.” (BBZ, 15.3.). 


nr 


Um seinen arbeiter- und volks- 
feindlichen Maßnahmen einen 
|„populären” Anstrich zu geben, 


. Einige „hinterhältige 
Extremisten” hätten sich einge- 
Ischlichen, würden jetzt ihr „eige- 
ines Süppchen kochen”, die In- 
teressen der Menschen listig „vor 


Ischreiten, den „Zug stoppen, be- 
vor er entgleist" etc. Es ist immer 

ieselbe Platte, die der bürgerli- 
he Lumpenjournalismus auf- 
legt, egal ob es um die Diffamie- 


IKSF war es insbesondere die 
‚zialdemokratische BBZ, die die 


jemagogen H.J. Rehberg vom 
15.3.74 zu diesem Thema ab: 


DIE „CHAOTEN SIND AN ALLEM SCHULD“ 


Jürgen Reents aus. Der Kommu- 
nistische Bund Ist eine maoisti- 
sche Gruppierung von Extremi- 
sten, die unter dem Sammel- 
begriff „Chaoten”” einzuordnen 
sind, 


Kinder als Systemüberwinder 
‚Ein Angelpunkt der Auseinander- 
setzung war die Auffassung des 
Jugendausschusses, auch die 
Kinder aus Randgruppen hätten 
ein Recht darauf, für diese Ge- 
sellschaft mit ihren harten An- 
Forderungen lebenstüchtig ge- 
macht zu werden. 

Die pädagogischen Könzepte 
der Schüler und Studenten aus 
dem freiwilligen Helferskreis 
zielten jedoch mehr auf das Ge- 
genteil, nämlich auf das Erzie- 
hen von Kindern zu aktiven Sys- 
temüberwindern, vorsichtig aus- 
gedrückt. 

Diese Absicht war in vorliegen- 
den Konzepten klar nachzulesen. 
Und über diese Absicht gab es 
harte Diskussionen iwischen Mit" 
gliedern des Jugendausschusser 
und Teilen der Helfergruppe. 

Das publizistische Feuer aus dem 
„Arbeiterkamp/", aber auch die 
‚geschickte Öffentlichkeitsarbeit 


‚Auf. diese Welse versuchen diese 
Herrschaften einon Keil zwischen die 
Mitarbeiter zu treiben, Indem sie 
einem Teil der Mitarbeiter die Schukd 
zuschieben und den anderen Teil so 
zu einer Distanzierung bewegen wol- 
len, Tatsache ist allerdings, daß alle 
Schritte und Aktionen des Mitarbei- 
terkreises gemeinsam besprochen und 
beschlossen wurden. Es hat sich auch 
gezeigt, daß niemand auf derart 

Spaltungsversuche _herein- 


it. Deshalb orientierte die SPD ihre 


Hetze auch schnell um. Es kommt 
ihr jetzt darauf an, einen Keil zwi- 
schen die „Extremisten” und die El- 


‚freiwilligen Helfergruppe seit En- 
de der letzten Woche die Absicht 
des ev.luth. Gesamtverbandes, in 
Kürze mit weiteren hauptamilichen 
Kräften auf breiterer Basis und in 
renovierten Räumen einen neuen An- 
‚fang zu machen.” (BBZ, 22.3.) 

Durch die Besetzung, durch die 
Weiterführung der Kinderarbeit, da- 
durch, daß die Kinder nicht sich 
selbst überlassen werden, wird also 
angeblich der Ausbau verhindert, für 
den die Pläne noch nicht einmal fertig 
sind! 

Den Eitern soll so weisgemacht 
werden, daß die Helfer gegen ihre 
Interessen handeln. Wohlweislich wird 
auch verschwiegen, daß alle Aktionen 
von den Eltern mitgetragen werden. 
In der Öffentlichkeit wird so der 
Eindruck erweckt, als handle es sich 
bei den Mitarbeitern um eine Gruppe 
von „Linksradikalen”, die darauf aus 


zu befriedigen.” (0BZ, 22.33 

‚Aber es kommt noch schlimmer: 
„Von den Initiatoren, die bereits im 
Dezember Schützenhilfe durch den 
maoistischen Kommunistischen Bund 
erhielten (gemeint ist unser ‚Artikel 
im AK 37) (werden) skrupellos Kin- 
der eingesetzt.” 

Jetzt ist es nur noch ein kleiner 
Schritt zu der Behauptung, daß Kom- 
munisten kleine Kinder fressen! 

Es ist immer wieder das gleiche: 
Setzen sich Teile der Bevölkerung 
für ihre Interemen ein und geraten 
deshalb in Konfrontation zu diesem 
Staat, sind sie allemal von Kommu- 
nisten „verhetzt”, sind womöglich 
selbst „Chaoten” eic. Durch eine 
derartige Hetze und bewußte Lügen 
soll in der Öffentlichkeit, in. An- 
knüpfung an: noch vorhandene anti- 
kommunistische Stimmungen die Ar- 
beit der KSF verunglimpft und die 
Entwicklung einer breiten Solidarität 
verhindert werden. Wichtiges Ziel 
dieser. Hetzkampagne ist außerdem 
der Versuch einer _ Isolierung der 
Bewohner der sog. „Vogelsiedlung”” 
vom Rest der Bremerhavener Bevöl- 
kerung, soll die exemplarische Bedeu- 
tung des Kampfes der Siedlungs-B 
wohner auch für andere Menschen 
wieder zunichte gemacht werden. 


Der Kampf geht weiter 


Im bürgerlichen Chor gegen 
"Chaoten” singt die DRP = 


In der Februar-Nummer 
„Roten (1) Heidjer",. Wohnger 
bietszeitung der DKP in Leher- 
heide (Bremerhaven) werden un- 
ter der vielversprechenden Über- 
schrift „Die mit dem ‚Arbeiter 
kampf” sind Chaoten — Wer sind 
sie und was wollen ale?” die 
Kommunisten als „Klugscheißer, 
Spinner, Idioten, Phrasendre - 
‚scher” beschimpft, 

Es heißt in diesem Schweinspapier 


kales Worigeprassel Ernst neh- 
men, müßten die Arbeiter un- 
unterbrochen streiken, den Ka- 
Pitalisten bis zu ihrer Ausrot- 
tung einheizen, mit bewaffneten 
Aufstinden und Revolution 
ipieen ie ri die Kinder mit der 
‚Spielzeugkis 

„Den Kapiliten bis zu ihrer 
Äusrottung, einheizen”, 0 Gott, 
weich schreckliche Gedanke. 
Mit solchen, von den „Chaoten” 
Marx, Engels und Lenin propa- 
gierten Zielen hat die DKP tat- 
ichich „alcht das mindene zu 
a 

Weiter heißt es: „Die geistigen 
und organisatorischen „Köpfe' 
die diese Chaoten-Gruppen KBW, 
KPD/ML und andere schufen, 
sind Söhne steinreicher Eltern. 


AUCH DIE DKP AUF CHAOTEN-JAGD 


Als Beweis wird „der Sohn des 
Multimilliondrs” Semmler 
KPD" angeführt, Nun ist 
zum ersten möglicherweise sogar 
den antikommunistischen Dreck- 


die wissenschaftlich Arbeit von 


Zum zweiten aber: 
Semmler mit dem ARBEITER- 


Schließlich: „Die Aufgabe dieser 


stören, die Arbeiterklasse spal- 


Sie müssen deshalb anonym 


wendigen Maß an Bewußtheit zu füh- 


Auch wenn der Kampf um die 
Kinderschule jetzt auf der Tages 
ordnung steht, dürfen wir die anderen“ 
Probleme der Bevölkerung — und die 
sind in diesem Viertel an allen Ecken 
und Kanten anzutreffen — nicht aus 
‚den Augen verlieren. 

Für uns Kommunisten stellt sich 
die Aufgabe, den Kampf ‚der Be- 
völkerung und der Mitarbeiter der 
KSF noch aktiver zu unterstützen, 
mehr politische Klarheit zu schaf- 
fen und eine noch stärkere Ver- 


Konto-Nr.: 46 86 11.08 


In Kürze werden wir zu den 
Vorgängen um die Kinderschule 


Um die Finanzierung der 
Fiugblätter u.ä. und die vorläufi- 
«e Weiterführung der Kinderar- 


UNTERSTOTZT DIE INITIATIVE 
SELBSTVERWALTETES JUGENDZENTRUM (SJ) 


[Liebe Genossen, 


mit unverdächtigerem Publikatio- 
nen brachte bei den Verantwort- 
lichen In Bremerhaven niemanden 
von der sachlichen Linie ab. 


die Initiative _Selbstverwalteres 


Der Kampf um die K$ muß aktiv 
weitergeführt werden. Die notwendi- 
‚gen Voraussetzungen hierfür sind vor- 
handen, Es kommt vor allem darauf 


.‚Schützenhitfe von Maoisten 
während sich die Beschlußgre- 
des Stadtparlamenres weit 


Sie hat sich zum Ziel geserzt, gegen 
‚den Willen der Stadiverwaltung ein 


Flugblatiaktionen an. die bereits herrschende Einheit £467,, Wermatieres ne | 
7 zwischen Eltern und Mitarbeitern zu frerweltetes Jugendien, zung, Be 
DE 
Randbereich rscheidung wohner der Siedlung mit eis 
ae Neamleen ve Aa handen Schlühung der $ _ Ziehen, Die hierzu notwendige „Klein. |" Aue pn Betimmen können. | gesen des Venammlngugnen. Ei 
von Stadı, Kirche und frei- Einrichtung 10: „In die Überle- 4 beit”, die Gespräche mit den Be- en ee RE 
ae me Hungen über die praktische Ge 5 Yohnern, ist nicht zuletzt bei uns Se 
'jelt Bekanntwerden die ktaltung der Weiterarbeit platzte Kommunisten noch immer zu kurz |" rg on pe ‚gegen! den als 100,- oder 400,- DM! 
Ta ee | a eaarı Pack an’ der Be.f  Sekommen. Die angesichts der man Koelmanyesumeiten. | DM oder ai Taschengeld von 20,- 
(en iilirnnehiee | Sermrknene, m EB] hate Venen [3m 25073 Men ze mt | 30.00 6 nenn 
neriffe best & 

ee een an | An aPyerfehren des Mr h ; ‚des Zurtckweichens mh, bekämpft (Er _ 109 Mngendichen ai, Wa” I’nlahr mägde de Zr zit zu 
berichte enthielten Polemiken rbeiterkreisen. Dieses Flugblaı | Werden. Diesen Angriffen muß auch jstehende Vils, um unserer Forde- | beaahlen. Und der ISJ int es nicht 
lund  Verunglimpfungen übel eharakieriiert die negative Eim- 5 über die Siedlung hinaus aktiv ent- |/WNE Nachdruck zu verleihen. Wäh- | möglich, ohne massive finanzielle 

Ar Höhepunkt die: ‚stellung und destruktive Haltung ‚gegengetreten werden. Erste Schrit- a Fu a Hilfe r 
einseitig geführten Feld. des Miarbeiterkreises zum kirch- ie hierzu waren Flugblatt-Aktionen 5 Ann.) ed ER N Errrund die Verurteilten zu 


und Leserbriefe an die NZ, die zu den 
Angriffen, vor allem gegen die Verun- 
‚glimpfungen der Kinderarbeit, Stel- 
lung nahmen. Eine noch umfassende 
te Information wird notwendig sein, 
um eine noch breitere Solidarität her- 
zustellen, die die Position der De- 
wohner und Mitarbeiter stärkt und 
in der Lage ist, die Angriffe der SPD 
und der Kirche zurückzuweisen, 


s war im Deiember 1973 
in anderthalb Druckseiten um- 
sender Artikel im Zentralorgan 
jes Kommunistischen Bundes 
„Arbeiterkampf', in dem volle 

itseiten vor allem gegen so 
aldemokratische Mitglieder des 
m eine breitere Trägerschaft 
die Kinderschule bemihten 


lichen Träger: Die polemische 
Agttation bringt eindeutig zum 
Ausdruck, daß eine Zusammen- 
arbeit mit diesem Kreis nunmehr 
vollends unmöglich geworden 
ist. Offenbar besteht auch keine 
Aussicht mehr, bereitwillige Mit- 
arbeiter aus diesem Kreis zu ge 
winnen, da sich in kritischen 


Igen andere Polizisten gewaltsam in 
das besetsye Haus ein und verhafie- 
ten 106 Jugendliche. Diese 106 ste- 
‚n oder standen wor Gericht, Die 
über 18Jährigen werden zu Geld- 
strafen zwischen 100,= und 400. 
‚DM verurteilt. Die Gesamtstrafe bes 
trägt etwa 20.000,- DM! 


‚Deshalb, Genossen, fordern wir 
‚Buch auf. unsere Konto-Nummer ıu 
veröffentlichen und zu Geldipen- 
den unter dem Stichwort „Proser 


endausschu rt m 7 
a en Anna Die Bedeutung des Kampfes geht 
Das Impreum des „Arbeiter- allerdings über den unmittelbaren 


Rahmen der Kinderschule hinaus. 
Die Erfahrungen mit „soziaklemoki 
ischer Kommunalpolitik” und wi 
tere Erfahrungen müssen und können 


Ikampf” weist namentlich als 
‚tveranzworılichen den püheren 
Iremerhavener Schülerfunk tiondr 
Imwannumunmm 


ben!) Wuppertal 
(Giro)Konto-Nummer 93 167 87 
Stichwort „Prozeme”” 


(Aus WNZ vom 15.3.4: „Mür 
‚Kinderschule in der Finkenistraße 
‚neuer Anfang nötig”) 


‚Arbeiterkampf Nr. 42/April 1974 


Dir, 4ötau demokratischer Rechte 
wird wie in allon gesollschaftlichen. 
Bereichen auch an den Universit 
von der Bourgeolsie zlgig vorange- 
trieben, Wie die Bourgeolaie mit Pro- 
|, Klassenjustiz und Poliz 
terror gegen die Studenten der Frank- 
die für die Vertel 
Ihrer während der Studenten: 
erkämpften demokratischen 
Rechte eintraten, vorging, berichte 
ten unsere Frankfurter Genossen in 
AK 40, Sie stellten fest 

„Die Provokation der Auseinander- 
seriungen hat zum Ziel, die seit lan- 
‚wem geplante Hochschul,reform' und 
Maßnahmen wie das Ordnungsrecht 
durchzusetzen und zwar so, daß das 
‚harte Vorgehen, welches notwenig 
ist, um die ‚Reform':gegen den Wil- 
len der Studenten durchzusetzen, als 
Reaktion auf die ‚kriminellen Har 
hungen  kommunlstischer Gruppen‘ 
hingestellt werden kann. “ Diese Ein- 
schätzung wurde durch die folgenden 
Ereignisse voll bestätigt! 

Von der Rechtsabteilung der 
Frankfurter Universität wurde inzwi- 
schen ein Entwurf für ein Ordnungs- 
recht unter dem Titel „Hausord- 
mung" vorgelegt. Diese „Hausord- 
nung“ sicht Disziplinarmaßnahmen 
gogen alle  Universitätsangehörigen. 
vor, die in irgendeiner Weise die 
„Fünktionsfähigkeit der Universität 
beeinträchtigen“. 

In $ 2 der „Hausordnung“ wird 
„Als Hausordnungsver- 
ınzusehen, wenn ein Mit- 
‚gleid der Universität die Durchfüh- 
rung von Lehrveranstaltungen, den 
‚Forschungsbeirieb, die Tätigkeit der 
Organe oder Gremien oder die sonsti- 
‚ge Verwaltung stört oder behindert, 


Wie dieser Gummiparagraph in 
Zukunft angewandt werden soll, liegt 
auf der Hand. Kritik in den Lehrver- 
staltungen kann als „Nötigung“ aus- 
gelegt und bestraft werden, politische 
Betätigung linker Hochschulgruppen 

@; wird zum „Haustriedensbruch" 

Mit dem neuen „Hausrecht 

dem Universiti 


wird 
rösidenten ein Ka- 


Für die Zukunft unserer Kinder ist das Beste 
” (SPD-Programm) 


gerade gut genug 


Alle Deutschen haben das Recht, Be- 


uf, Arbeitsplatz und Ausbildungs- 
stätte frei zu wählen.” So steht es im 
‚Grundgesetz, Artikel 12 


Doch wie die Praxis westdeutscher 
Universitäten seit Jahren zeigt, wird 
Maufend gegen das Grundgesetz ver- 
stoßen. In der Mehrzahl der Studien- 
fächer an allen BRD-Universitäten be- 
stehen ggit Jahren Aufnahmebeschrän- 
kungen. Der „Numerus Clausus” geht 
um, und für immer mehr Oberschüler 
werden die Zukunftsversionen zu vi- 
sionen! Davon, daß „die Bildung und 
‚Forschung die entscheidenden Aufgs- 
ben der siebziger Jahre“ sind, wie es 
im 69er Regierungsprogramm der 
SPD formuliert ist, — ist nichts zu se- 
hen. 


Die neuesten Zahlen über 
‚gebot von Lehrstellen widerspr 
den „entscheidenden Aufgaben“ der 
SPD noch deutlicher: So wird es 
1973/74 lediglich noch 300.000 Aus- 
bildungsplätze in der BRD geben. 
1970/71 waren es noch doppelt so 
viel: ca. 600.000. Der Rückgang der 
Zahl der Lehrstellen wird im gesam- 
ten süd- und südwestdeutschen Raum 
zum Vorjahr auf ca. 20% geschätzt 
In Mannheim werden Schulabgänger 
wie beim „Numerus Clausus“ an den 
Unis nach Schulzensuren gesiebt! 


Das innerhalb von knapp drei 
en um die Hälfte verringerte Lehs 
stellenangebot wird in der Konse- 
juenz einerseits in Gebieten mit ge 
finger Industrieansiediung (Ost-Bayı 
Gebete In Schere 
) zum erheblichen 
‚Anstieg. der Früharbeitslonigk 
ren oder andererseits in industriellen 
zur Vergrößerung des Hilfs 
arbeiterpotentlals. So werden allein in 
Baden-Württemberg diesen Jahr ca 
48.000 Schulabgänger keine Ausbil 
dung machen können. In Rheinland. 
Pfalz ca, 19,000 (Zahlen aus: „Bild“, 
vom 26,3.) 


„So sorgt die SPD für mehr Gleich 


‚halt in der Bildung, 
So werden mehr Schüler mehr ler 


nen und mit größeren Chancen In ih- 


talog abgestufter Disziplinarmaßnah- 
men an die Hand gegeben. Im 
äußersten Fall sollen oppositionelle 
Siudenten bis zu einem Jahr vom 
Studium ausgeschlossen werden. 
Damit die Willkürherrschaft des 
Universitätspräsidenten nicht so of- 
fensichtlich wird, ist ein sogenannter 
‚Schlichtungsausschuß“ mit studen- 
tischer Beteiligung (!) vorgesehen, 
Dieses scheindemokratische Manöver 
ist allerdings allzu plump. Denn er- 
stens werden die Studentenvertreter 
sowieso in diesem Schlichtungsaus- 
schuß nur eine Minderheit bilden, und 
zweitens können nur der Professoren- 
schaft genehme „Studentenvertreter“ 


die „Studentenvertreter“ nicht direkt 
von der Studentenschaft gewählt wer- 
den sollen, sondern vom Universi 
tätskonvent. Im Konvent haben aber 
‚die Hochschullehrer die Mehrheit. 

Mit der neuen „Hausordnung“ in 
Frankfurt gibt sich die Bourgeoisie 
aber beileibe noch nicht zufrieden. 
Geplant ist ein einheitliches Ord- 
nungsrecht für die gesamte BRD und 
Westberlin, das weitaus schärfer ge- 
faßt werden soll als die Frankfurter 

ausordnung“ 

Als Vorbilder dienen die entspre- 
‚chenden Paragraphen in den Hoch- 
schulgesetzen der von der CDU/CSU 
regierten Länder Bayern und Baden- 
Württemberg. Auch die Praktizierung 
des Ordnungsrechts in diesen Län- 
dern ist „vorbildlich“: allein in Hei- 
delberg laufen 2.2. über 70 (!) Straf- 
verfahren gegen linke Studenten, die 
im letzten Semester die reaktionäre 
Ausrichtung der Universitäten nicht 
kampflos hingenommen haben. 

Die im Zusammenhang mit den 
Auseinandersetzungen in Frankfurt 


laufende Hetzkampagne gegen die 


‚Für die Zukunft unserer Kinder ist 
das beste gerade gut genug.” (Aus: 
Regierungsprogramm der SPD, 1969) 


CDU-Rattenfänger 


Für besonders geschickt hält die 
CDU offenbar ihre Kommentare zum 
verringerten Lehrstellenangebot. Ur. 
‚sache seien die „Bonner Bildungsplä- 
ne“ und die „Immer politisierenden 
Jugendvertreter, die Unruhe schaffen.“ 
Daß die Kapitalisten zunehmend nur 
noch eine kleine hochqualifizierte 
Schicht von Arbeiteraristokraten für 
Leitungsaufgaben im technischen Be« 
reich der Produktion brauchen und 
andererseits eine breite ungelernte 
und natürlich auch schlecht bezahlte 
Schicht von Hilfsarbeitern, ist natür. 


lich Ausdruck der verringerten Lehr- 
stellen und anderer Pläne im Ausbil- 
dungssektor (z.B. Stufenausbildung, 
Blockunterricht etc.). 


(Eine ausführliche Analyse der Pld- 
ne der Kapltalisten im Ausbildungsbe- 
reich, ihre Ursachen und die geplante 
„Reform der beruflichen Bildung“ 
der Sozialdemokraten werden wir im 
nächsten UNSER WEG veröffentli- 
chen.) 

Doch mit der Wahrheit läßt sich 
für den braunen CDU/CSU-Laden we 
ig gewinnen. 


80 werden die „scheinbaren Ver- 
bemerungen“, die „Reformpläne““ der 
‚SPD bereits als „sozialistische Expert 
mente“ verketzert, vor denen die Ka- 
pitalisten angeblich so viel Schiß ha- 
ben, daß sie lieber ihre Betriebe für 
Lehrlinge dicht machen. Und weil 
die CDU doch „por Du” mit den Ka- 
pitalisten ist und solche, „die Unter 
nehmer nur provozierende Experi 
mente“ strikt ablehnt, wird halt allen 
wieder ins Lot kommen, wenn nur die 
CDU wieder an die Regierung kommt, 
Den Rattenfängern von der CDU ist 
wirklich keine Gelegenheit zu dumm, 
um sie auf die Mühlen ihres reaktiond- 
. 


Studentenbewegung in den bürger- 
lichen Zeitungen bereitet das richtige 
Klima für den Ruf nach Recht und 
Ordnung. So z.B. die „Welt“: „Erst 
dann, wenn die Schläger der akade- 

! (U) durch 
Hausverbote, empfindliche Geld- und 
Haftstrafen und durch die Relegation 
in die Isolation gedrängt werden kön- 
nen, wird das Ausmaß der Gewalt 
an unseren Hochschulen zurickge- 
hen.“ (17.1) 

„Unter dem Eindruck der Frank- 
furter Ereignisse“ wird dieser Stand- 
punkt inzwischen auch von der West- 
deutschen Rektorenkonferenz (WRK) 
vertreten, die sich bisher gegen ein 
Ordnungsrecht ausgesprochen hatte. 
Von der früher scheinheilig geforder- 
ten „politischen Auseinandersetzung“ 
mit linken Studenten ist nicht mehr 
die Rede, Der WRK-Vorsitzende 
Rölleke erklärte, man müsse reniten- 
te „Störer“ wie Betrunkene im Mu- 
seum behandeln, die man Kraft Haus- 
recht vor die Tür setzen könne. Sein 
Nachfolger, der Wirtschaftsjurist 
‚Knopp, ergänzt ihn: es gehe darum, 

‚für Extremtäter die scharfe Waffe 
Relegation“ einzusetzen. 

Ebenso setzt sich jetzt die SPD 
offen für ein Ordnungsrecht ein. 
Bine Konferenz aller sozialdemokrati- 
schen Kultusminister gab Anfang 
Februar ihre „grundsätzliche Zustim- 
mung“ für eine bundeseinheitliche 
Regelung zum „Schutze der Refor- 
men“ (?!). Nach dem bekännten 
SPD-Motto „Einer muß der Bluthund 
sein“ (Noske) will sich Bildungsmini- 
ster Dohnanyi für die Aufnahme 
eines scharfen Ordnungsrechts in sein 
geplantes ° Hochschulrahmengesetz 
(HRG) einsetzen. 


Generelles Ordnungsrecht für die 
westdeutschen Universitäten geplant! 


praktizierten Disziplinarmaßnahmen 
(Höchststrafe: Ausschluß vom Stu- 
dium für zwei Jahre) hinausgehen. 
Jetzt, wo die SPD bereits voll hinter 
dem Ordnungsrecht in Baden-Würt- 
temberg und Bayern steht, fordert 
‚die CDU/CSU als härteste Maßnäh- 
me den Ausschluß von allen Hoch 
schulen der BRD auf Lebenszeit. 

Praktisch führt aber schon ein. 
zweijähriger Ausschluß zu diesem Er- 
‚gebnis. Denn das neue HRG (Hoch- 
schul-Rahmen-Gesetz) sieht generell 
Regelstudienzeiten vor, wie sie in 
einigen Bundeslindern bereits vor- 
weg eingeführt wurden (z.B. in Ham- 
burg). Regelstudienzeit bedeutet, daß 
ein Studium nach einer bestimmten 
Anzahl von Studiensemestern abge- 
schlossen sein muß. Wenn diese Ro- 
gelstudienzeit nicht eingehalten wer- 
‚den — und das wird bei: Studenten, 
die zu einer ein bis zweijährigen 
Strafpause verurteilt werden, zwangs- 
lufig der Fall sein — sollen die be- 
troffenen Studenten ihren Studien- 
platz verlieren. 

Die neue CDU/CSU-Forderunghat 
also keinen anderen Zweck, als für den. 
parlamentarischen Kuhhandel mit der 
SPD einen neuen „Verhandlungsspi 
raum” zu setzen, um darüber hinwe 
zutäuschen, daß im Grunde im Lager 
der Bourgeoisie volle Einigkeit be- 
steht. Denn die SPD-Regierung setzt 
genau wie die CDU/CSU auf den Po- 
lizeiknüppel, um die Hochschulen zu 
„reformieren”, 

So besteht auch Einigkeit in dem 
Punkt, daß in Zukunft nicht mehr die. 
Universitätsrektoren das Ordnungs- 
recht anwenden sollen, sondern ein 
extra dafür eingesetzter Staatskom- 
missar; auch nach baden-württembei 


Schon tauchen Vorschläge auf, die 


m 6.3.74 wurde der Lehrer Hans- 

/oachim Müller, Kreisvorsitzender 
der DKP Oldenburg, aus dem Schul- 
dienst entlassen, Damit ist er der er- 
ste Lehrer in Niedersachsen, der 
nach ca. 4Jjähriger Beschäftigung als. 
„Radikaler" aus dem Schuldienst ge- 
feuert wurde. Das konkrete Vorge- 
hen und die Argumentation der Be- 
hörde macht deutlich, daß man in 
Zukunft noch rigoroser gegen demo- 
kratisch und sozialistisch gesonnene 
Menschen vorgehen will 

Gegen Müller schwebt schon seit 
langem ein Untersuchungsverfahren, 
Hiergegen gab es zahlreiche Proteste 
nicht nur seitens der DKP, sondern 
erfreulicherweise auch von den be- 
troffenen Eltern und den Kollegen 
der Hössen-Schule in Westerstede, ei- 
ner Kreisstadt bei Oldenburg. Den 
Behörden gelang es allerdings, diese 
Proteste durch Verzögerungen .. 
mehr und mehr einzuschläfern, um 
dann die Entlassung durchzuzichen, 
is viele Menschen meinten, die Sa- 
che sei jetzt gelaufen und es drohe 
keine Gefahr mehr. Das ist auch auf 
Illusionen zurückzuführen, @er neue 
Verwaltungspräsident Milde als S 0 - 
zialdemokrat würde das Ver- 
fahren gegen Müller einstellen. 
Als Vorwand für den Rausschmiß 
diente eine Außerung Müllers in der 
UZ, bei Solschenizyn & Co, handele 
es sich um „kriminelle Elemente“. 

Diese Äußerung dokumentiere - 
0 die Behörde - daß Müller das 
„Recht der Andersöenkenden” nicht 4 
fespektiere und damit also nicht „auf 
dem Boden des Grundgesetzes” ste- 
he. Er wurde mit sofortiger Wirkung 
entlassen. Nachdem sich die Hösen 
Schule seit Jahren um»mehr Lehrer 
bemüht hatte, was immer mit der Be- 
wündung „kein Geld” abgewehrt 
wurde, wurden nun sofort 2 wei 
neue Lehrer an di Schule abkom- 
mandiert. Es ist wohl auch kein Zu 
fall, daß die Klasse von Müller aus- 
gerechnet von einer Lehrerin Über. 
‚nommen wurde, die sich durch ihre 
reaktionäre Gesinnung in Empfeh- 


Willibald”, einem fortschrit, 


‚on Beruf gehen. 


K/Gruppe Hamburg 


lichen Kinderlied, ist den Schülern an 


gischem Vorbild. Und das, obwohl die 


oueounc Antifaschistische Außerung 
mit Berufsverbot belegt 


der Westersteder Grundschule jetzt 
verboten. 

Dieses Vorgehen der Behörde 
zeigt, daß es ihr darum geht, jeden 
fortschrittlichen Ansatz bei Schülern 
und Eltern in Westerstede im Keim 
und nachhaltig zu zerstören. Das 
„Wohl der Kinder” ist diesen Her- 
Ten völlig gleichgültig. Wenn es um 
die Unterdrückung und Rausshube- 
ung fortschrittlicher Lehrer aus dem 
Schuldienst geht, wird nach dem In- 
teresse der betroffenen Schüler und 
Eltern gar nicht gefragt 


Die Entlassung Müllers unter dem 
Vorwand, daß er die Herren Sol- 
und Co. als „kriminelle 
bezeichnet habe, macht 
‚rakter der bür- 


schenizyı 
Elemente” 


gerlichen 
deutlich ; sie dient dazu, dem ver- 
schärften Vorgehen gegen Kommu- 
nisten und Demokraten in der BRD 
die notwendige Unterstützung oder 
zumindest Billigung der Bevölkerung 
zu sichern. Hierbei muß man beden 
jaß cs sich bei Solschenizyn, 
arow & Co, um Faschisten han- 
delt, die z.B. der chilenischen Junta 
sehr positiv gesonnen sind, dem sow« 


für ein Ordnungsrecht ausspn 
2. B. ohne Gegenstimme di 

des „Kommunistischen. Studenten- 
verbandes”” (KSV) forderte. Dahini 
steht die Erwägung, daß Universitäts: 
rektoren anders als Staatskommissare 
von Fall zu Fall auf die Bedenken ge- 
mäßigterer Hochschullehrer Rück 
sicht nehmen müßten. 

Die Forderung nach einem Ord 
nungsrecht {st so alt wie die demo- 
kratische Studentenbewegung. Wo- 
rum es der Bourgeoisie jetzt jedoch 
‚geht ist, das Ordnungsrecht auch tat- 
sächlich durchzudrücken als ein In- 
strument zur endgültigen Zerschla- 
gung der Studentenbewegung. Daß 
6s dabei nicht nur gegen d’ „Links- 
radikalen” geht, sondern um „2 Aus- 
merzung jeder demokratischen und 
kritischen Regung an den Universitk- 
ten, wird offen zugegeben. Wie beiden 
Berufsverboten für Lehrer und ande- 
re Beamte ist die Einschüchterung der 
Masse der Studenten ein entscheiden- 
der Punkt im Kalkül der Bourgeoisie, 
So erklärten die sozialdemokratischen 
Kultusminister, ein Ordnungsrecht 
solle vor allem „Mitltufer und Sym- 
pathisanten und solche Studenten, 
die lernwillig sind, abschrecken und 
#0 den ‚harten Kern’ isolieren.” 

Die fortschrittlichen Studenten 
werden sich auf eine Fortsetzung der 
Provokationsstrategie 9 la Frankfurt 
von Seiten der Bourgeoisie und ihrer 
Handlanger in den Universitäten, um 
#0 die richtige „Stimmung” und „Le- 
sitimation” für die Durchführung 
ihrer reaktionären Pläne zu schaffen, 
einstellen müssen. Wenn auch das 
Kräfteverhältnis an den Universitäten 
für die fortschrittlichen Kräfte zunch- 
mend ungünstiger wird, wäre ein Zu- 
rückweichen falsch. Einzig in der Or- 
‚ganisierung des Abwehrkampfes und 
der Orientierung auf den gemeinsa- 
men Kampf mit der Arbeiterklame 
zen anne von Staat und 

die Perspektive, die 
eine Wende bringen kann. . 


— Genossen des SSB, Hamburg — 


nisch über die in Baden Württemberg [WRK ihre vollste Zustimmung zu dem 


jetischen Volk wieder den Zarlımus 
herbeiwünschen und u.a. fordern, die 

„Vorbehalte” gegen die spanischen 

ind griechischen Faschisten aufzuge- 

ben und stattdessen doch lieber die 
Sowjetunion zu bekämpfen. Daß Mül- 
ler gegen diese FaschjstenClique kri- 
tisch Stellung bezog, genügte der Be- 
hörde als Vorwand für den Raus 
schmiß. Dies ist unseres Wissens der 
erste Fall, in dem eine einzige anti- 
fackisuche Meinungsuberung als 
Begründung für ein Berufwerbot 
dient. Mit dieser Begründung, die 
eine weitestgehende Beschneidung 
der Presse- und Meinungsfreiheit dar- 
stellt, kann eine umfassende Säube- 
rung des Staatsapparats durchgeführt 

werden. Denn letztlich kann mit der 
Begründung „Mißschtung des Rechts 
des Andersdenkenden” jeder aus dem 
öffentlichen Dienst entlassen werden, 
der einen Faschisten z.B, als Mörder 
bezeichnet (wie u.a, den chilenischen 
Arbeiterschlächter General Pinochet 
und den Schah von Persien, den Hen- 
keraknecht des US- und BRD-Impe- 
Hlalismus), . 


KB/Gruppe Oldenburg 


3.4.78 
Leserbrief 
volgendes Ereignis hat sich vor 

Fangen Wochen zugetragen: 

Mein Sohn, der z. Zt. in einem 
Heim außerhalb der Stadt lebt, be- 
suchte mich am Wochenende. Weil er 
am Montag wieder zurück fahren woll 
te, schickte ich ihn zur U-Bahn, damit 
er sich nach den Abfahrzeiten der 
Busse erkundigen sollte. Br ist dann 
aber bis zum ZOB (Zentral-Omnibus- 
Bahnhof) gefahren und hatte dort 
Auskunft erhalten, 

Am Fahrkartenschalte: 
Junge von zwei Zivilbeamten ange 
sprochen, die Ihn fragten, was er dort 
zu suchen hätte, woraufhi 
te, daß er zurück ins Heim fahren und 
‚deshalb die Abfahrzeiten der Busse 
wissen wollte, und gab unseren Na 
men und Adresse an. Ohne weitere 
Fragen au stellen oder Erklärungen 
abzugeben, brachten die Beamten 
meinen Sohn zur nächsten Rovierwa- 


che. 


Däraufhin bin Ich benachrichtigt 
worden. Ich bat darum, den Jungen 
nach Hause zu schicken, da ja nun al- 
es geklärt sel, Aber wo einfach sing 
das denn wieder einmal nieht; nach 
einigem Hin und Her mußte sch ihn 
selbst von der Wache abholen, Und 
erwartete mich die nächste Über- 
raschung: Man hatte den Jungen In 
eine Zelle eingesperrt! Er war natür- 
lich tränenüberströmt und vollkom- 
men verängsigt. Ich selbst war 
Moment so verschreckt, daß ich nicht 
mich auch nur zu be- 


Allein die Tatssche, dat 
im Heim lobt, hat auspeusain. 
‚einen Kriminelien zu behandeln. Die- 
ser Willkürakt ist wieder ein Beispiel 
für die verschärften Maßnahmen und 
‚den Ausbau des Polizeiapparates, 


Eine mit Buch 
sympathisierende Mutter 


dam 


Aufrechter DKP Vertreter 


GESCHAFTSLEITUNG 


KAUFT DEN VORSITZENDEN 


DES VERTRAUENSLEUTEKORPERS BENZ MANNHEIM 


josef Jäger war DKP-Mitglied und 
J Vorutuender des Vertrauensleute: 
‚körpers bei Daimler-Benz Mannheim. 
Jäger ist jetzt aus der DKP ausgetre- 
ten, mit der Degründung, dab die 
DKI-Mitgliedschaft den „beruflichen 
Aufstieg” ausschließe. Jäger ist von 
der Benz-Geschäftsleitung ala ihr Se- 
kretär beim Gesamtbetriebsrat ange- 
stellt worden. Daraufhin hatte Jüger 
eine gewerkschaftlichen und Be- 
triebsratsfunktionen niedergelegt 


Alese CHAOTEN - 
Sind” _ HANDLANGER 
DES KAYTALS ..- WERDEN VOM 
VER FASSuhep: 


Die DKP schreibt in ihrer Benz-Be- 
triebszeitung, „daß Josef Jüger in 
früheren Jahren aufrechter Vertreter 
der Arbeiter und Angestellten des 
Daimler-Benz-Konzerns war‘. Jäger 
war sicher ein aufrechter Vertreter 
der DKP-Politik. Aber ein „aufrech- 
tor Vertreter der Arbeiter"? Wie sah 
seine Politik im Auftrag der DKP 
aus? 

Jiger war Mitglied der Tarifkom- 
mission. 1971 nahm während des Me- 

„  tallarbeiterstreiks. in Baden-Württem- 
ber die 1G Metall-Tarifkommission 
den7,5%-Beschiß an. Als die Mannhei- 
‚mer Streikleiter davon erfuhren, be- 
schlosen, sis. empört einstimmig ein. 
Telegramm an die Tarifkommission: 
Diese 7,5% müssen abgelehnt wer 
den! Was scherte aber den DKP-Ver- 
roter Jäger diese Ablehnung der Ar- 

„beiter? Er stimmte dem 7,5%-Be- 
schiß zu. Seine Begründung: „Ich 
mußte am Ball bleiben“. Das hatte 
ihm die DKP eingeschärft: Immer bei 
der SPD bleiben, nicht von der SPD" 
und ihrer Profitsicherungspolitik ab- 
weichen. _Der 8,5%-Abschluß von 
Anfang 1973 wurde von ihm auf Be- 
triebsversammlungen mit keinem 
Wort kritisiert, obwohl dieser Ab- 
schluß für einen großen Teil der Me- 
taller abgelehnt wurde. Im Gegenteil: 


Im September erklärte er auf einer 
Botriebsversammlung zu den Lohn- 
forderungen der Kollegen: „Auf je- 
den Fall wird ein Abschluß ange- 

rebt, der der Volkswirtschaft zu- 
triglich und zumutbar ist und auch 
‚den Arbeitnehmern einen gerechten 
Anteil am _Wirtschaftskuchen si 
chert‘“, Was den Arbeitern zuträglich 
ist, davon ing dieser DKP-Vertreter 
nicht aus. Als die Kommunistische 
Volkszeitung diese Meinungen von 


DAS HIT DEN CAAOTEN 
IST IHMER SEINE 
Beste NUMNER.. 


[8 
es 


”% 


Jäger veröffentlichte, verteidigte die 
DKP in ihrem subventionierten Gra- 
tisblättchen „UZ" wütend ihren auf- 
techten DKP-Politiker, 

Die Geschäftsleitung von Daimler- 
Benz wußte schon lange, was sie an 
diesem _aufrechten DKP-Vertreter 
hatte. Sie fand, daß Koof-mich Jäger, 
der vorher so gut die Interessen der 
Arbeiter an die Kapitalisten verkauft 
hatte, als ihr Sekretär beim Gesamt- 
betriebsrat einen beruflichen Aufstieg 
verdient hatte. Die DKP forderte in 
einer Erklärung, daß „die Fünktion 
eines angestellten Sekretärs ... durch- 
aus im Rahmen eines Betriebsman- 
dats und damit im Auftrag der Kolle- 
gen erfolgen könnte“. Die. DKP 
möchte also, daß der von der Ge- 
schäftsleitung gekaufte Jüger als von 
den Kollegen mitbestimmier Sekretär 
seine Dienste als Kapitalistenknecht 
verrichten soll. Das ist anerkannte 
DKP-Politik. Jäger, der „anerkannte 
Arbeiterführer bei Daimler-Benz“, — 
0 die DKP — beschloß seinen berufli- 
chen Aufstieg auch ohne die DKP 
fortzusetzen; sein DKP-Nachfolger in 
den Gewerkschaftsämtern, Horst Ger- 
mies, auch ein typischer DKP-Vertre- 
ter, schloß sich ihm an. . 


(aus „KVZ“ Nr. 7/74 des KBW) 


Arbeiterkampf Nr. 42/April 1974 


Kinder als Versuchskaninchen — 7 Tote! 


inen ungeheuerlichen Skandal 

Eenuünte der New Yorker Ab- 
neordnete Heveni Ende März: 

Amerikanische Ärzte haben 454 
Babysalı Versuchskaninchen benutzt. 
An ihnen sollte ausprobiert werden, 
wie sich Fettentzug auf das Wachstum 
auswirkt, So wurde ihnen Milch ein- 
genößt, der das Fett bis zum letzten 
Gramm entzogen war. Inzwischen 
sind bereits sieben Kinder an den Fol 
ven des „medizinischen Experiments" 
aestorben, 25 weitere schweben in Le- 
bensgefahr. Etliche andere Kinder be- 
kamen -Ausschläge und Infektions- 
krankheiten. 

Bei den „Testpersonen” handelt 
&s sich ausschließlich um Kinder der 
ärmsten-Schichten - Arbeitslose, 
Hilfs- und Gelegenheitsarbeiter - vor: 
wiegend Farbige aus den Slums New. 
Yorks, 

Den Müttern der Babys war ein 
Jahr lang kostenlos Milch verspro- 
chen worden, „wenn sie Ihre Kinder 
für einen harmlosen Test zur Verfü- 
gung stellen würden.“ 

Die am untersten Existenzmini- 
mum „Jebenden” Familien nahmen 
dies. „Vielversprechende” Angebot 
dankbar an. 

Über die Risiken des Experimen- 
tes wurden sie natürlich nicht infor- 
miert, 

Dieser Fall menschenfeindlicher 
Experimente ist nicht der einzige. 
Wie die „Bild”-Zeitung vom 26. März 
1974 meldete, haben Ärzte in einer 
New Yorker Sonderschule geistig be- 
hinderte Kinder mit Gelbsuchtviren 
infiziert. Es wurden dann neue Medi- 
kamente an den Kindern ausprobiert, 
die die eingespritzten Viren bekämp- 
fen sollen. „Die „Impfung war frei- 
willig, doch Eltern, die sich sıräub- 
ten, wurde gedroht, ihr Kind werde 
von der Schule verwiesen. In einem 
anderen Fall wurden 22 Patienten in 
einem Krankenhaus im New Yorker 
Stadtteil Brooklyn Krebszellen (}) 
eingeimpft.* „Bild, 26.9.7) 

Diese drei Fälle, bei denen Kinder 
Opfer der Profitinieressen der Phar- 
mazeutischen Kapitalisten wurden, 
reihen sich ein in eine lange Kette 
scheußlichster kapitalistischer „For. 
schungen”. So berichtete der „Spie- 
gel” Ende 1970 von Tests an Häftlin- 
sen in amerikanischen Gefängnissen, 
„Im Zuchthaus von Atlanıa ließen 
sich Gefangene freiwillig für ein — 


INHALT 


vom Pentagon finanslertet - For 
schungsprogramm mit Malaria-Er 
‚gern verseuchen. Monatelang erleiden 
‚die Häfılinge Fieberanfälle, Schüttel- 
‚frost und Kopfschmerzen ... 

Im „Ohlo State Penitentiary” lier- 
sensich Häftlinge lebende Krebrzelten 
‚einspritzen, im „Cook County Jail” 
wurde Freiwilligen Blut von Patien- 
ten übertragen, die an Leukämie er- 
krankı waren... In Tallahasee lies- 
‚sen Wissenschaftler Sträflinge DDT 
schlucken, um die-Wirkung des Un- 
kraut-Vernichtungsmitieh auf den 
Menschen zu erforschen ..” 

(Spiegel 48/70): 

"Amerikanische Mediziner und Be- 
'hörden beriefen sich bei diesen „Ex- 
perimenten” immer auf die sogenann- 
te „Freiwilligkeit” der Häftlinge. Nun 
ist es mit dieser „Freiwilligkeit” nicht 
weit her, denn unter den psychologs- 
schen Zwängen im Knast, Abkapsc- 
lung, Ängste, Brutalität der Wärter 
ist die Zustimmung zu solchen Expe- 
rimenten nicht schwer zu bekommen. 
Besonders wenn für die Häftlinge end- 
lich einmal die Möglichkeit besteht, 
in besseren Krankenhausabteilungen 
zu liegen, mehr Kontakte zu anderen 
Menschen und nicht zuletzt gute Be- 
urteilungen, die für Haftzeitermäßi- 
gung von Ausschlag sind, zu bekom- 

(Wie hoch die Zahl derjenigen 
Häftlinge ist, die unter den psycho- 
logischen Zwängen im Gefängnis 
kaputt gehen, zeigen die stetig stei- 
genden Zahlen von Selbstverstümme- 
lungen. und Selbstmordversuchen.) 

So drückte ein US-Mediziner das. 
aus, was die Pharma-Kapitalisten 
als „kostensparend“ entdeckt hatten: 
„Die Häftlinge sind gutes Experimen- 
ierMeteril, und viel billiger als 
‚Schimpansen." (lt. Spiegel) 

Die moralische Empörung der 
bürgerlichen Presse über diene „Fehl- 
griffe” des US-Gesundheitswesens 
landen allemal bei der Konsequenz, 
wie in der BRD Gesetze zu erlassen, 
die es der Pharma-Industrie unter- 
gen, Versuche mit neu entwickel 
ten Medikamenten an Menschen vor- 
zunehmen, Ist dies die Lösung? 

Zwar sind über Experimente der 
Pharma-Industrie an Menschen in der 
BRD wirklich in den letzten Jahren 
kaum Informationen bekannt Bewor- 
den, dafür aber reichlich über Medi 
‚kam die ungeprüft auf den Medi- 
'kamentenmarkt flossen, wo die Be- 


völkerung also gleich in großem 
Maßstab zu Experimentierawecken 
herangezogen wurde. Hier sei nur 
unter anderem an das Schlafmittel 
„Contergan” erinnert, Nekanatlich, 
führten die Schlaftablotten bei at- 
lichen tausend neugeborenen Kindern 
zu körperlichen Verstümmelungen, 
Der besondere Zynismus bestand da- 
rin, daß die Tabletten für schwangere 
‚Frauen äußerst gefährlich waren, die 
„Contergan"-Werbung allerdings das 
Präperat besonders „für schwangere 


rauen" empfahl, 
Die Wirksamkeit bzw. die Un- 
schädlichkeit von Medikamenten 


unterliegt auch in der BRD prak- 
tisch keiner Kontrolle, Laut Gesetz 
wird lediglich verlangt, daß der Her- 
steller die von ihm in den Handel 
gebrachte Arzneispezlalität „nach 
dem jeweiligen Stand der wissen- 
schaftlichen Erkenntnis ausreichend 
und sorgfältig geprüft hat.“ 

Diese Prüfung erfolgt durch den 
Hersteller selbst!!! Er leitet seine 
Ergebnisse an das Bundesgesundheits- 
amt weiter, das Bundesgesundheits- 
amt „prüft“ seine Untersuchungen, 

„prüft“? Bei ca. 1.700 Eintra- 
‚gungswünschen der Industrie jühr- 
lich sind nur 6 Apotheker als Prüfer 
angestellt!! 


Nicht zu Unrecht kursiert unter 
Pharmazeuten das Witzwort, die Kon- 
trolleure könnten die angelieferten 
Gutachten bestenfalls auf Recht- 
schreibfehler durchlesen, (nach: Ge- 
‚sundheitswesen im Klassenkampf) 


Die Wurzel aller Übel im Gesund- 
heitswesen im Kapitalismus, sowohl 
die ungeheuerlichen „Experimente" 
an Kindern in den USA, als auch die 
Tatsache, daß jederzeit Medikamente 
auf den Markt kommen, die völlig 
unzureichenden Prüfungen auf Wirk- 
samkeit und Unschädlichkeit unter- 
liegen, wie in der BRD, sind in der 
Tatsache begründet, daß die Pharma- 
zeutische Industrie nicht für gesunde 
Menschen bezahlt wird, sondern an 
der Krankheit der Werktätigen ihr 
Geschäft macht, Nicht Hilfe - sondern 
Profit bestimmen das Gesundheits- 
wesen im Kapitalismus! . 


Leitung des. 
KB-Gruppe Hamburg. 
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